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Vor mehr als zwei Jahrhunderten wurden in England Lohnzu-
schüsse für Geringverdienende und Arbeitslose eingeführt. Das 
als Speenhamland bekannte System wurde gelobt, kritisiert 
und persi� iert. Nach dem Stand der Forschung trugen nicht 
nur niedrige Energie- und Transportkosten, sondern auch rela-
tiv hohe Löhne und Lohnsubventionen zum Vorsprung der bri-
tischen Wirtschaft bei, da sie die Massenkau� raft steigerten. 

Diese Studie analysiert das Speenhamland-System, seine Funk-
tionsweise und Auswirkungen, und untersucht, warum es trotz 
positiver E� ekte nach 40 Jahren abgescha� t wurde. Die Ana-
lyse bietet ein di� erenziertes Verständnis des Potenzials von 
Grundeinkommenspolitiken zur Bewältigung sozialer Ungleich-
heit und der Klimakrise.
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Herausforderungen für die Weltwirtschaft 
im geopolitischen Kontext
SIMONE CLAAR, CHRISTOPH SCHERRER

Der McKinsey-Berater Kenichi Ohmae drückte 1990 in seinem 
Bestseller The Borderless World die weit verbreitete Erwartung 
aus, dass das Ende des Kalten Krieges eine Welt ohne Grenzen 

hervorbringen würde. In der Tat öffneten sich die Grenzen, allerdings 
weit mehr für Waren, Dienstleistungen und Finanzströme als für Arbeit-
suchende und Geflüchtete. Diese neoliberale Globalisierung, die in den 
letzten Jahrzehnten zu weltumspannenden Lieferketten geführt hat, wird 
in jüngster Zeit durch vielfältige Entwicklungen infrage gestellt. Am au-
genfälligsten sind die Störungen der Lieferketten durch globale Pande-
mien, Kriege wie den russischen Angriff auf die Ukraine und Klimaka-
tastrophen. Diese Störungen sind jedoch nur Symptome umfassenderer 
Herausforderungen für die bisherige Weltwirtschaftsordnung und ihre 
Regeln.

Das von Kenichi Ohmae 1995 verkündete Ende des Nationalstaates 
(End of the Nation State) ist nicht eingetreten. Im Gegenteil : Nicht nur 
der russische Angriff, sondern auch die zunehmende Konkurrenz um die 
technologische Führerschaft zwischen den USA und der Volksrepublik 
China, die mit beidseitiger militärischer Aufrüstung einhergeht, das ego-
istische Verhalten der reichen Länder bei der Verteilung von Impfstoffen 
während der Covid-19-Pandemie und das Erstarken der extrem nationa-
listischen Rechten zeigen, dass der Nationalstaat wieder an Bedeutung für 
politisches Handeln gewonnen hat. In diesem Zusammenhang wird der 
Begriff „Geopolitik“, der aus dem späten 19. Jahrhundert stammt, wieder-
belebt. Er bezeichnet die Bedeutung geografischer Besonderheiten für die 
Machtstellung von Staaten. Ging es jahrhundertelang primär um die Be-
herrschung der Meere, erstreckt sich heute, im Zeitalter der Interkonti-
nentalraketen, der Kampf um imperiale Machtausübung auf die gesamte 
Erdoberfläche und bis in den Weltraum hinein.

Was für die neoliberale Globalisierung zutrifft, gilt auch für das her-
aufziehende geopolitisch geprägte Zeitalter : tiefgreifende Veränderungen 
in der Art und Weise, wie wir leben und arbeiten. Dieses Heft widmet 
sich daher der Frage, wie sich dieser neue geopolitische Kontext auf die 
Bewältigung zentraler weltwirtschaftlicher Herausforderungen auswirkt. 
Zu diesen Herausforderungen zählen wir vor allem die ökologische Krise. 
Damit sie nicht zu einer Katastrophe für die Menschheit wird, müssen wir 
sowohl unsere Produktion als auch unseren Konsum umstellen. Dies er-
fordert gewaltige Investitionen und die unbequeme Abkehr von alten Ge-
wohnheiten. Der Weg zu nachhaltigen Produktions- und Konsummus-
tern birgt zudem die Gefahr, dass die Lasten zwischen den Ländern und 
auch innerhalb der Bevölkerung sehr ungleich verteilt werden. Auch ohne 
geopolitische Spannungen ist der nicht nur von der Gewerkschaftsbewe-
gung geforderte gerechte Übergang (just transition) zu ökologischer und 
sozialer Nachhaltigkeit schwierig. Wie kann er im geopolitischen Kontext 
gelingen ? Es ist zu erwarten, dass einerseits die Klimakrise durch Kriege 
verschärft und ihre Lösung durch den Zerfall der Welt in verfeindete La-
ger erschwert wird. Andererseits fördern geopolitische Spannungen zum 
einen die Hinwendung zu erneuerbaren Energiequellen, um die Energie-

abhängigkeit von Russland und den Golfstaaten zu verringern, und könn-
ten zum anderen dazu beitragen, dass die Bereitschaft der reichen Staaten 
steigt, neutrale und wirtschaftlich schwache Staaten bei der Energiewende 
finanziell zu unterstützen.

Wie nach früheren Niedrigzinsphasen geraten die Länder, die den 
geringeren Teil der Wertschöpfung in den Lieferketten erhalten, in eine 
Schuldenfalle. Das schränkt ihren Spielraum für den notwendigen Um-
bau ihrer Wirtschaftsstrukturen ein, obgleich viele von ihnen besonders 
vom Klimawandel betroffen sind. Ergebnis könnten ein erhöhter Migra-
tionsdruck und eine Zunahme zwischenstaatlicher Spannungen sein.

Der durch Kriege verstärkte demografische Migrationsdruck könnte 
nicht nur die Beziehungen zwischen Europa und den Herkunftsländern, 
sondern auch die innereuropäischen und innergesellschaftlichen Bezie-
hungen weiter belasten. Gleichzeitig wird Zuwanderung aber auch im 
Wettbewerb mit Staaten notwendig sein, die den gegenwärtigen macht-
politischen Status quo infrage stellen. Aus demografischen Gründen wird 
sich der Fachkräftemangel insbesondere in Deutschland voraussichtlich 
verschärfen.

Inwieweit die Ausbreitung digitaler Geschäftsmodelle und der Einsatz 
Künstlicher Intelligenz den Bedarf an Arbeitskräften dämpfen werden, ist 
ungewiss. Sicher ist jedoch, dass die daraus erwachsenden wirtschaftli-
chen und militärischen Machtressourcen nationalstaatliche Konkurren-
zen anheizen. Sie können auch innerstaatliche Spaltungen zwischen de-
nen, die diese Techniken beherrschen, und denen, deren Qualifikationen 
entwertet werden, vertiefen.

Die Beiträge des Heftes zeigen, dass geopolitisches Denken die erfor-
derliche globale Zusammenarbeit zur Bewältigung der vielfältigen Her-
ausforderungen behindert. Die Verschärfung der Standortkonkurrenz 
schwächt zudem den Zusammenhalt der Beschäftigten, der für eine ge-
rechte Lastenverteilung auf dem Weg zu einer planetenverträglichen Pro-
duktions- und Konsumweise so notwendig ist. Kluge Gegenstrategien 
sind gefragt. Unser Heft kann dazu nur einen Anstoß geben. ■
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Geopolitische Umbrüche : 
Wirtschaftliche Herausforderungen 
für Deutschland

Neue zwischenstaatliche Konflikte und neue Wettbewerbskonstellationen stellen 
eine Herausforderung für deutsche Unternehmen, den Wirtschaftsstandort 
Deutschland und damit auch für die Beschäftigten dar. Auch der gesellschaft-
liche Wandel hin zu einer nachhaltigeren Wirtschaftsweise ist davon betroffen. 
Der Autor reflektiert in diesem Beitrag, welche Tendenzen der Globalisierung 
bzw. Deglobalisierung das erste Viertel dieses Jahrhunderts charakterisieren und 
welche Handlungsoptionen Deutschland und Europa haben, wenn sie nicht in 
den Spannungen zwischen den USA und China zerrieben werden wollen.

CHRISTOPH SCHERRER

1	 Einleitung

Die deutsche Wirtschaft erlebte in den 2000er Jahren eine 
Blütezeit mit Rekordzahlen bei der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung und hohen Exportüberschüs-
sen. Zu diesem Erfolg trugen verschiedene Faktoren bei, 
von denen zumindest vier in jüngster Zeit weggefallen 
sind. Dazu gehört in erster Linie der Zugang zu billigen 
fossilen Energieträgern für die im OECD-Vergleich über-
dimensionierte verarbeitende Industrie. Der russische 
Angriff auf die Ukraine im Februar 2022 hat diese Quelle 
zum Erliegen gebracht. Ein zweiter Faktor war das kom-
plementäre Industrieprofil zur dynamisch wachsenden 
Wirtschaft der Volksrepublik China. Als im Zuge der Eu-
rokrise ab 2010 die europäischen Absatzmärkte schrumpf-
ten, konnte die deutsche Automobil- und Investitionsgü-
terindustrie diese Einbußen durch Exporte in die VR Chi-
na mehr als kompensieren. Gleichzeitig blieb die Verbrau-
cherpreisinflation bis 2020 niedrig, nicht zuletzt aufgrund 
günstiger Konsumgüter und Vorprodukte aus China. Al-
lerdings hat China in jüngster Zeit in einigen Bereichen 
die Technologieführerschaft übernommen und fordert 
mit kostengünstigen und leistungsfähigen batteriebetrie-
benen Fahrzeugen das Herzstück der deutschen Indus-
trie, die Automobilhersteller, heraus. Der dritte Faktor, die 
niedrigen Zinsen, die bis 2021 insbesondere die Immobili-

enwirtschaft beflügelt haben, sind einem deutlich höheren 
Zinsniveau gewichen, das die Finanzierung privater und 
öffentlicher Investitionen verteuert. Da die Verbraucher-
preisinflation, auf die die Zentralbanken mit Zinserhö-
hungen reagierten, im Wesentlichen durch Angebotsver-
knappungen ausgelöst wurde, handelt es sich um ein vo-
rübergehendes Phänomen. Wie lange es anhält, hängt je-
doch vom weiteren Verlauf der aktuellen zwischenstaatli-
chen Konflikte ab. Ein letzter Erfolgsfaktor der deutschen 
Industrie waren die Fachkräfte, die seit einigen Jahren in 
immer mehr Unternehmen fehlen.

Am letztgenannten Faktor lässt sich gut zeigen, dass 
sein Fehlen in gewissem Maße auch „hausgemacht“ ist. 
Während die zahlenmäßige Stärke einer Geburtenkohorte 
unabhängig vom Verhalten der Unternehmen ist, ist dies 
bei der Ausbildung von Fachkräften nicht der Fall (Bil-
dungsbericht 2022, S. 170). Aber auch der Faktor Energie 
ist nicht völlig unabhängig vom Verhalten der Wirtschaft. 
Wäre die von den grünen Kabinettsmitgliedern der Regie-
rung Schröder eingeleitete Förderung regenerativer Ener-
gien auch unter der Regierung Merkel energisch fortge-
setzt worden, wären die Folgen der Abkopplung von rus-
sischen fossilen Energielieferungen weniger gravierend 
ausgefallen. Dies gilt auch für die Entscheidung, alles auf 
den Dieselantrieb zu setzen, statt in alternative Antriebs-
technologien zu investieren.

Die deutsche Wirtschaft steht derzeit vor weiteren He-
rausforderungen. Eine davon sind die Spannungen zwi-
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schen den USA und China. Die Auswirkungen dieses 
Spannungsfeldes stehen im Mittelpunkt meines Beitrags. 
Eine andere ist das politische Ziel des nachhaltigen Wirt-
schaftens, das vor allem auf die Reduzierung klimaschäd-
licher Produktions- und Konsummuster ausgerichtet ist. 
In meinem Beitrag werde ich diese Herausforderung aus 
der Perspektive geopolitischer Spannungen betrachten, 
d. h. ich werde analysieren, wie die Geopolitik die Verfol-
gung des Ziels nachhaltigen Wirtschaftens beeinflusst.

Der Beitrag skizziert die neuen geopolitischen Span-
nungen und erklärt sie als Folge des kapitalistischen Wett-
bewerbs. Die zentrale These lautet, dass dem Konkurrenz-
prinzip des Kapitalismus eine Tendenz zur Grenzüber-
schreitung und zugleich zur nationalen Mobilisierung ge-
sellschaftlicher Kräfte inhärent ist. Unter bestimmten Be-
dingungen führt diese nationale Mobilisierung zu einem 
aggressiven Hypernationalismus. Allerdings sind auch 
Gegentendenzen erkennbar, sodass nicht von einer line-
aren Entwicklung geopolitischer / ​ökonomischer Zuspit-
zungen ausgegangen werden kann. Mein Beitrag beginnt 
mit einer kurzen Darstellung der gegenwärtigen Globali-
sierungsdynamik und der Entstehung geopolitischer Kon-
flikte (Abschnitt 2). Die Entstehung dieser Konflikte wird 
sodann theoretisch erklärt (3). Anschließend skizziere ich 
die wirtschaftliche Herausforderung durch China und die 
Reaktionen der USA sowie deren Auswirkungen auf die 
deutsche Wirtschaft (4). In Abschnitt 5 werden die unter 
dem Begriff De-risking zusammengefassten Maßnahmen 
der USA, der Europäischen Union und der Bundesregie-
rung zur Verringerung der Abhängigkeit von China dar-
gestellt. Es folgt eine kurze Erörterung der Frage, inwie-
fern die Spannungen und die daraus resultierenden Maß-
nahmen die Transformation zu einer nachhaltigen Wirt-
schaftsweise beeinflussen (6). Im Ausblick (7) wird die 
Befürchtung geäußert, dass die Investitionen in eine nach-
haltige Wirtschaftsweise zu gering ausfallen und damit ei-
nem ausgrenzenden Nationalismus den Weg bereiten.

2	 Deglobalisierung, Slowbalisation 
oder Globalisierung 
trotz Nationalismus

Ob die Globalisierung als stagnierend oder gar rückläu-
fig wahrgenommen wird, ist vor allem eine Frage der ver-
wendeten Statistiken. Während Alicia Garcia-Herrero für 
die Verlangsamung des Welthandelswachstums nach der 
großen Finanzkrise und den inzwischen schrumpfenden 
Anteil des Welthandels am Weltsozialprodukt den Begriff 
der Slowbalisation geprägt hat (Garcia-Herrero 2022), hält 
Richard Baldwin (2022) das Verhältnis von Handel zu So-
zialprodukt für wenig aussagekräftig. Zum einen habe 
dieses Verhältnis in der Europäischen Union noch nicht 

seinen Höhepunkt erreicht, was auch für den weltweiten 
Handel mit Dienstleistungen gelte. Zum anderen beein-
flussten sinkende Rohstoffpreise diese Kennziffer. Martin 
Wolf (2022) weist zudem darauf hin, dass sich das unge-
wöhnlich hohe Verhältnis von Handel zu Sozialprodukt in 
China im Zuge der Entwicklung des Binnenmarktes seit 
2006 dem deutlich niedrigeren Verhältnis in den USA an-
nähert. Dies gilt in abgeschwächter Form auch für Indien 
(Goldberg / ​Reed 2023). Der Global Connectedness Index 
der großen Spedition DHL zeigt für 2023 ein Aufholen al-
ler internationalen Ströme (Handel, Kapital und Informa-
tion) gegenüber den Einbrüchen während der Pandemie. 
Ausnahmen sind grenzüberschreitende wissenschaftliche 
Ko-Autor*innenschaften (als Folge der Spannungen zwi-
schen China und den USA) und ausländische Direktin-
vestitionen. Letztere fallen laut DHL-Studie geringer aus, 
da Technologiekonzerne im Vergleich zu traditionellen 
Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes weniger auf 
Investitionen in Sachanlagen im Ausland angewiesen sind 
(Altman / ​Bastian 2024).

Das Ende der Globalisierung ist also noch nicht ein-
geläutet, und schon gar nicht ist der Nationalstaat ver-
schwunden, wie es McKenzie-Partner Kenichi Ohmae 
noch Anfang der 1990er Jahre prophezeite (Ohmae 1990). 
Vielmehr deuten die neuen Kriege auf einen Bedeutungs-
gewinn des Nationalstaates hin. Nach dem Ende des Kal-
ten Krieges beschränkten sich militärische Auseinander-
setzungen vor allem auf innerstaatliche Konflikte in Af-
rika und zwischen den USA und Regimen, die die ameri-
kanische Vorherrschaft im Nahen Osten herausforderten. 
Diese Kriege hatten nur geringe Auswirkungen auf die 
deutsche Wirtschaft. Mit der völkerrechtswidrigen Beset-
zung der ukrainischen Krim durch Russland kam es zu 
ersten wirtschaftspolitischen Sanktionen gegen Russland, 
die Teile der deutschen Wirtschaft belasteten. Der russi-
sche Einmarsch in die Ukraine im Februar 2022 führte 
dann zu einem weitgehenden Abbruch der Wirtschaftsbe-
ziehungen zu Russland, wobei weniger die ausbleibenden 
Exporte nach Russland als vielmehr der Verlust der güns-
tigen Energieimporte aus Russland die deutsche Wirt-
schaft massiv beeinträchtigte. Seit jenem Februar können 
die geopolitischen Spannungen von der deutschen Wirt-
schaft nicht mehr ignoriert werden.

Der Konflikt mit Russland geht über die Ukraine hin-
aus. Russische Söldner sind auch im Kaukasus, in Syrien, 
in Libyen, in der Sahelzone und in Äquatorialafrika mi-
litärisch aktiv. Darunter leidet nicht nur die dortige Be-
völkerung, sondern auch die wirtschaftlichen Aktivitäten 
westlicher Unternehmen sind berührt, insbesondere im 
Hinblick auf den Zugang zu kritischen Rohstoffen. Zudem 
intervenieren immer mehr Staaten auch andernorts mili-
tärisch, z. B. die Türkei in Syrien und Libyen (Champion 
2024). Dies und der anhaltende Konflikt um die Kontrol-
le des Landstrichs Palästina können immer wieder Lie-
ferketten stören, gefährden die deutsche Wirtschaft aber 
nicht im Kern.
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Eine größere Gefahr geht von den sich seit Mitte der 
2000er Jahre anbahnenden Konflikten zwischen China 
und den USA aus, die in den Jahren zuvor die engsten 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen zwei nicht aneinan-
dergrenzenden Ländern aufgebaut hatten. Solange China 
vor allem als verlängerte Werkbank und Absatzmarkt für 
Unternehmen aus den USA diente, waren dessen Exporte 
willkommen. Dies hat sich jedoch geändert, seit die chine-
sische Regierung eine Führungsrolle in der Hochtechno-
logie anstrebt. Der chinesische Test einer Hyperschallwaf-
fe, die 2021 die Erde umrundete, hat auch das US-Militär 
aufgeschreckt, zumal China für diese Waffe amerikanische 
Technologie verwendete (Sevastopulo 2023).

Wie sind diese Konflikte unter kapitalistischen Staaten 
zu verstehen, wo doch der internationale Handel nach der 
Theorie der komparativen Kostenvorteile (Ricardo 1951 
[1817]) nicht nur alle besser stellt, sondern auch Kompro-
misse ermöglicht ? Denn das Geld, um das es im Handel 
geht, ist im Gegensatz zur Ehre, die im Feudalismus vor-
herrschte, teilbar und erleichtert so den Interessenaus-
gleich (Hirschman 1977).

3	 Kapitalistische Rivalitäten

Der Konkurrenzmechanismus im Kapitalismus drängt 
zum grenzüberschreitenden Wirtschaften. Für Kaufent-
scheidungen ist (im Prinzip) nicht die Herkunft oder 
Hautfarbe der jeweiligen Warenbesitzer*innen ausschlag-
gebend, sondern das Preis-Leistungs-Verhältnis ihrer Wa-
ren im Vergleich zur Konkurrenz. Die Aussicht auf Ge-
winn und der Konkurrenzdruck schaffen Anreize, Unter-
schiede zwischen einzelnen Wirtschaftsräumen auszunut-
zen, sei es durch das Angebot von Waren oder durch die 
Nachfrage nach Waren oder Arbeitskräften, die im eige-
nen Wirtschaftsraum nicht oder nur zu höheren Preisen 
angeboten werden.

Der Konkurrenzmechanismus ist aber auch die Ursa-
che für Grenzziehungen. Denn wer im Wettbewerb nicht 
mithalten kann, wird versucht sein, die Konkurrenz durch 
Importverbote, Zölle und nationale technische Standards 
vom eigenen Markt fernzuhalten. Keines der führenden 
Industrieländer hat auf protektionistische Instrumente 
verzichtet (Chang 2002). Gleichzeitig werden die bereits 
erfolgreichen Unternehmen mithilfe ihrer jeweiligen Staa-
ten versuchen, die aufholende Konkurrenz klein zu hal-
ten. Dies geschieht heute vor allem durch den Schutz geis-
tigen Eigentums, Markenschutz (Klein 2000) sowie Han-
dels- und Investitionsabkommen, die eine nachholende 
wirtschaftliche Entwicklung behindern (Chang 2002).

Kees van der Pijl (2006) sieht die Konflikte, die die 
internationale Arbeitsteilung gefährden, seit dem Beginn 
des Kapitalismus in England im 18. Jahrhundert als Fol-

ge des Gegensatzes zwischen einer expandierenden Lo-
cke’schen Kernzone und einer wechselnden Gruppe von 
Hobbes’schen Peripherie- oder Herausfordererstaaten. Im 
Kerngebiet wurden die Ideen von John Locke, dem Vor-
denker des Liberalismus, verwirklicht, nämlich die Tren-
nung von privater und öffentlicher Sphäre. Als reiche Staa-
ten mit Technologieführerschaft setzen sie sich für eine 
liberale Weltwirtschaftsordnung ein, durchaus auch mit 
militärischer Gewalt. Die Peripherie hingegen versucht, 
gemäß Thomas Hobbes’ Plädoyer für einen starken Staat, 
die Industrialisierung durch einen mächtigen, interventi-
onsfreudigen Staat nachzuholen. Das Hobbes’sche Modell 
zeichnet sich durch eine umfassende staatliche Kontrolle 
von Wirtschaft und Gesellschaft, eine Mobilisierung der 
sozialen Klassen von oben nach unten und relativ starke 
repressive Staatsapparate aus. In der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts war Deutschland ein solcher Herausforde-
rerstaat. Westdeutschland wurde dann später in die Lo-
cke’sche Kernzone integriert.

Inwieweit dieses einfache Schema van der Pijls noch 
auf den wiedererstarkten Nationalismus im Kerngebiet 
zutrifft, ist unklar. Einerseits setzt die neue Trump-Admi-
nistration in den USA Importzölle ein, um Beschränkun-
gen im Daten- und Finanzfluss bei den Handelspartnern 
zu beseitigen. Andererseits ist nicht auszuschließen, dass 
Importzölle dauerhaft erhoben werden, um Unterneh-
menssteuern zu senken und die Handelsbilanz auszuglei-
chen. Das Interesse an einer liberalen Weltordnung bleibt 
bei den zentralen Kapitalgruppen der USA bestehen, al-
lerdings mit weniger Rücksicht auf die Verbündeten aus 
der Zeit des Kalten Krieges (Scherrer 2024).

Heute trifft die Bezeichnung Herausfordererstaat je-
doch nach wie vor auf Russland als den alten, nun revan-
chistischen Herausforderer und China als den neuen Her-
ausforderer zu. Ihre Haltung zur Globalisierung ist ambi-
valent : Sie steht in der Tradition von Friedrich List (1841), 
wonach die eigenen Grenzen erst dann für die fortge-
schrittene ausländische Konkurrenz geöffnet werden soll-
ten, wenn der eigene kapitalistische Modernisierungspro-
zess wettbewerbsfähige Unternehmen hervorgebracht hat.

Diese Einsicht verbietet aber nicht die Nutzung des 
Weltmarktes für die eigene Exportwirtschaft – im Gegen-
teil, sie ermutigt dazu. Als Mitglieder der Welthandels-
organisation (WTO), der China 2001 und Russland 2012 
beigetreten sind, profitieren die Herausforderer von den 
unter Führung der USA liberalisierten Märkten. Dement-
sprechend unterstützen sie den Globalisierungsprozess, 
versuchen aber, ihre Industrien möglichst vor etablierter 
ausländischer Konkurrenz zu schützen, gleichzeitig ihre 
eigenen Binnenmärkte zu liberalisieren und ihre Wettbe-
werbsfähigkeit durch Investitionen in Infrastruktur und 
Bildung zu erhöhen (Nölke et al. 2019). Inwieweit Letz-
teres gelingt, hängt von den jeweiligen politischen Kon-
stellationen ab, wie die Unterschiede zwischen den beiden 
Ländern zeigen. Für ein rohstoffreiches Land wie Russ-
land ist es schwieriger, industrielle Wettbewerbsfähigkeit 
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zu erreichen, da die Rohstoffexporte zu einem für Indus-
trieexporte ungünstigen Wechselkurs führen und insge-
samt das Lohnniveau erhöhen (Oomes / ​Kalcheva 2007).

Die nachholende wirtschaftliche Entwicklung erfor-
dert kollektive Anstrengungen, die im nationalen Rahmen 
nur gelingen können, wenn sich die Bevölkerung mehr-
heitlich als eine Nation in Abgrenzung zu anderen ver-
steht ; daher neigen die Hobbes’schen Herausforderer zu 
einem übersteigerten Nationalismus. Dieser ist meist ge-
paart mit einer hohen Wertschätzung des Militärs bis hin 
zum Militarismus. Ein rohstoffreiches Land braucht das 
Militär, um den Zugang zu seinen Rohstoffen zu sichern. 
Während es für die Locke’schen Herzlande vor allem dar-
auf ankommt, dass die Rohstoffe allen zur Verfügung ste-
hen, die über die entsprechende Kaufkraft verfügen, do-
miniert bei den weniger kaufkräftigen Staaten und den 
rohstoffreichen Herausforderern die territoriale Logik.

Entsprechend stößt die globale militärische Präsenz 
der USA bei den Herausforderern auf weniger Zustim-
mung. Sowohl die russischen als auch die chinesischen 
Streitkräfte haben den Systemwechsel ihrer Länder weit-
gehend intakt überstanden, das Feindbild hat sich also 
kaum verändert. Die Ausdehnung der NATO auf die östli-
chen EU-Staaten und die Unterstützung der ukrainischen 
Nationalstaatsbildung haben das Feindbild Russland auf-
gefrischt, die Unabhängigkeitsbestrebungen Taiwans das 
der chinesischen Regierung.

Der wirtschaftliche Aufstieg und der militärische 
Machtzuwachs bleiben in den Herzlanden nicht unbe-
merkt. Besonders deutlich wird dies im Verhältnis der 
USA zu China. Zunächst versuchte Präsident Barack Oba-
ma mit der Transpazifischen Partnerschaft, China durch 
Einkreisung zu einer weiteren Öffnung seiner Märkte und 
vor allem zu einem Ende der massiven industriepoliti-
schen Subventionen zu bewegen. Dieses Vorhaben schei-
terte jedoch an der amerikanischen Wählerschaft. Statt-
dessen versuchte es Präsident Donald Trump mit einer 
Strategie der direkten Konfrontation durch Strafzölle. 
Dessen Scheitern führte unter Präsident Joe Biden zu ei-
ner Mischung aus beiden Strategien, kombiniert mit einer 
verstärkten staatlichen Förderung von Hochtechnologie 
(Scherrer 2021). Und diese amerikanische Technologieför-
derung ist eine Herausforderung für deutsche Unterneh-
men, doch soll im nächsten Abschnitt zunächst die chine-
sische Herausforderung kurz vorgestellt werden.

4	 Chinesische Konkurrenz 
und Abhängigkeiten

Die wirtschaftliche Dynamik Chinas macht sich auch für 
deutsche Unternehmen bemerkbar, die – anders als in der 
europäischen Peripherie – lange Zeit komplementäre Gü-

ter zum chinesischen Industrieprofil gehandelt haben, 
nun aber im eigenen Bereich mit chinesischer Konkur-
renz konfrontiert werden. Lag der Anteil der Produktka-
tegorien, in denen China und Deutschland in direktem 
Wettbewerb standen, im Jahr 2000 noch bei 20 %, so stieg 
dieser Anteil bis 2003 auf fast 50 % (Schnabel 2024, Fo-
lie  10). Besonders schmerzhaft ist dieser Wettbewerb für 
die deutsche Kernindustrie, die Automobilindustrie (Net-
tekoven 2023). Aber auch der Import von in China produ-
zierten Elektroautos deutscher Hersteller, wie z. B. BMW 
mit dem Elektromini, ist für die Beschäftigten der deut-
schen Automobilindustrie ein Grund zur Sorge um ihre 
Arbeitsplätze. Auch in den datengetriebenen Zukunftsin-
dustrien sind chinesische Unternehmen führend. Die chi-
nesischen Industriesubventionen sind mindestens drei-
mal so hoch wie in den großen OECD-Ländern und er-
möglichen ein schnelles Vordringen in neue Märkte (Bi-
ckenbach et al. 2024).

Neben dieser Gefahr, von China wettbewerblich ab-
gehängt zu werden, schränkt die staatliche Bevorzugung 
chinesischer Unternehmen mögliche profitable Investi-
tionsfelder für deutsche Unternehmen innerhalb Chinas 
ein (Adachi et al. 2022). Angesichts der wohlfahrtsmin-
dernden Abkopplung von Russland besteht derzeit die 
größte Sorge darin, bei vielen Vorprodukten von China 
abzuhängen. Zwar stammen nur 7 % der ausländischen 
Vorleistungen in der deutschen Produktion direkt aus 
China, aber zum einen ist die Importabhängigkeit von 
China in Wirklichkeit größer, da chinesische Vorleistun-
gen in den aus anderen Ländern bezogenen Gütern ent-
halten sind (Amighini et al. 2023). Zum anderen ist die 
Abhängigkeit bei wichtigen Rohstoffen, die für viele neue 
Technologien benötigt werden, besonders hoch. In der 
Photovoltaik und der Robotik beispielsweise liegt der An-
teil der aus China importierten Rohstoffe bei über 50 % 
(EU ​Commission 2020).

Die deutsche Wirtschaft steht somit vor der doppelten 
Herausforderung, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten 
und gleichzeitig die Abhängigkeit von China zu reduzie-
ren. Diese Herausforderung wird durch die Maßnahmen 
der USA gegenüber China in gewisser Weise noch ver-
schärft.

Auf das chinesische Streben nach Technologiefüh-
rerschaft reagierten die USA unter Präsident Trump mit 
Sanktionen gegen die beiden chinesischen Telekommuni-
kationsausrüster ZTE und Huawei sowie mit Exportkon-
trollen im Hochtechnologiebereich. Dabei übten die USA 
auch Druck auf ihre Verbündeten, darunter Deutsch-
land, aus, insbesondere auf die Ausrüstung von 5G-Net-
zen durch Huawei zu verzichten (Bown / ​Kolb 2021). Die 
EU folgte mit Verordnungen zum Investitionsscreening 
(2019), zu ausländischen Subventionen (2022) und zur Be-
kämpfung wirtschaftlicher Nötigung (2023) (Rosén / ​Meu-
nier 2023).

In der Öffentlichkeit weniger bekannt, aber ebenfalls 
folgenreich für die deutsche Exportwirtschaft, ist die be-
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reits von Präsident Obama betriebene und unter seinen 
beiden Nachfolgern fortgesetzte Zerstörung des WTO-
Streitschlichtungsmechanismus. Durch die Weigerung 
der USA, neue Mitglieder für das seit 2019 unterbesetz-
te WTO-Berufungsgremium zu benennen, ist diese zwei-
te und letzte Streitschlichtungsinstanz seitdem lahmge-
legt. Damit sind alle WTO-Verpflichtungen de facto nicht 
mehr durchsetzbar. Dies ermöglicht den USA, ungestraft 
Maßnahmen gegen China zu ergreifen, die mit den WTO-
Regeln unvereinbar sind, wie neue Zölle, Sanktionen und 
eine umfassende Industriepolitik (Chow 2024). Donald 
Trump versucht in seiner zweiten Amtszeit die Vormacht-
stellung der USA durch noch höhere Zölle zu sichern. 
Zwar eröffnet dies auch der EU und damit Deutschland 
Handlungsspielräume gegenüber China, doch sind die 
bisher als „befreundet“ bezeichneten Länder von den 
Zollerhöhungen nicht ausgenommen. Mit Absatzmärkten 
weit über die EU hinaus ist Deutschland zudem auf ein re-
gelbasiertes Handelsregime angewiesen.

Ebenso bedeutsam für die deutsche Industrie war die 
von Präsident Biden mit erheblichen Mitteln ausgestatte-
te Förderung der technologischen Leistungsfähigkeit der 
USA und der Abkehr von fossilen Energieträgern (Krebs 
2023). Allerdings wird die Förderung erneuerbarer Ener-
gien unter Trump nicht fortgeführt und die Zukunft des 
von beiden Parteien getragenen Bundesprogramms zur 
Technologieförderung, des CHIPS and Science Act, ist 
ungewiss. Entgegen seiner Wahlkampfaussagen kündigte 
Trump Mitte März 2025 an, dass dasselbe Ziel auch mit 
Importzöllen statt mit Subventionen erreicht werden kön-
ne (Mickle / ​Swanson 2025). Die Gefahr, dass die deutsche 
Industrie aufgrund der hohen Subventionen für amerika-
nische Hightech-Unternehmen und Forschungseinrich-
tungen im Technologiewettlauf mit den USA und Chi-
na an Boden verliert, ist damit möglicherweise geringer 
(Draghi 2024). Doch neben den im Vergleich zu Deutsch-
land deutlich niedrigeren Energiekosten in den USA, 
die durch den Abbau von Umweltauflagen unter Trump 
niedrig bleiben werden, kommen Importzölle als Anreiz 
für Produktionsverlagerungen deutscher Unternehmen 
hinzu.

Als Reaktion auf die massive Förderung grüner Tech-
nologien in den USA hat die EU-Kommission mit dem 
„Netto-Null-Industrie-Gesetz“ (2023) einen Rahmen zur 
Förderung grüner Schlüsseltechnologien geschaffen (Fi-
scher / ​Küper 2023). Da die Kommission nicht wie die US-
Regierung im großen Stil subventionieren kann, hat sie 
die Beihilferegeln der Mitgliedstaaten gelockert. Die Pe-
ripherieländer der EU befürchten, dass finanzstarke Län-
der wie Deutschland ihre Wettbewerbsvorteile durch hohe 
Subventionen weiter ausbauen und sie dadurch weiter ins 
Hintertreffen geraten (Wade 2023).

5	 De-risking

Um die Abhängigkeit insbesondere von China zu verrin-
gern, haben sowohl die USA als auch die EU eine Reihe 
von Maßnahmen zur geografischen Verlagerung von Zu-
lieferketten ergriffen, die als Friend-, Near- und Reshoring 
bezeichnet werden. Die Präsidentin der Europäischen 
Kommission Ursula von der Leyen hat für diese Maß-
nahmen den Oberbegriff De-risking geprägt. Unter Trump 
wird in den USA nur noch Reshoring betrieben.

Friendshoring bedeutet eine verstärkte Zusammen-
arbeit mit Ländern, in denen transatlantische Vorstellun-
gen über das Weltwirtschaftssystem geteilt werden. Die 
mit Friendshoring verbundenen Chancen für die deutsche 
Wirtschaft, den Handel mit den USA zu vertiefen, ergeben 
sich unter Trump nun nicht mehr. Doch auch schon zuvor 
haben die USA das U. S. – EU Trade and Technology Coun-
cil (TTC) vor allem als Forum genutzt, um das kartell-
rechtliche Vorgehen der EU gegen die großen US-Techno-
logiekonzerne und die Datenschutzauflagen der EU infra-
ge zu stellen. Mit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine 
wurde das TTC vor allem zur Koordinierung der Sanktio-
nen gegen Russland genutzt (Benson / ​Kapstein 2023).

An der Chip 4 Alliance, die die Halbleiterindustrie 
der beteiligten Länder stärken soll, war Deutschland auch 
schon unter Biden nicht beteiligt, sondern nur die USA 
mit Taiwan, Japan und Südkorea (Graham / ​Rashid 2023). 
Deutschland muss sich im Bereich der Halbleiter also auf 
seine eigenen Stärken verlassen. Sollte es überhaupt ge-
lingen, wie von der Regierung unter Bundeskanzler Olaf 
Scholz geplant, profitable Halbleiterhersteller mit hohen 
Subventionen zur Ansiedlung zu bewegen (Olk 2024), 
werden diese Mittel für die Förderung der Energiewende 
fehlen.

Die Verlagerung der Produktion aus China verrin-
gert zwar die Abhängigkeit von China, ist aber nicht frei 
von anderen Risiken. Zum einen ist das bevorzugte Land 
Vietnam selbst keine Demokratie, zum anderen sind die 
Transportwege den gleichen Gefahren ausgesetzt wie die 
aus China (Maihold 2022). Da der globale digitale Handel 
schneller wächst als der Warenhandel, stellt sich die Frage 
nach der Rückverfolgbarkeit der Herkunft im Sinne des 
Friendshoring (Torres 2023).

Nearshoring bezeichnet den Bezug von Vorprodukten 
aus nahe gelegenen Ländern. Internationale Unterneh-
men, darunter auch chinesische, errichten zunehmend 
Produktionsstätten in Mexiko, um einen sicheren Zugang 
zum US-Markt zu erhalten (Artecona et al. 2023). Dem-
entsprechend sind die US-Importe aus Mexiko in den 
letzten Jahren stark angestiegen (Kearney 2023). Ob dieser 
Trend anhält, ist angesichts der Trump-Zölle höchst un-
gewiss. In der EU ist der Anteil der Westbalkanländer und 
der Mittelmeeranrainer an den Gesamtimporten gestie-
gen, wenn auch nur geringfügig (Eurostat 2024).
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Schließlich sollen Produktionsschritte zurückverlagert 
werden (Reshoring), wofür es jedoch zahlreiche Hemm-
nisse gibt. In Deutschland sind dies vor allem der Fach-
kräftemangel, die hohen Energiekosten und das höhere 
Lohnniveau. Selbst in den USA fehlt es an Arbeitskräften, 
Managern mit Fertigungserfahrung und entsprechenden 
Ingenieuren für die in China üblich gewordene Qualitäts-
kontrolle. Für letzteren Engpass sieht das Maßnahmenpa-
ket des US-Chips and Science Act von 2022 die Förderung 
neuer Studiengänge an den Universitäten vor (Kearney 
2023). Generell sollte zudem nicht unterschätzt werden, 
dass Investitionen in den Aufbau von Lieferbeziehun-
gen und Produktionsstätten im Ausland, die während der 
Niedrigzinsphase getätigt wurden, nicht so leicht aufgege-
ben werden, zumal deren Ersatz in einer Phase höherer 
Zinsen finanziert werden muss (Antràs 2023).

Die De-risking-Maßnahmen der USA haben den An-
teil Chinas an den US-Importen von 21,6 % (2017) auf 
13,9 % (2023) reduziert, wobei die Abhängigkeit der USA 
von China in den Sektoren am stärksten zurückgegangen 
ist, in denen die Abhängigkeit am größten war (Leibovici / ​
Dunn 2024). Die Direktinvestitionen der USA in China 
gingen weniger stark zurück (Kratz et al. 2024, S. 24).

In Deutschland kam es jedoch weder zu einem Rück-
gang des Warenbezugs aus China noch zu geringeren In-
vestitionen in China (Matthes 2024). Auf Druck der Wirt-
schaft verzichtet die De-risking-Strategie der Bundesre-
gierung auf gesonderte Meldepflichten und verpflichten-
de Stresstests (Heide 2023). Das Kieler Institut für Welt-
wirtschaft schätzt, dass der Wegfall des Handels mit Chi-
na langfristig einen Verlust von etwa 1,5 % der Bruttona-
tionalausgaben bedeutet. Eine schrittweise Entkopplung 
würde nicht nur extreme kurzfristige Verluste vermeiden, 
sondern auch die langfristigen Kosten reduzieren (Baqaee 
et al. 2024). Die Extremform des Reshoring, das Inshoring, 
also die Rückverlagerung von Produktionsschritten in das 
eigene Unternehmen, findet in geringem Umfang statt, 
aber je weiter diese entfernt sind, desto unwahrscheinli-
cher wird die Rückverlagerung (Jaworeck et al. 2024). Ein 
häufigeres De-risking ist die Erhöhung der Anzahl der Lie-
feranten und der Lagerbestände (Sepp 2024).

6	 Folgen  
für wirtschaftliche Nachhaltigkeit

Die Auswirkungen geopolitischer Spannungen auf das Ziel 
nachhaltigen Wirtschaftens sind ambivalent. Der Konflikt 
mit Russland hat trotz langfristiger Investitionen in die 
Infrastruktur für den Import von Flüssiggas die deutsche 
Energiewende und den europäischen Green Deal beflü-
gelt. Erneuerbare Energien versprechen mehr Unabhän-
gigkeit von anderen Ländern, mehr geopolitische Souve-

ränität. Allerdings werden für den Aufbau der Infrastruk-
tur für erneuerbare Energien in erheblichem Umfang mi-
neralische Rohstoffe benötigt (McKinsey 2022). Diese Mi-
neralien sind in Deutschland nicht oder kaum vorhanden, 
sodass ihre Beschaffung geopolitischen Risiken ausgesetzt 
ist. Dies gilt auch für grünen Wasserstoff, der in Ländern 
mit mehr Sonne, Wind und billigen Arbeitskräften deut-
lich kostengünstiger mit grüner Energie hergestellt wer-
den kann und zudem Nickel für die Elektrolyse benötigt 
(Pepe et al. 2023, S. 14).

Das Bestreben, die Abhängigkeit von China zu verrin-
gern, wirft zudem die Frage auf, inwieweit der Import von 
billigen chinesischen Solarpaneelen und Elektroautos gut 
für das Klima ist (Quaschning 2024). Wenn die billigen 
Importe Arbeitsplätze ersetzen, gefährden sie die Akzep-
tanz der Energiewende. Zudem reduzieren Elektroautos 
den ökologischen Fußabdruck des Individualverkehrs nur 
geringfügig.

Ambivalent ist auch die neue Welle der Industriepoli-
tik. Sie fördert zwar grüne Technologien, verzichtet aber 
weitgehend auf Sanktionen bei Nichteinhaltung ökologi-
scher Ziele (Butollo et al. 2024).

Wo geopolitische Spannungen in einen heißen Krieg 
münden, vervielfachen sich die Umweltbelastungen. Al-
lein in den ersten 18 Monaten der russischen Invasion 
in der Ukraine wurden mehr Kohlendioxid und andere 
Treibhausgase in die Atmosphäre freigesetzt, als Belgien 
jährlich emittiert (de Klerk 2023). Auch in den nicht di-
rekt betroffenen Ländern führen diese Kriege zu erhöhten 
Rüstungsausgaben, sodass weniger Mittel für nachhaltige 
Zukunftsinvestitionen und deren soziale Abfederung zur 
Verfügung stehen.

7	 Ausblick

Wie eingangs erwähnt, haben sich wichtige Erfolgsfak-
toren der exportorientierten deutschen Industrie abge-
schwächt. Dazu haben auch die geopolitischen Spannun-
gen beigetragen. Insgesamt steht die deutsche Wirtschaft 
vor großen Herausforderungen, die den materiellen Ver-
teilungsspielraum einschränken. Die jüngste überra-
schende Kehrtwende der CDU bei der Staatsverschuldung 
lässt hoffen, dass Mittel für Zukunftsinvestitionen zur Ver-
fügung stehen. Sicher ist dies jedoch nicht, da Koalitions-
vereinbarungen selten das Regierungshandeln einer gan-
zen Legislaturperiode bestimmen. Angesichts fehlender 
politischer Mehrheiten für eine stärkere Besteuerung hö-
herer Einkommen und Vermögen ist zu befürchten, dass 
dennoch sowohl die Zukunftsinvestitionen zu gering aus-
fallen als auch die Belastungen für die lohnabhängige Be-
völkerung steigen. Die Folgen unterlassener Zukunftsin-
vestitionen lassen sich gut an den Auswirkungen des ver-
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säumten forcierten Ausbaus erneuerbarer Energien in den Zehnerjahren 
ablesen. Ohne ausreichende Zukunftsinvestitionen werden auch die not-
wendigen Klimaziele verfehlt und die wirtschaftlichen Perspektiven mit 
den entsprechenden Folgen für den Arbeitsmarkt verschlechtert.

Verschärfte Verteilungskämpfe schmälern schon jetzt die gesellschaft-
liche Akzeptanz für die notwendigen Maßnahmen für eine nachhaltigere 
Produktions- und Konsumweise. Die Opfer der „heißen“ geopolitischen 
Konflikte, die Flüchtlinge aus der Ukraine und dem Nahen Osten, gera-
ten in diese Verteilungskämpfe. Die Zunahme von Feindseligkeiten ge-
genüber Migrant*innen in Europa geht einher mit nostalgischen Vorstel-
lungen eines homogenen Staatsvolks. Für den Zusammenhalt der EU ist 
das höchst gefährlich. Wenn die europäischen Staaten nicht in den Span-
nungen zwischen den Supermächten USA und China zerrieben werden 
wollen, ist eine Stärkung der europäischen Identität unabdingbar. Die 
großen geopolitischen und ökologischen Herausforderungen können 
nur gemeinsam und nicht im nationalstaatlichen Alleingang bewältigt 
werden. ■
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Chinas Bedeutungsgewinn 
als Herausforderung  
für die Weltwirtschaftsordnung ?

Die Veränderung von Chinas Rolle in der globalen Ökonomie hat weitreichende 
Folgen – auch für die Spielregeln der Weltwirtschaft insgesamt. Dabei wird in der 
Debatte hierzulande häufig ein wirtschaftspolitischer Konflikt zwischen China 
und „dem Westen“ diskutiert. Worin dieser Konflikt jenseits einer Verteilung 
von Profiten liegt, bleibt aber häufig unklar. Dieser Beitrag untersucht mit Blick 
auf die globalen Handels- und Finanzbeziehungen, ob und wie konkret Chinas 
gewachsene wirtschaftliche Rolle die Spielregeln der Weltwirtschaft beeinflusst.

JENNY SIMON

Die Wahrnehmung von Chinas Rolle in der Weltwirt-
schaft hat sich in den vergangenen Jahren drastisch ver-
ändert. Dabei steht nicht nur das deutlich gewachsene 
ökonomische Gewicht der Volksrepublik im Mittelpunkt. 
Diskutiert wird zunehmend auch, inwiefern Chinas Be-
deutungsgewinn zur Veränderung der Spielregeln der glo-
balen Ökonomie führt.

Der Beitrag geht Chinas Integration in die Weltwirt-
schaft nach und diskutiert, welchen Einfluss diese auf die 
Regulierung der globalen Ökonomie hat. Er argumen-
tiert, dass Chinas Aufstieg die Spielregeln der Weltwirt-
schaft zunächst nicht radikal veränderte, aber von einer 
Reihe inkrementeller Transformationsprozesse und Kon-
flikte um die Gestalt der Weltwirtschaft begleitet ist. Die 
Konflikte verdeutlichen Risse im universalen Geltungsan-
spruch der marktliberalen Wirtschaftsordnung und zei-
gen, dass es alternative Interessen und Ansätze mit Blick 
auf die Organisationsweise des globalen Kapitalismus 
gibt. Wie auch die Gegenstrategien der Regierungen von 
USA und EU tragen sie zu einer Fragmentierung der Vor-
herrschaft der marktliberalen Weltwirtschaftsordnung bei 
und fördern eine Entwicklung hin zu einer stärkeren mul-
tipolaren Konstellation. Dieses veränderte Terrain ist auch 
für die wirtschaftspolitische Situation in Deutschland von 
hoher Bedeutung.

Der Beitrag diskutiert zunächst zwei Aspekte, die 
die Art und Weise der Integration Chinas in die globa-
le Ökonomie stark beeinflussen : das Terrain der Integra-

tion – die globale Wirtschaftsordnung – (Abschnitt 1) und 
Chinas Entwicklungsweise (2). Sodann wird Chinas Inte-
gration und dem Einfluss dieses Prozesses auf die ökono-
mischen Spielregeln auf zwei Feldern nachgegangen, den 
globalen Handels- und Finanzbeziehungen (3.1 und 3.2). 
Abschnitt 4 führt die Überlegungen zu einer vorläufigen 
Bilanz zusammen.

1	 Integration in die marktliberale 
Weltwirtschaftsordnung

Seit den 1980er Jahren integriert sich die chinesische Öko-
nomie mit zunehmender Geschwindigkeit in die Welt-
wirtschaftsbeziehungen. In den letzten Jahren haben zwi-
schenstaatliche Konflikte zugenommen, die vor allem in 
einer sich verschärfenden ökonomischen Konkurrenz 
und jeweils unterschiedlichen Organisationsprinzipien 
der wirtschaftlichen Systeme Chinas sowie der marktlibe-
ral geprägten Ökonomien begründet liegen.

Um diese Konflikte einordnen zu können, ist es hilf-
reich, sich zu vergegenwärtigen, dass ökonomische Spiel-
regeln nicht neutral, sondern durch Machtverhältnisse ge-
prägt sind. Einflussreiche Akteursgruppen ringen um die 
Verallgemeinerung von Regeln, die ihren Interessen und 
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ökonomischen Strategien entgegenkommen. Hierfür grei-
fen sie etwa auf ökonomische Kapazitäten und (struktu-
rellen) Zwang ebenso zurück wie auf das Eingehen von 
Bündnissen und Kompromissen mit anderen Interessen-
gruppen (Cox 1987 ; Scherrer 2003). Die verallgemeiner-
ten Interessen schreiben sich in die ökonomischen Ins-
titutionen und die regulativen Logiken ein und verdich-
ten sich zu einer mehr oder weniger stabilen Struktur. So 
bilden sich historisch und räumlich verschiedene Typen 
von Kapitalismen heraus, in denen jeweils unterschiedli-
che ökonomische Regulierungsweisen vorherrschen. Aus 
dieser Perspektive integriert sich die chinesische Ökono-
mie – verstanden als spezifische kapitalistische Entwick-
lungsweise  – in ein vorstrukturiertes Terrain globaler 
Machtbeziehungen und damit verbundener Formen wirt-
schaftlicher Regulierung. Sie bilden den Rahmen für wirt-
schaftlichen Wettbewerb und politische Konflikte um die 
Regulierung des globalen Kapitalismus, beeinflussen die 
chinesische Entwicklungsweise und können selbst durch 
die Integration Chinas verändert werden.

Die konkrete Formation, in deren Kontext Chinas 
Aufstieg sich vollzog, war die marktliberal geprägte Welt-
wirtschaftsordnung, die seit Mitte der 1970er Jahre als he-
gemoniales wirtschaftspolitisches Diskursterrain durch-
gesetzt wurde. Ihre Durchsetzung war eng verbunden 
mit einer Verschiebung der Kräfteverhältnisse zuguns-
ten von an globalen Märkten orientierten Kapitalfraktio-
nen, Vermögensbesitzenden und finanzmarktorientierten 
Gruppen, wobei eine Verschränkung der Hegemonie des 
Kernlandes unter Führung der USA, der vom Finanzka-
pital geführten US-Bourgeoisie und der Interessen trans-
national orientierter Kapitalfraktionen zu beobachten war 
(van Apeldoorn / ​de Graaff 2012). Die marktliberale Welt-
wirtschaftsordnung ist tendenziell zwar global organi-
siert, aber sehr asymmetrisch strukturiert und durch ver-
schiedene, wechselseitig verflochtene und voneinander 
abhängige Entwicklungsweisen unterschiedlicher Volks-
wirtschaften geprägt. Die marktliberale Wirtschaftsord-
nung hat dabei einen expansiven Charakter. Dieser wird 
u. a. durch eine offensive Transnationalisierung der Eigen-
tumsordnung und der (markt-)liberalen Prinzipien for-
ciert, die die Gesellschaften des von den USA angeführten 
Globalen Nordens, der „Locke’schen Herzlande“ (Lockean 
heartland) (van der Pijl 2006), prägen  1 : eine Rechtsstruk-
tur, die das Private und den (sich selbst) begrenzenden 
Staat trennt, das Eigentums- und Vertragsrecht privile-
giert und die unternehmerische Freiheit und den Wettbe-
werb absichert. Für die Akteure im Kernland bilden diese 
Prinzipien die Grundlage ihrer Aktivitäten innerhalb kon-
kurrierender Ökonomien, insbesondere der von van der 
Pijl als „Hobbes’sche Herausfordererstaaten“ (Hobbesian 
contender states) bezeichneten Gesellschaften. In diesen 
streben die dominanten Kräfte eine wirtschaftliche Auf-
holstrategie an. Um hierfür Ressourcen zu mobilisieren, 
Investitionen zu lenken und Industrien vor Wettbewerb 
zu schützen, üben die heimischen Staatsapparate weitrei-

chenden Einfluss auf die Organisation der Ökonomie aus 
(ebd., S. 6 ff.).

Diese Strategie widerspricht jedoch wichtigen Regu-
lierungsansätzen der marktliberalen Wirtschaftsordnung. 
Diese ist nicht nur durch eine Transnationalisierung der 
Produktionsbeziehungen und die Verlagerung von ins-
besondere arbeitsintensiver Fertigung in (semi-)periphe-
re Volkswirtschaften wie China gekennzeichnet. Auch die 
Handelsbeziehungen wurden zunehmend internationali-
siert und liberalisiert. Ihre Regulierung folgt einer privat-
wirtschaftlichen Unternehmensagenda, die (geistige) Ei-
gentumsrechte stärkt, sowie dem Freihandelsparadigma, 
das auf den Abbau von Handelsschranken abzielt. Histo-
risch waren es insbesondere die USA und später die EU, 
die eine Ausweitung des liberalen Handelsregimes voran-
trieben (Scherrer 2015). Als institutionelles Rückgrat des 
Freihandelsregimes unterstützte zudem die Welthandels-
organisation (WTO) die Liberalisierung der Handelsbe-
ziehungen. Während WTO-Vereinbarungen formal durch 
ein gleichberechtigtes Votum der Mitgliedstaaten zustan-
de kommen, finden die wichtigsten Verhandlungen zwi-
schen den sogenannten Quad-Staaten – den USA, der EU, 
Kanada und Japan  – statt. Sie verfolgten zunächst einen 
Liberalisierungsansatz, der sich auf Zölle und andere Ein-
fuhrbeschränkungen an den Grenzen der handelnden 
Ökonomien konzentrierte. Diese Liberalisierungsstrategie 
wurde allerdings zunehmend verschoben und richtet sich 
nun vor allem auf Fragen innerstaatlicher Regulierung. 
Dies umfasst Themen wie nationale Wettbewerbspolitik, 
Regeln für das öffentliche Beschaffungswesen, Investitio-
nen oder den Schutz geistiger Eigentumsrechte.

Während dieser neuere Liberalisierungsansatz es 
transnationalen Unternehmen ermöglicht, ihre wirtschaft-
lichen Strategien in anderen Volkswirtschaften auszuwei-
ten, indem sie etwa Regulierungen ausländischer Direkt-
investitionen (ADI) oder staatlicher Güterbeschaffung be-
seitigen, sind die betroffenen Fragen innerstaatlicher Re-
gulierung aus Sicht vieler (semi-)peripherer Ökonomien 
wichtige Regulierungsfelder zur Unterstützung der Bin-
nenwirtschaft, zur Steuerung von Investitionen und zur 
Verfolgung eigener wirtschaftspolitischer Ziele. Regierun-
gen des Globalen Südens stehen ihrer Liberalisierung da-
her häufig kritisch gegenüber, was zu einer Blockade der 
WTO-Verhandlungen beitrug (Hopewell 2015 ; Scherrer 
2015). Die USA und später auch die EU reagierten hierauf, 
indem sie sich auf bilaterale und regionale Freihandelsab-
kommen (Free Trade Agreements, FTAs) konzentrierten, 
um die marktliberalen Regulierungen weiter voranzu-
treiben (Claar / ​Nölke 2013). Dies schwächt die Bedeutung 
der WTO ebenso wie die anhaltende Blockade der Neu-

1	 Inwieweit die aktuellen Veränderungen in der Handelspoli-
tik ein Abrücken von den Grundprinzipien des Marktlibera-
lismus auch auf anderen Feldern bedeuten, bleibt abzu-
warten (vgl. Scherrer 2019).
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besetzung der WTO-Berufungsinstanz durch die USA.
Auf dem Terrain der globalen Finanzbeziehungen ba-

siert der marktliberale Regulierungsmodus auf dem Dol-
lar-Wall-Street-Regime. Dieses stützt sich auf die global 
zentrale Rolle des US-Dollars und der US-Finanzmärkte, 
räumt Finanzmarktakteuren großen Handlungsspielraum 
ein und misst auf internationaler Ebene vor allem der Li-
beralisierung des internationalen Kapitalverkehrs und der 
Einführung flexibler, marktbasierter Wechselkurse hohe 
Bedeutung bei (Gowan 1999, S. 19 ff.). Während die Bereit-
stellung und Regulierung von Liquidität dem Markt über-
lassen werden sollen, werden internationale Organisatio-
nen (z. B. der Internationale Währungsfonds [IWF]) mit 
der Abfederung von Finanzkrisen beauf‌tragt. Zudem wird 
eine die Geldwert- und Preisstabilität stützende Geldpoli-
tik sowie eine Anpassung an die Funktionsweise der Fi-
nanzmärkte der Herzlande verfolgt. Diese Regulierungs-
ansätze öffneten die Märkte der (Semi-) Peripherie für in-
ternationales Kapital, sicherten die Rückzahlung von Kre-
diten des Privatsektors im Krisenfall und stellten über die 
Kreditkonditionalität des IWF einen wichtigen Mecha-
nismus zur Ausweitung der marktliberalen Wirtschafts-
ordnung dar (Armijo 2002 ; Drezner / ​McNamara  2013 ; 
Peet 2009).

Während sich die marktliberale Regulierungsweise bis 
2008 räumlich ausweitete, wurden wachsende Spannun-
gen und Instabilitäten in der globalen Wirtschaftsordnung 
sichtbar. In den Handelsbeziehungen werden diese durch 
die zunehmende Bedeutung und die Konkurrenz durch 
die aufstrebenden Wirtschaftsmächte sowie wachsende 
Leistungsbilanzungleichgewichte geschürt. Im Bereich 
der globalen Finanzbeziehungen stellt insbesondere de-
ren strukturell krisenhafter Charakter ein Problem für die 
Stabilität der globalen Wirtschaftsordnung dar. Die wach-
senden Spannungen rund um die Regulierung der Welt-
wirtschaft werden dabei nicht zuletzt durch die Kritik des 
marktliberalen Ansatzes durch (semi-)periphere Staaten 
verstärkt.

2	 China global

Die heute konkurrierenden Kapitalismus-Typen marktli-
beraler und chinesischer Prägung sind nicht in Rivalität, 
sondern in einer asymmetrischen wechselseitigen Abhän-
gigkeit entstanden. Die Durchsetzung des Marktlibera-
lismus im Kernland war seit den 1970er Jahren begleitet 
von einer transnationalen Restrukturierung der Produk-
tion, die eine Deindustrialisierung in den Zentren und 
eine wachsende Wettbewerbsfähigkeit der nun transnatio-
nal ausgerichteten Konzerne förderte. Die transnationale 
Strukturierung der Produktion erfolgte u. a. über die An-
siedlung von Produktion und Know-how in China, was 

im Kontext der marktwirtschaftlich orientierten Reform-
prozesse dort wesentlich zur Entstehung einer export-
orientierten Industrialisierungs- und Wachstumsstrategie 
beitrug (ten Brink 2019, S. 56 ff.). Die Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs im Kernland ermöglichte wachsende aus-
ländische Direktinvestitionen in die neuen Produktions-
standorte und später die Investition von Devisenreserven 
Chinas in US-Staatsanleihen. Dies trug wiederum zur Ex-
pansion der Finanzmärkte des Kernlands bei und finan-
zierte indirekt den Import chinesischer Waren (Ivanova 
2013, S. 65).

Die chinesische Ökonomie integrierte sich vor die-
sem Hintergrund seit den 1980er Jahren zunehmend in 
die Weltwirtschaft. Während die Organisation der chine-
sischen Wirtschaft einem anhaltenden Wandel unterliegt 
und sich hybride Organisationsformen mit hoher Bedeu-
tung von Marktmechanismen entwickelten, stellen die 
stark koordinierende Rolle des Staates und dessen weit-
reichende Steuerungskapazitäten ein wichtiges Merk-
mal dar. Außerdem war die chinesische Wirtschaftswei-
se durch eine investitionsorientierte Industrialisierungs-
strategie und wachsende Exportüberschüsse geprägt. Die 
Wertschöpfung basierte auf einem Niedriglohnregime 
und starker Disziplinierung der Arbeiter*innen. Parallel 
entwickelten sich heterogene Unternehmensformen, die 
vor allem in strategisch wichtigen Sektoren hauptsächlich 
vom nationalen Kapital dominiert wurden. Zwar privati-
sierte der Staat in erheblichem Umfang staatseigene Be-
triebe (State-Owned Enterprises, SOEs), in zentralen Sek-
toren dominieren diese jedoch weiterhin (Nölke et al. 2015, 
S. 546 ff.). Das stark regulierte Finanzsystem, zunächst 
weitgehend abgeschirmt von den globalen Finanzmärk-
ten, war ebenso wie die Wechselkurspolitik auf die Unter-
stützung der entwicklungs- und industriepolitischen Zie-
le ausgerichtet (Naughton 2007, S. 449 ff.). Der chinesische 
Staat verfolgte damit insgesamt eine Strategie der asym-
metrischen Integration in die Weltwirtschaft : Der Binnen-
markt und Schlüsselsektoren wurden zunächst geschützt 
und nur schrittweise internationalisiert (ebd., S. 481 ff.). 
Nach und nach entstand eine diversifizierte Industrie-
struktur, die von arbeitsintensiven Industrien bis hin zu 
kapitalintensiven Branchen und einem High-Tech-Sektor 
reicht. Die 1999 eingeschlagene going global-Strategie – die 
staatliche Förderung eines Auslandsengagements von chi-
nesischen Unternehmen und die wachsende Kreditver-
gabe an (semi-) periphere Ökonomien – vertieften die In-
ternationalisierung der chinesischen Entwicklungsweise 
(Schmalz 2018 a, S. 178 ff.).

2001 trat China der WTO bei. Um dies zu erreichen, 
war eine erhebliche Anpassung an das marktliberale Frei-
handelsregime erforderlich : Der chinesische Staat schaffte 
das System des staatlich geplanten Außenhandels ab, ließ 
private Unternehmen auf diesem Feld zu und senkte Ein-
fuhrzölle und -beschränkungen drastisch. Die Regulie-
rung von SOEs und geistigen Eigentumsrechten sowie das 
Wettbewerbsrecht wurden grundlegend reformiert (Cho 
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2005, S. 166 ff.). Allerdings lehnte der chinesische Staat Li-
beralisierungsforderungen ab, die im Widerspruch zu ei-
genen Zielen standen, und machte das Tempo der Libera-
lisierung von eigenen Wirtschaftszielen abhängig.

Auf Basis der schrittweisen und selektiven Weltmarkt-
integration entwickelte sich die chinesische Ökonomie – 
wenn auch noch in einer untergeordneten Position und in 
wichtigen Bereichen abhängig von ausländischen Techno-
logien – zu einem der wichtigsten Standorte des globalen 
Kapitalismus. Diese Dynamik setzte sich auch nach der 
globalen Wirtschaftskrise seit 2008 fort. Zwar zeigten sich 
sowohl im Kontext der staatlichen Investitionsprogramme 
im Nachgang der Krise, aber beispielsweise auch durch die 
wirtschaftlichen Einbrüche im Zuge der globalen Corona-
Pandemie, wachsende ökonomische Schwierigkeiten wie 
industrielle Überkapazitäten oder wachsende Arbeitslo-
sigkeit. Die chinesische Ökonomie erholte sich aber im 
globalen Vergleich jeweils schnell von den ökonomischen 
Einbrüchen. Der chinesische Staat förderte hierfür auch 
verstärkt das Außenengagement chinesischer Unterneh-
men sowie das Aufholen im Bereich der Technologiefüh-
rerschaft und den Aufstieg in den globalen Wertschöp-
fungsketten. Diese Dynamiken verschärften die internati-
onale ökonomische Konkurrenz weiter und äußerten sich 
in zunehmenden Konflikten auf internationalem Parkett 
(Nölke 2022 ; Schmalz 2018 a, S. 250 ff., 2020).

Alles in allem verlief Chinas ökonomische Entwick-
lung, wie schon angedeutet, nicht frei von Widersprüchen 
und Krisen. Neben sozialen Spannungen und massiven 
ökologischen Verwerfungen entstanden durch die einge-
schlagene Wachstumsstrategie Tendenzen zu Überinves-
titionen und Überproduktion. Auch wachsende Verschul-
dung, die Entstehung von spekulativen Blasen und kleine-
re Finanzkrisen stellten Probleme dar. Darüber hinaus war 
die starke Exportorientierung mit einer hohen Abhängig-
keit von der Weltmarktentwicklung und der Außenhan-
delspolitik anderer Ökonomien verbunden (Simon 2018).

Insgesamt bildeten einerseits die marktliberale Welt-
wirtschaftsordnung, die Globalisierung und die partiel-
le Anpassung der chinesischen Ökonomie eine wichtige 
Grundlage für Chinas wirtschaftlichen Erfolg. Anderer-
seits sicherten die koordinierende Rolle des Staates und 
seine wirtschaftspolitische Regulierung Chinas Entwick-
lungsweise ab und reduzierten Dynamiken der Peripheri-
sierung, wie sie andere Ökonomien des Globalen Südens 
erfuhren. Die Beziehungen zwischen Staat und Markt un-
terliegen dabei einem anhaltenden Wandel, und das Aus-
maß der Marktreformen innerhalb Chinas ist umkämpft 
(Weber 2021). Gleichzeitig stellen Wirtschaftswachstum 
und Stabilität zusammen mit der Kontrolle zentraler Wirt-
schaftssektoren und Ressourcenströme ein zentrales Mo-
ment der Reproduktion der Machtposition der politischen 
Eliten dar. Die konkrete Ausgestaltung der Machtverhält-
nisse innerhalb der chinesischen Gesellschaft, Chinas Ent-
wicklungsweise sowie die Form ihrer Internationalisie-
rung sind untrennbar miteinander verbunden.

3	 Chinas veränderte Bedeutung in 
der Regulierung der Weltwirtschaft

3.1	 Chinas Rolle in der Regulierung des Welthandels

Nachdem der chinesische Staat bei der Anpassung an die 
WTO-Regeln erhebliche Zugeständnisse gemacht hatte 
und sich in den folgenden WTO-Verhandlungen zunächst 
zurückhielt, änderte sich Chinas Rolle in der Regulierung 
des Welthandels nach dem Ausbruch der großen Krise 
2008 deutlich. Materielle Grundlage hierfür waren Chinas 
weiter stark zunehmende Bedeutung im Welthandel (14 % 
der weltweiten Exporte im Jahr 2023) sowie eine Verän-
derung der globalen Konkurrenzbeziehungen. Durch eine 
Verschiebung in der Zusammensetzung der von China ex-
portierten Waren (weg von arbeitsintensiven Konsumgü-
tern und Low-Tech-Produkten hin zu Waren mit höherer 
Wertschöpfung) und eine wachsende Konkurrenzfähig-
keit in wichtigen Hochtechnologiebranchen stehen chine-
sische Unternehmen inzwischen in direkter Konkurrenz 
zu US- und EU-Unternehmen und gewinnen Marktan-
teile in traditionell von diesen dominierten (Hochtechno-
logie-)Sektoren. Dies führt zunehmend zu Handelskon
flikten, insbesondere mit den USA.

Innerhalb der WTO spiegelte sich dies in Auseinan-
dersetzungen über unterschiedliche Ansätze zur Regulie-
rung von Handel und Produktion wider. Der chinesische 
Staat schloss sich dem Bündnis von (semi-)peripheren 
Volkswirtschaften an, die die Forderungen der Quad nach 
einer Liberalisierung binnenwirtschaftlicher Themen zu-
rückwiesen, was als Eskalation der Blockade der Handels-
liberalisierung und Schwächung der Macht der Quad in 
der WTO interpretiert wurde (Hopewell 2015, S. 328 ff.). 
Allerdings befürwortete die chinesische Regierung den 
traditionellen Liberalisierungsansatz der wechselseiti-
gen Zollsenkungen und unterstützte dementsprechende 
WTO-Abkommen (Weinhardt / ​ten Brink 2020, S. 269).

Die unterschiedlichen Ansätze der wirtschaftspoliti-
schen Regulierung reflektieren sich ebenfalls auf dem Feld 
der Dumpingklagen und Handelskonflikte innerhalb der 
WTO. Hier argumentieren insbesondere die USA und die 
EU, dass die Organisation und Rolle von Chinas SOEs, 
ihre staatliche Subventionierung sowie die Regulierung 
des öffentlichen Beschaffungswesens, des Dienstleistungs-
sektors, des E-Commerce und des Technologietransfers 
die Preise für chinesische Produkte niedrig halten, den in-
ternationalen Handel verzerren und dem WTO-Recht wi-
dersprechen würden (ebd. 2020, S. 258 f.; WTO 2018). Chi-
nas Vertreter*innen in der WTO verteidigen hingegen die 
Industrie- und wettbewerbspolitischen Strategien und Re-
gulierungsansätze Chinas als kompatibel mit dem WTO-
Recht (ebd., S. 266 f.). Sie kritisieren ihrerseits die Regie-
rungen der Zentren dafür, die Maßnahmen gegen chine-
sische Importe zu legitimieren, indem China weiterhin 
als „Nicht-Marktwirtschaft“ (NME) behandelt wird, und 
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leiten eigene Antidumpingverfahren gegen die EU und 
die USA ein (Choukroune 2012, S. 52 f.). Zudem fordern 
chinesische Vertreter*innen, staatliche Eingriffe zum Er-
reichen von entwicklungs- und industriepolitischen Zie-
len innerhalb der WTO als legitim zu akzeptieren, was 
auch von anderen (semi-)peripheren Ökonomien unter-
stützt wird (Weinhardt / ​ten Brink 2020, S. 156 f.). Der chi-
nesische Staat nutzt darüber hinaus aktiv das WTO-Streit-
schlichtungsverfahren, vor allem um gegen die Zollpolitik 
von EU und USA vorzugehen, wobei sich auch in der Nut-
zung dieses WTO-Instruments das Muster der „selektiven 
Herausforderung“ spiegelt (Weinhardt / ​ten Brink 2020).

In den Auseinandersetzungen innerhalb der WTO 
wird insgesamt deutlich, dass eine Fülle von wirtschafts-
politischen Strategien des chinesischen Staates im WTO-
Recht nicht konkret geregelt werden. Praktiken wie Sub-
ventionen, die Unterstützung staatlicher Unternehmen, 
die Regulierung von Dienstleistungen oder der Techno-
logietransfer werden häufig nicht von den WTO-Regeln 
erfasst oder sind im chinesischen Protokoll zum WTO-
Beitritt nur vage formuliert (Choukroune 2012, S. 52 f.). 
Auch die Unterscheidung zwischen öffentlichen und pri-
vaten Einrichtungen ist im WTO-Recht nicht eindeutig 
formuliert und spiegelt nicht die Art und Weise wider, in 
der chinesische Staatsunternehmen organisiert sind (Wu 
2016, S. 265 ff.). Damit geraten bestimmte wirtschaftspoli-
tische Regulierungsansätze des chinesischen Staates, aber 
auch anderer semiperipherer Ökonomien mit staatska-
pitalistisch ausgerichteten Strategien zwar mit Interessen 
von Unternehmen in den Herzlanden in Konflikt, aber 
weniger mit den internationalen Vereinbarungen auf dem 
Feld der globalen Handelspolitik,

Auch außerhalb der WTO engagiert sich der chinesi-
sche Staat zunehmend in der Regulierung globaler Han-
delsbeziehungen, insbesondere durch den Abschluss einer 
wachsenden Zahl von Freihandelsabkommen (MoFCom 
o. J.). 2020 unterzeichnete China zusammen mit 14 Staa-
ten im asiatisch-pazifischen Raum das Regional Compre-
hensive Economic Partnership (RCEP), das 2022 in Kraft 
trat. Mit einem Anteil am Welthandel von rund 30 % ist 
das RCEP die global größte Freihandelszone. 2023 wur-
de ein Freihandelsabkommen mit Serbien verhandelt, 
und auch das Abkommen mit der Schweiz soll ausgewei-
tet werden. Diese Freihandelsabkommen enthalten keine 
Maßnahmen zu Fragen der innerstaatlichen Regulierung 
oder Klauseln zu Arbeitsstandards. Sie sehen vornehmlich 
den gegenseitigen Abbau von Zöllen vor. Darüber hinaus 
dienen diese Abkommen politischen Zielen, insbeson-
dere der Anerkennung der Ein-China-Politik  2 sowie des 
Marktwirtschaftsstatus Chinas durch die Handelspartner 
(Tiezzi 2018, S. 41 ff.). In bilateralen Verträgen, insbeson-
dere mit lateinamerikanischen und afrikanischen Volks-
wirtschaften, aber auch im Rahmen der Belt-and-Road-
Initiative, vereinbart China Umfang und Regeln für In-
vestitionen und langfristige Rohstofflieferungen (Schmalz 
2018 b, S. 34).

Die Regierungen der USA und der EU-Staaten agieren 
mit teils aggressiven Strategien gegen die veränderte Posi-
tion Chinas. Seit 2017 forciert die US-Regierung wieder-
holt eine Reihe von Maßnahmen, um eine Öffnung der 
chinesischen Märkte und die eigenen wirtschaftspoliti-
schen Interessen durchzusetzen, was in wiederholte Eska-
lationen globaler Handelskonflikte mündete. Die US-Re-
gierung führte hohe Strafzölle ein, die von der WTO teil-
weise als unrechtmäßig eingestuft wurden, und verhängte 
Sanktionen gegen chinesische Unternehmen wie Liefer-
verbote oder den Entzug des Marktzugangs (Europä
ische Kommission 2023, 2024). Zusätzlich untergräbt die 
Trump-Administration II die Bedeutung der WTO, in-
dem die Zahlungen an die Organisation eingestellt wur-
den und WTO-Spielregeln, etwa die Meistbegünstigungs-
klausel, gegenüber einer zunehmenden Zahl an WTO-
Mitgliedsstaaten nicht eingehalten werden. Handelspoli-
tische Konflikte werden damit zunehmend außerhalb der 
WTO ausgetragen (vgl. zu den Reaktionen der USA und 
der EU den Beitrag von Scherrer in diesem Heft).

Insgesamt ist Chinas Einfluss auf die Regulierung des 
Welthandels damit ambivalent : Einerseits hat sich China 
in einem beträchtlichen Maße an die WTO-Regeln an-
gepasst und bringt sich aktiv in die WTO ein. Mit ihren 
Abkommen für den gegenseitigen Zollabbau trägt die Re-
gierung Chinas zudem zur Ausweitung des traditionellen 
Liberalisierungsansatzes und des globalen Handels bei. 
Auf die jüngste Eskalation der US-Zölle reagierte die chi-
nesische Regierung beispielsweise damit, dass Gespräche 
zu einem Freihandelsabkommen mit Japan und Südkorea 
verstärkt wurden. Die selektive Ablehnung von binnen-
wirtschaftlichen Liberalisierungsmaßnahmen sowie das 
Beharren auf der Legitimität entwicklungs- und industrie-
politischer Ziele blockiert andererseits die Durchsetzung 
marktliberaler Regeln im Rahmen der WTO. Dies trägt 
zu einer Vertiefung der bereits bestehenden Blockade der 
WTO sowie zur Infragestellung des universalen Ansat-
zes der Handelsliberalisierung bei. Die Fragmentierung 
des Handelsregimes wird durch die Reaktionen der Herz-
lande noch weiter vertieft. Gleichzeitig schreiben sich die 
ordnungspolitischen Strategien des chinesischen Staates 
zunehmend in die Strukturen der globalen Handelsbezie-
hungen ein.

3.2	 Chinas Rolle in der Regulierung  
der globalen Finanzbeziehungen

Auch auf dem Feld der Finanzbeziehungen begann der 
chinesische Staat während der großen Krise, sich ord-
nungspolitisch zu engagieren. Zwar hat der chinesische 

2	D as Ein-China-Prinzip formuliert die Position, dass es nur 
ein China gibt, welches das chinesische Festland, Hong-
kong, Macao und die Republik China (RoC, Taiwan) um-
fasst.
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Staat in der unmittelbaren Krise die auf dem Dollar basie-
rende Ordnung aktiv stabilisiert, diese gleichzeitig jedoch 
auch kritisiert und Reformen vorgeschlagen (Simon 2022, 
S. 395 ff.; Zhou 2009). Als die Initiativen an der Blockade 
der USA scheiterten, konzentrierte sich die chinesische 
Regierung auf die Internationalisierung ihrer Währung, 
des Renminbi (RMB), um die Abhängigkeit vom US-Dol-
lar zu verringern. Dabei wurden zwar Zugeständnisse in 
Richtung einer stärker marktbasierten Bestimmung des 
RMB-Wechselkurses gemacht, auch um 2017 die Aufnah-
me des RMB in den IWF-Währungskorb zu erreichen. Die 
Regulierung der Währung wurde aber ebenso wenig auf-
gegeben wie die Kapitalverkehrskontrollen (McNally 2015 ; 
Simon 2022). Heute verankert China die Verwendung des 
RMB systematisch in Freihandelsabkommen oder Investi-
tionsverträgen. Während die internationale Nutzung des 
RMB sich bislang auf einem niedrigen Niveau bewegt, 
wickelt China vor allem den regionalen Handel zuneh-
mend unter Umgehung des US-Dollars ab. Auch die Ent-
stehung eines neuen RMB-geführten Währungsblocks in 
Asien wird diskutiert (Eichengreen / ​Lombardi 2017, S. 43). 
Für Aufmerksamkeit sorgten auch die finanzbezogenen 
Infrastrukturen, die China im Zuge der RMB-Internatio-
nalisierung entwickelte (Goede / ​Westermeier 2022). Diese 
ermöglichen es auch anderen Staaten, finanzielle Transak-
tionen unter Umgehung des US-Dollars sowie der auf ihm 
basierenden Infrastruktur abzuwickeln  – etwa im Falle 
von US-Sanktionen in Form eines Ausschlusses aus dem 
SWIFT-System.

Auch in den internationalen Organisationen des glo-
balen Finanzwesens nimmt der chinesische Staat seit 2008 
eine aktivere Rolle ein. Während China in der unmittel-
baren Krisensituation den IWF unterstützte, forderte der 
chinesische Staat gleichzeitig Reformen innerhalb des 
IWF, die vor allem die Einflussmöglichkeiten des Globa-
len Südens deutlich erhöhen sollten. Neben Auseinander-
setzungen um die Akzeptanz von Kapitalverkehrskontrol-
len wurde vor allem eine Reform der Stimmrechte voran-
getrieben (Simon 2022, S. 396 f.). Nach einer mehrjährigen 
Blockade der Stimmrechtsreform durch die USA baute 
China seine Stimmenanteile auf rund 6 % aus (IWF 2016). 
Allerdings behielten die USA zusammen mit ihren euro-
päischen Verbündeten ihre Vetomacht, und die Verteilung 
der Stimmrechte spiegelt nach wie vor nicht das ökono-
mische Gewicht semiperipherer Volkswirtschaften wider, 
wie die IWF-Statuten es eigentlich vorsehen. Während 
China, Brasilien oder Indonesien deutlich unterrepräsen-
tiert sind, haben Ökonomien wie Deutschland oder Japan 
wesentlich zu hohe Stimmanteile. Dies führt bis heute zu 
anhaltenden Konflikten und einem deutlichen Legitimi-
tätsverlust des IWF (Mühleisen 2023, S. 8 f.).

Seit der US-Blockade der IWF-Stimmrechtsreform 
verfolgt die chinesische Regierung zudem eine neue Stra-
tegie : den Aufbau alternativer Organisationen und Me-
chanismen außerhalb der bestehenden, vom Kernland 
geprägten Governance-Strukturen. Sie forcierte die In-

stitutionalisierung des BRIC(S)-Forums  3, die Gründung 
der New Development Bank (NDB) und der Asian Infras-
tructure Investment Bank (AIIB). Dadurch gelang es dem 
chinesischen Staat, parallele Organisationen zu etablieren 
und damit wirtschaftspolitische Rationalitäten der chine-
sischen Entwicklungsweise zu institutionalisieren. Dazu 
gehören die Konzentration auf Infrastrukturinvestitionen, 
die Akzeptanz von Kapitalkontrollen, regulierte Währun-
gen und eine herausragende Rolle des Staates bei den zu fi-
nanzierenden Projekten (AIIB 2016 ; Simon 2022, S. 395 ff.).

Der Aufbau neuer Finanzorganisationen ist zudem 
eng verbunden mit Chinas Aufstieg als internationaler 
Investor und Kreditgeber. Die staatlich geförderte Inter-
nationalisierung chinesischer Unternehmen und eine Di-
versifizierung der Investitionen weg von den USA führten 
zu einer Zunahme und Verlagerung der Kapitalströme aus 
China. Die Möglichkeit, während der Krise Anteile an an-
geschlagenen Unternehmen günstig zu erwerben, förder-
te chinesische Investitionen in europäische und US-ame-
rikanische Unternehmen, insbesondere im Logistik- und 
Infrastrukturbereich, aber auch in Hightech-Unterneh-
men (Schmalz 2019, S. 26 ff.). Auch Chinas Investitionen in 
Lateinamerika, Afrika und Asien nahmen weiter zu, was 
durchaus auch zu wachsenden Konflikten und Diskussio-
nen um neue Abhängigkeiten führt.

Von besonderer Bedeutung ist, trotz der abnehmen-
den Investitionsdynamik und ausbleibenden Realisie-
rung einiger Projekte, jedoch die Belt-and-Road-Initiative 
(BRI). Sie bündelt den Ausbau von Infrastruktur, Handel 
und Produktionsnetzwerken in Asien, Afrika und Europa, 
zielt auf eine Reduzierung von Chinas Abhängigkeit von 
traditionellen Handelsrouten und unterstützt die Interna-
tionalisierung der chinesischen Infrastruktur- und Inves-
titionspolitik (Hoering 2018). In den letzten zehn Jahren 
ist China zudem zu einem der weltweit wichtigsten Ge-
ber in der Entwicklungsfinanzierung avanciert, wobei ein 
Interesse des chinesischen Staates an Infrastrukturprojek-
ten mit chinesischer Beteiligung, am Zugang zu Ressour-
cen und an der Erweiterung der Absatzmärkte für Chi-
nas Exportindustrie erkennbar ist (Aiddata 2017 ; Bräuti-
gam 2011).

Mit diesen Strategien wurde insgesamt ein neues Re-
gime für internationale Investitionen und Entwicklungsfi-
nanzierung parallel zu den marktliberalen Strukturen der 
Herzlande geschaffen. Chinas internationale Kreditverga-
be und Investitionen, die die von IWF und Weltbank mitt-
lerweile übersteigen, bieten einen alternativen Zugang zu 
Finanzmitteln, der die potenzielle Durchsetzung marktli-
beraler Prinzipien, z. B. im Zusammenhang mit IWF-Kre-

3	 BRIC steht für den Zusammenschluss von Brasilien, Russ-
land, Indien und China zu einem internationalen Forum 
aufstrebender Volkswirtschaften. Nach dem Beitritt Süd-
afrikas 2010 („BRICS“) kamen später auch andere Staaten 
hinzu („BRICS plus“).
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diten und Strukturanpassungsprogrammen, einschränkt. 
Allerdings führten nicht nur die Investitionen Chinas im 
Kontext der BRI oder Kreditvergabe in Ländern des Glo-
balen Südens zunehmend zu Kritik und Konflikten (vgl. 
den Beitrag von Banse in diesem Heft). Obwohl die chi-
nesischen Investitionen in den USA und der EU nur einen 
geringen Anteil an den gesamten ausländischen Direktin-
vestitionen ausmachen, führten diese zu teils starken poli-
tischen Reaktionen in den Kernländern : Mehrere Staaten 
führten Systeme zur Überwachung chinesischer Investi-
tionen ein. Die US-Regierung und einige EU-Staaten blo-
ckieren zunehmend chinesische ADI, insbesondere im 
High-Tech-Sektor. Sie legen außerdem Förderprogram-
me zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit einheimischer 
Technologieunternehmen sowie groß angelegte Finanzie-
rungsprojekte auf, um Chinas Rolle bei der Infrastruktur-
finanzierung entgegenzuwirken (Grieger 2021 ; Schmalz 
2019, S. 28 ff.). Die Dynamik führte auch innerhalb der 
Kernländer zu einer aktiveren Rolle des Staates, beispiels-
weise auf den Feldern der Industrie- und Infrastruktur-
politik (Alami et al. 2022 ; Köncke / ​Simon 2022).

Alle diese Initiativen führen bisher nicht zu einer ra-
dikalen Veränderung des Dollar-Wall-Street-Regime 
(DWSR). Der chinesische Staat nutzt aktiv die Struktu-
ren der globalen Finanzbeziehungen und trug sogar zu 
deren Stabilisierung während der globalen Krise bei. Die 
Unterstützung lässt sich nicht zuletzt durch einen Man-
gel an Alternativen und strukturelle Macht innerhalb des 
DWSR erklären. Diese schränkte auch die Möglichkeiten 
des chinesischen Staates ein, Reformen durchzusetzen, 
und führte sogar zu einer zeitweisen Stärkung des US-
Dollars (Scherrer 2023 ; Simon 2022). Die Strategie des 
chinesischen Staates, parallele Strukturen der Finanzbe-
ziehungen außerhalb der unmittelbaren Reichweite der 
Herzlande aufzubauen, hat jedoch zu einer sichtbaren 
Transformation geführt. Mit der beginnenden Internatio-
nalisierung des RMB, Chinas wachsenden Investitionen, 
der Kreditvergabe ohne marktliberale Auflagen und den 
neu entwickelten Institutionen entstand eine Alternati-
ve zu den Strukturen des DWSR. Der Einflussbereich des 
DSWR hat sich dadurch verringert. Dies führt tendenzi-
ell zu einer Fragmentierung und multipolaren Gestaltung 
der Weltwirtschaftsordnung auf dem Feld der globalen Fi-
nanzbeziehungen.

4	 Chinas Bedeutungsgewinn : 
Herausforderung 
der Weltwirtschaftsordnung ?

Der chinesische Staat verfolgte – dies wurde deutlich sicht-
bar – weder eine Strategie zur Beseitigung der marktlibe-
ralen Wirtschaftsordnung, noch führte Chinas Aufstieg 

zu ihrer radikalen Veränderung. Im Gegenteil : Chinas zu-
nehmende Integration, die Anpassung an die Spielregeln 
der marktliberalen Wirtschaftsordnung und Beteiligung 
in internationalen Organisationen führte seit den 1980er 
Jahren zu einer räumlichen Ausweitung des Kapitalismus 
und der Globalisierungsdynamik sowie zur Reproduktion 
der vorherrschenden Wirtschaftsordnung in beiden hier 
diskutierten Bereichen. Dies lässt sich vor allem dadurch 
erklären, dass die marktliberale Wirtschaftsordnung und 
die in sie eingeschriebene strukturelle Macht das Terrain 
bildete, in das die chinesische Ökonomie eingebunden 
wurde. Allerdings waren auch die Interessen chinesischer 
Kapitalfraktionen und Eliten innerhalb des chinesischen 
Staates zentral, die die Integration der chinesischen Öko-
nomie in den globalen Kapitalismus vorantrieben.  4

Deutlich wird jedoch auch, dass sich im Zuge der In-
tegration der chinesischen Ökonomie der globale Kapi-
talismus veränderte : Die chinesische Wirtschaft hat sich 
nicht nur (wieder) zu einem Gravitationspol der globa-
len Ökonomie entwickelt, ihre Internationalisierung hat 
auch Auswirkungen auf die Gestalt der Weltwirtschafts-
ordnung. Der chinesische Staat engagierte sich mit dem 
Ausbruch der globalen Wirtschaftskrise 2008 aktiv in den 
bestehenden Institutionen und legte eine eigene Reform-
agenda vor. Er entwickelte auch einen Ansatz, parallele 
Strukturen und Institutionen zu etablieren, die die Abhän-
gigkeit der chinesischen Ökonomie vom Einflussbereich 
des Kernlandes reduzieren soll – oft in Zusammenarbeit 
mit anderen (semi-) peripheren Staaten. Diese Strategie 
gewann auch deshalb an Dynamik und Einfluss, weil die 
Regierungen der USA und europäischer Staaten eine stär-
ker an den Interessen der (Semi-)Peripherie orientierte 
Reform der bestehenden Strukturen blockierten. Die von 
China etablierten alternativen Governance-Mechanismen 
veränderten demgegenüber die Weltwirtschaftsordnung 
sichtbar, wobei allerdings ihre Grundstrukturen fortbeste-
hen. Das vom chinesischen Staat etablierte Netzwerk neu-
er Institutionen, Regulierungsregime und (regulativer) 
Infrastrukturen für Produktion, Handel und Investitionen 
schaffen Alternativen zu den marktliberalen Strukturen 
und drängen teilweise deren Einflussbereich zurück, bei-
spielsweise innerhalb der WTO oder mit Blick auf die Re-
gulierung anderer Volkswirtschaften durch die Rolle des 
IWF als Kreditgeber. Dabei führt der vom chinesischen 
Staat verfolgte Ansatz auch zu neuen Abhängigkeiten und 
Konflikten innerhalb der (Semi-) Peripherie, die eine wei-
tergehende Unterstützung chinesischer Reforminitiativen 
unter den (semi-) peripheren Ökonomien schwächen. Ins-

4	 Innerhalb des chinesischen Staates lassen sich allerdings 
auch Auseinandersetzungen um die Ausrichtung und Ge-
schwindigkeit der Integration in die Weltwirtschaft beob-
achten, wenn diese teils auch schwer nachzuvollziehen 
sind. Für eine historische Perspektive vgl. etwa Weber 
(2021).
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gesamt fordert die Integration Chinas die Weltwirtschaftsordnung damit 
nicht grundlegend heraus, sie führt aber – auch durch die Strategien des 
Kernlandes begründet  – zu einem stärker konfliktiven, fragmentierten 
und multipolaren Regulierungsgeflecht.

Die Konflikte um die Ausrichtung der Weltwirtschaftsordnung lassen 
sich nicht durch einen chinesischen Exzeptionalismus erklären, der eine 
allgemein wünschenswerte marktliberale Ordnung stört. Eine solche Per-
spektive folgt dem universellen Anspruch der marktliberalen Ordnung 
und blendet aus, dass es alternative Ansätze und Interessen gibt. Sie macht 
unsichtbar, dass Ansätze zur Organisation des Kapitalismus mit Macht-
verhältnissen, dominanten Wirtschaftsstrategien und Interessen verbun-
den sind. Demgegenüber reflektieren die aktuellen Konflikte eine ver-
änderte Konkurrenzsituation auf dem Weltmarkt und damit verbunden 
Machtkämpfe um die Ausrichtung des Kapitalismus. Freier Kapitalver-
kehr und die Möglichkeit eines ungehinderten Engagements im Ausland 
folgen den Interessen führender Kapitalfraktionen des Kernlandes. Sie 
stehen jedoch im Widerspruch zu den Strategien des chinesischen Staa-
tes und anderer (semi-) peripherer Volkswirtschaften, durch eine Regu-
lierung des Kapitalverkehrs oder eine aktive Industrie- und Technologie-
politik entwicklungs- und wirtschaftspolitische Ziele zu verfolgen und im 
globalen Wettbewerb aufzuholen.

Chinas ökonomischer Bedeutungsgewinn und das Spannungsverhält-
nis zwischen den unterschiedlichen Modi wirtschaftspolitischer Regulie-
rung führen damit zu zunehmenden geoökonomischen Spannungen und 
haben auch für die deutsche Ökonomie weitreichende Folgen. Während 
deutsche Unternehmen von der ökonomischen Regulierung innerhalb 
Chinas – etwa dem niedrigen Lohnniveau – ebenso profitiert haben wie 
von der dynamischen Entwicklung des chinesischen Binnenmarktes, wer-
den chinesische Unternehmen heute zunehmend in Bereichen zu Kon-
kurrenten, die zuvor den Herzlanden und seinen Juniorpartnern vorbe-
halten waren. Auch die Fragmentierung der Weltwirtschaftsordnung und 
damit verbundene Prozesse, wie etwa Zollstreitigkeiten zwischen den 
USA, der EU und China, führen zu einer insgesamt unsichereren globalen 
ökonomischen Situation. Gleichzeitig fördert der Bedeutungsgewinn des 
chinesischen Staatskapitalismus innerhalb der EU und auch Deutschlands 
Diskussionen um eine Veränderung der Rolle staatlicher Wirtschaftspoli-
tik, die sich etwa in einem veränderten Modus staatlicher Technologie-, 
Innovations- und Infrastrukturpolitik auch hierzulande reflektiert (Ba-
bic 2021 ; Köncke / ​Simon 2022 ; van Apeldoorn / ​Graaff 2022). Insgesamt 
scheint sich die Regulierung der Weltwirtschaftsbeziehungen in einer kri-
senhaften und konfliktiven Phase des Interregnums zu bewegen. ■
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Energie- und Klimafinanzierung 
als globale Herausforderung

Die weltweiten (geo-) politischen Veränderungen mit zunehmendem Nationalismus, 
Krisen und Konflikten erschweren die Suche nach globalen Lösungen für die Energie- 
und Klimafinanzierung. Auch die jüngste Weltklimakonferenz im November 2024 
in Baku wurde den Anforderungen an Lösungen für die Klimakrise nicht gerecht. 
Die Art der Finanzierung, die Verteilung der finanziellen Lasten sowie die Höhe der 
Finanzaufwendungen sind die Streitfelder. Gleichzeitig haben sich die Finanzierungs-
instrumente im Kontext der Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals) in 
den letzten Jahren verändert. Marktbasierte Finanzierungsinstrumente dominieren die 
Energie- und Klimafinanzierung. Welche Folgen das hat, ist Gegenstand dieses Beitrags.

SIMONE CLAAR

1	 Einleitung

Die Klimakrise ist eine der größten Herausforderungen 
unserer Zeit. Der fortschreitende Klimawandel und die 
damit verbundenen Risiken machen globale Lösungsan-
sätze unabdingbar. Besonders dringlich ist die Abkehr 
von fossilen Energieträgern. Die aktuellen geopolitischen 
Spannungen und anhaltenden kriegerischen Konflikte ha-
ben die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern deutlich 
offengelegt. Erneuerbare Energiequellen wie Wind oder 
Sonne sind als Ersatz geeignet, erfordern jedoch einen ho-
hen Kapitaleinsatz. Aber sie ermöglichen auch eine dezen-
trale Energieerzeugung und somit geringere geopolitische 
Abhängigkeiten.

Die Frage der Höhe, aber auch der Art der Finanzie-
rung von Klimafolgen war ein Streitfeld auf der Weltkli-
makonferenz der Vereinten Nationen (COP) im Novem-
ber 2024 in Baku. Dort war einerseits Thema, dass Investi-
tionen in erneuerbare Energien massiv gesteigert werden 
müssen, andererseits umfangreiche Mittel für die Anpas-
sung an die bereits unvermeidbaren Folgen des Klimawan-
dels notwendig seien. Die wenigen gemeinsamen Ergeb-
nisse der Baku-Konferenz betonen dabei die zentrale Rolle 
der Finanzierung. Die geringe Bereitschaft reicher Staaten, 
die Energiewende in ärmeren Ländern finanziell zu un-
terstützen, hat die Idee beflügelt, durch staatliche Garan-

tien private Mittel für die Energiewende zu mobilisieren. 
Diese Idee fand ihren Niederschlag in den 2015 von den 
Vereinten Nationen verabschiedeten Nachhaltigen Ent-
wicklungszielen (Sustainable Development Goals, SDGs). 
Dazu gehören beispielsweise Finanzierungsinstrumente 
oder internationale Abkommen, die private und öffentli-
che Geldgeber zusammenbringen, wie unter anderem die 
Just Energy Transition Partnership für eine Energiewende.

Auch die Berichte der OECD und der UN zur Klima-
finanzierung (OECD 2024, UN FSDR 2024) plädieren für 
eine staatlich begleitete Mobilisierung privater Mittel. 
Dies entspricht dem allgemeinen Trend in der Entwick-
lungsfinanzierung, auf private Kapitalmärkte und Finanz-
instrumente wie strukturierte Fonds oder Anleihen zu 
setzen (Rowden 2019 ; Gabor 2021 a, 2019). Dieser Trend 
wird als Finanzialisierung der Entwicklungsfinanzierung 
bezeichnet (Elsner et al. 2021). Dabei geht es vor allem da-
rum, die wirtschaftlichen Risiken für private Investoren 
zu minimieren. Die wirtschaftlichen und sozialen Impli-
kationen für die Zielländer werden dabei vernachlässigt. 
Neben dem eingeschränkten Zugang der Länder des Glo-
balen Südens zu den Finanzmärkten (Kvangraven et al. 
2020) stellt sich auch die Frage nach einer gerechten Las-
tenverteilung zwischen den Ländern, deren frühe Indus-
trialisierung den Klimawandel maßgeblich verursacht hat, 
und jenen Ländern, deren Industrialisierung später ein-
setzte und auf einem deutlich niedrigeren Niveau verharr-
te (Müller et al. 2020).
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Mein Beitrag verknüpft daher die Fragen nach geo-
politischen Machtverhältnissen mit Ungleichheitsstruk-
turen zwischen dem Globalen Norden und Süden und 
untersucht aus dieser Perspektive die Gestaltung von Fi-
nanzinstrumenten im Globalen Süden. Er zeigt die Aus-
wirkungen geopolitischer Dynamiken auf die Klima- und 
Energiepolitik und nimmt die finanzpolitischen Rahmen-
bedingungen in den Blick. Auf der Grundlage von Daten 
des Forschungsprojektes „Energiewende in Afrika von 
2018 bis 2023“ werden dann exemplarisch Instrumente 
zur Finanzierung von erneuerbaren Energien vorgestellt. 
Darauf aufbauend werden alternative Lösungsansätze 
skizziert. Die jüngsten Änderungen der geo- und klima-
politischen Situation nach Amtsantritt der Trump-Regie-
rung konnten in diesem Beitrag nicht mehr berücksichtigt 
werden.

2	 Geopolitische Dynamiken  
und ihre Auswirkungen  
auf die Klima- und Energiekrise

Eine Studie der International Renewable Energy Agency 
(IRENA) aus dem Jahr 2019 macht auf die geopolitischen 
Auswirkungen der erneuerbaren Energien aufmerksam. 
Erneuerbare Energien können in vielen Ländern vor Ort 
erzeugt werden, sodass diese Länder ihre Energieabhän-
gigkeit von der kleinen Zahl an Erzeugerländern fossiler 
Energie verringern können (IRENA 2019, S. 23 ff.). Scholten 
et al. (2020, S. 2 f.) identifizieren folgende Implikationen 
erneuerbarer Energien für bestehende geopolitische Dy-
namiken : (1) Die Staaten seien weniger abhängig vom glo-
balen Markt und ausländischen Reserven. (2) Das Ener-
giesystem könne auf zentrale und dezentrale Energiege-
winnung setzen. (3) Allerdings seien die Länder auch bei 
der Erzeugung erneuerbarer Energien abhängig von be-
stimmten Rohstoffen (z. B. Kobalt, Seltene Erden) sowie 
von neuer Technologie. Nur wenige Materialien ließen 
sich derzeit recyceln. (4) Es könne eine Regionalisierung 
der Energiebeziehungen geben, die sich mehr auf regio-
nale Netze konzentrieren. (5) Der globale Energiemarkt 
und -handel würden sich deutlich verändern, damit auch 
das Volumen des internationalen Handels (u. a. wegen des 
niedrigeren Bedarfs an fossilen Brennstoffen). (6) Schon 
jetzt gebe es internationale Konkurrenz um die Entwick-
lung von Technologie für erneuerbare Energien, und 
gleichzeitig versuchten Exporteure von fossilen Brenn-
stoffen ihren Markt zu erhalten. Mit anderen Worten : Er-
neuerbare Energien sind ebenfalls nicht frei von geopoli-
tischen Konflikten.

Die Veränderung der globalen Lage hat Auswirkun-
gen auf die internationalen Klimaschutzbemühungen, 
auf die Umsetzung der SDGs und auf die Verteilung von 

finanziellen Ressourcen. Insbesondere durch den Ukra-
ine-Krieg wurde die Rolle von fossilen Brennstoffen als 
geopolitische Instrumente sichtbar. Die Implementierung 
von erneuerbaren Energien wird die Abhängigkeit von 
Öl und Gas zwar langfristig verringern, schafft aber auch 
neue Abhängigkeiten, beispielsweise von den Ländern, 
die Lithium fördern und verarbeiten (Goldthau et al. 2018, 
S. 3 f.). In dieser globalen Konstellation hat sich der inter-
nationale Fokus innerhalb der Klima- und Energiepolitik 
verschoben. Neben der deutlichen Erhöhung der Ausga-
ben für Rüstung und Militär und stagnierenden Zahlen 
bei den Aufwendungen für den Klimaschutz haben Krie-
ge direkte Auswirkungen auf das Klima und die Umwelt, 
weil Kriege u. a. zu einem Anstieg der CO2-Emissionen 
führen. Gleichzeitig verursacht der Klimawandel weite-
re (gewalttätige) Konflikte um natürliche Ressourcen wie 
Land und Wasser. Die Entwicklungen zeigen, dass Fragen 
des Klimawandels, der Klimagerechtigkeit und der Klima-
versicherheitlichung (climate securitization) mit vielfälti-
gen Konflikten einhergehen, die auch mit den globalen 
Macht- und Ungleichheitsverhältnissen verbunden sind 
(Pastoors et al. 2022, S. 286 ff.).

Das Konzept der Versicherheitlichung bedeutet, dass 
der Klimawandel vor allem als Sicherheitsproblem wahr-
genommen wird, das eine politische Ausnahmesituation 
schafft und Investitionen in sicherheitspolitische Maß-
nahmen rechtfertigt. Pastoors et al. (2022) sprechen in die-
sem Zusammenhang vom Klima-Konflikt-Nexus und se-
hen zivile Konfliktbearbeitung und Frieden als ein zentra-
les Mittel, diesem Nexus zu begegnen und somit aus Sicht 
der Autor*innen eine sozial-ökologische Transformation 
zu gestalten. Die Staaten im Globalen Süden befinden sich 
in einer schwierigen Balance zwischen der Sicherstellung 
der eigenen Entwicklung, der Bekämpfung der Klimafol-
gen und ihrer Abhängigkeit von finanzstärkeren Staaten 
(vgl. u. a. AFDB 2022). Das globale Machtgefüge beeinflusst 
Möglichkeiten, dem Klimawandel und dem steigenden 
Energiebedarf von Staaten im Globalen Süden zu begeg-
nen. Gleichzeitig besteht die Erwartung, dass auch weiter-
hin Energie in den Globalen Norden exportiert wird. Ein 
gutes Beispiel für das globale Machtgefüge ist die Wasser-
stoffstrategie der Europäischen Union, die im European 
Green Deal (Europäische Kommission 2019) eingebettet 
wurde. Dabei geht es um die Sicherung von grünem Was-
serstoff für den Export beispielsweise aus Marokko. Bisher 
hat Marokko aber noch nicht die Kapazitäten an erneuer-
baren Energien, um den eigenen Strombedarf zu decken 
(Claar 2023, S. 96). Das bedeutet, dass der Export von grü-
nem Wasserstoff die Kapazitäten von erneuerbaren Ener-
gien in Marokko nicht erhöht, sondern eher verringert. 
Daher sind die Forderungen aus dem Globalen Süden 
nach gerechter Klima- und Energiefinanzierung sowie 
Technologietransfer ein zentrales Element, um perspekti-
visch unabhängiger von den globalen Ungleichheitsstruk-
turen zu werden.
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3	 Die finanzpolitischen 
Rahmenbedingungen

Auf der Weltklimakonferenz der Vereinten Nationen, der 
Jahreshauptversammlung der Afrikanischen Entwick-
lungsbank oder in den Gremien der Europäischen Union 
steht die Finanzierung der teuren Klimaanpassungsmaß-
nahmen immer wieder im Mittelpunkt der Diskussion. 
Vor allem Staaten des Globalen Südens tun sich schwer, 
die notwendigen finanziellen Mittel aufzubringen, da es 
oft an materiellen Ressourcen nicht nur für den Klima-
schutz, sondern auch für die Befriedigung der Grundbe-
dürfnisse der Menschen fehlt (ebd., S. 98). Auch die Frage, 
warum vor allem der Globale Süden die Klimafolgen fi-
nanzieren soll, obwohl der Globale Norden den Großteil 
der historischen Emissionen verursacht hat, wird in der 
Diskussion immer wieder gestellt. Globale Macht- und 
Ungleichheitsverhältnisse spielen daher bei der Finanzie-
rung von Klimamaßnahmen eine wichtige Rolle. Während 
Einigkeit darüber besteht, dass die Länder des Globalen 
Nordens die sozial-ökologische Transformation mitfinan-
zieren sollen, sind Umfang und Bedingungen umstritten.

Die zentralen globalen Finanzorganisationen wie 
Weltbank und Internationaler Währungsfonds plädie-
ren für die staatliche Mobilisierung privater Finanzmittel 
für Investitionen in die sogenannte grüne Finanzierung 
(Katz-Rosene / ​Paterson 2018, S. 48 ff.; Park 2018, S. 28 ff.). 
Dazu gehört der Zugang zu verschiedenen Finanzierungs-
formen wie private Darlehen, technische Hilfe oder Zu-
schüsse (Clapp / ​Dauvergene 2005, S. 189 ff.).

Zwar nehmen die Mittel für grüne Investitionen zu, 
z. B. in Form von grünen Fonds, mehrheitlich wird aber 
nach wie vor in klassische „braune“ Anlagen investiert 
(Jäger 2023, S. 34). Das Finanzkapital zeigt geringes Inte-
resse, eine Finanzierungsstrategie für nachhaltige Projek-
te zu entwickeln. Beispielsweise finanziert die Weltbank 
weiterhin fossile Energieträger, obwohl sie Treuhänderin 
des Green Climate Fund ist (Newell 2018, S. 11). Zudem 
ist die Förderung fossiler Energien nicht nur wegen Krie-
gen und Konflikten weiterhin höchst profitabel. Deutlich 
wird das im Financing for Sustainable Development Re-
port 2024 der Vereinten Nationen, der noch einmal ver-
deutlicht, dass private und öffentliche Investitionen in 
braune Anlagen wieder ansteigen, und den Beginn die-
ses Anstiegs schon während der Corona-Pandemie er-
kennt. Dabei stellt dieser Bericht fest, dass keine Anreize 
bestehen, anders zu investieren, solange langfristige Kli-
marisiken nicht in die Kapitalkosten eingerechnet werden 
(UN FSDR 2024, S. 1, 12, 66). Trotz dieser Entwicklung ist 
das nachhaltige Anlagevolumen global gewachsen, bei-
spielsweise im Bereich von nachhaltigen Produkten wie 
Fonds, Anleihen und freiwilligen CO2-Märkten. Im Jahr 
2022 lag das Volumen bei 5,8 Bio. us$ (ebd., S. 83). Aller-
dings findet man solche nachhaltigen Finanzprodukte vor 

allem in den Industrienationen. Die Europäische Union 
war 2022 einer der größten Emittenten von grünen Anlei-
hen, während Frankreich, die Niederlande und Deutsch-
land neben den USA und China zu den TOP-5-Emittenten 
von Green Bonds (grünen Anleihen) gehörten (Environ-
mental Finance 2023, S. 4, 6). Auf Unternehmen aus Ent-
wicklungs- und Schwellenländern (ohne China) entfielen 
dagegen nur 8 % der sozialen, nachhaltigen und grünen 
Unternehmensanleihen (UN FSDR 2024, S. 85 ; mehr zu 
Green Bonds in Schwellenländern am Beispiels Südafrikas 
bei Neumann 2024).

Allerdings ist laut Svartzman et al. (2019, S. 110 f.) der 
Finanzmarkt grundsätzlich nicht geeignet, dem Klima-
wandel zu begegnen. Dieser sei nicht in der Lage, ökologi-
sche Folgen seiner Investitionen einzupreisen. Aber selbst 
wenn eine Einpreisung angestrebt wird, bilden diese Ein-
preisungen nicht die tatsächlichen Folgen ab (Heinrich 
Böll Stiftung o. J.). Vor dem Hintergrund der Großen Fi-
nanzkrise 2007–2009 argumentiert Pettifor (2017, 2022), 
dass Finanzakteure eher öffentliche Gelder verschlingen 
als Mittel für öffentliche Güter bereitzustellen. Beispiels-
weise haben die Zentralbanken auch nach der Finanzkri-
se noch vierteljährlich rund 500 Mrd. us$ mit Steuermit-
teln abgesicherte Liquidität in das Finanzsystem gepumpt, 
aber die Banken hielten sich mit der Kreditvergabe wei-
terhin zurück (Pettifor 2017, S. 4). Bevor das internationa-
le Finanzsystem zur Finanzierung notwendiger Klimaan-
passungsmaßnahmen herangezogen werden kann, muss 
es transformiert werden. Allerdings gibt es keine Strate-
gien, die globalen politischen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse neu zu denken, sondern die Maßnahmen der 
Vereinten Nationen bleiben im bestehenden wirtschaftli-
chen Rahmen. Für die Umsetzung der nachhaltigen Ent-
wicklungsziele werden Instrumente der grünen Ökono-
mie genutzt, da diese neue Investitions- und Wachstums-
chancen bieten (UNEP 2011, S. 2 f.). Im folgenden Abschnitt 
wird die Problematik privater Finanzierung für die Errei-
chung der nachhaltigen Entwicklungsziele vertieft.

4	 Finanzinstrumente für die 
Bekämpfung des Klimawandels

In den letzten Jahren hat die Bedeutung privater Investiti-
onen für nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz deut-
lich zugenommen, was sich auch in der Entwicklungsfi-
nanzierung niederschlägt. So wurden im Durchschnitt 
der Jahre 2019 bis 2021 allein im Rahmen der öffentlichen 
Entwicklungsfinanzierung 45,3 Bio. us$ privat mobilisiert. 
Davon flossen 62 % vor allem in Wirtschaft, Infrastruk-
tur und Dienstleistungen (UN FSDR 2024, S. 109). Bereits 
Anfang der 1990er Jahre stand der Washington Consen-
sus für einen Wandel von staatlicher Unterstützung hin 
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zu Marktorientierung und bedeutete häufig eine Privati-
sierung öffentlicher Güter und Daseinsvorsorge, vor allem 
im Globalen Süden (Gabor 2021 b, S. 318). Nach der Ver-
kündung der SDGs im Jahr 2015 folgte im selben Jahr in 
Addis Abeba die UN-Konferenz Financing for Develop-
ment, die den Startpunkt eines Paradigmenwechsels in 
der Entwicklungsfinanzierung darstellte : Institutionen 
der Entwicklungsfinanzierung sollen öffentliche Mittel 
nutzen, um das Risiko für private Investoren auf den Ka-
pitalmärkten zu reduzieren (Rowden 2019, S. 5). Gabor 
bezeichnet dies als „Wall Street Consensus“ (2021 a, b) : Er 
„basiert auf der Grundannahme, dass es dem Staat an fis-
kalischer Kapazität fehlt, um öffentliche Investitionen zu 
tätigen. Entsprechend besteht seine Lösung darin, Ent-
wicklung als Investmentvorhaben zu begreifen, indem ei-
nige Risiken (unter dem Deckmantel von blended finan-
ce) vom privaten Sektor auf den Staat oder multilaterale 
Entwicklungsinstitutionen übertragen werden.“ (Gabor 
2021 b, S. 319) Private Investitionen sind – gerade im Glo-
balen Süden – aufgrund von Wechselkursschwankungen, 
Staatsverschuldung (vgl. den Beitrag von Banse in diesem 
Heft), begrenzter staatlicher Steuerung und geschwäch-
ter Wirtschaft mit hohen Risiken behaftet, die durch geo-
politische Spannungen nicht geringer werden. Afrikani-
sche Staaten sind in besonderem Maße von Wechselkurs-
schwankungen betroffen und auf ausländische Direktin-
vestitionen angewiesen (Kvangraven et al. 2020). Da das 
Risiko dieser Staaten von privaten Ratingagenturen hö-
her eingeschätzt wird, sind die Kreditkosten höher (Claar 
2023, S. 97). Dies hat Auswirkungen auch auf Investitionen 
in erneuerbare Energien, da beispielsweise der Bau einer 
Windkraftanlage sehr viel Kapital erfordert (Schwerhoff / ​
Sy 2017, S. 397 f.). Dieses Risiko soll durch flankierende 
staatliche Maßnahmen zur Risikominderung (de-risking) 
reduziert werden (vgl. Elsner et al. 2021, S. 276 f.).

Innerhalb der Klima- und Energiefinanzierung wer-
den verschiedene Instrumente genutzt und national so-
wie international flankiert. Die Studie von Müller et al. 
(2020), die die Erneuerbare-Energien-Politik in 34 afrika-
nischen Staaten analysiert, identifiziert unterschiedliche 
Akteure, die die Ausgestaltung der Energiepolitik und ih-
rer Instrumente bestimmen. Abgesehen von einigen Län-
dern, die aufgrund ihrer Rohölförderung wenig Interesse 
an einem Wandel haben, lassen sich die Akteure der af-
rikanischen Energiewende drei Typen zuordnen : Markt, 
Staat und Entwicklungshilfegeber. In der Realität kommt 
es zu Überschneidungen der drei Typen. So hat die ugan-
dische Regierung im Kontext des Global Energy Transfer 
Feed-In Tariff unter anderem mit der deutschen Entwick-
lungsbank KfW, der Deutschen Bank, der norwegischen 
und der britischen Regierung zusammengearbeitet (ge-
berzentriert). Parallel dazu vergab die Weltbank Garantien 
an private Investoren zur Risikoabsicherung (marktzen
triert). Insgesamt zeigt die Analyse, dass in den 34 Staaten 
vor allem Marktmechanismen für die Implementierung 
erneuerbarer Energien genutzt wurden. Häufig werden 

Bieterwettbewerbe bzw. Ausschreibungen, Kredite oder 
grüne Fonds für die Umsetzung von Projekten im Bereich 
der erneuerbaren Energien eingesetzt. Beispiele für diese 
Instrumente sind nachstehend aufgeführt.

Als Vorbild für die Ausschreibung von Projekten zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien dienen die marktori-
entierten Bieterwettbewerbe im Rahmen des Renewable 
Independent Power Producer Programme (REIPPP) in 
Südafrika. Das Besondere an dem Wettbewerb ist, dass 
die Auswahlkriterien nicht nur die Höhe des Preises pro 
Kilowattstunde (70 %) beinhalten, sondern zu 30 % auch 
sozio-ökonomische Entwicklungskriterien wie Arbeits-
platzschaffung oder die Beteiligung historisch benachtei-
ligter Gruppen (Baker 2015, S. 252). Dazu gehört neben der 
Einbindung südafrikanischer Unternehmen auch die Be-
teiligung lokaler Gemeinden. Gleichwohl ergab die Ana-
lyse der Projekte, dass transnationale Unternehmen in 
zwei Dritteln der Infrastrukturprojekte für erneuerbare 
Energien eine dominante Rolle spielen und den gesamten 
Projektzyklus  – von der Konzeption über die Bauphase 
bis zur Inbetriebnahme – steuern. Lokale Gemeinschafts-
trusts sind nur randständig beteiligt. Im Allgemeinen 
basiert die Projektfinanzierung auf privatem Eigenkapi-
tal und Fremdkapital, das von Beteiligungsgesellschaften 
und Banken bereitgestellt wird (Müller / ​Claar 2021). Baker 
(2015, S. 250 ff.) stellt fest, dass transnationale Energieun-
ternehmen das Risiko leichter tragen können, da sie einen 
besseren Zugang zu Finanzmitteln haben. Dennoch gibt 
es  – gerade wegen der sozialen Kriterien im Bieterwett-
bewerb  – nicht nur transnationale, sondern auch lokale 
Beteiligungen an den REIPPP-Ausschreibungen. Südafri-
kanische Banken wie die Nedbank konnten aufgrund ih-
rer Kapitalkraft die Infrastrukturprojekte mitfinanzieren 
(Müller / ​Claar 2021).

Im Unterschied dazu konnten vor allem transnationa-
le Unternehmen die internationale Ausschreibung „Sca-
ling Solar“ der Weltbank in Sambia für sich entscheiden. 
Ein Grund dafür ist, dass im Gegensatz zu Südafrika das 
einzige Auswahlkriterium die Höhe des Strompreises war. 
Der Bieterwettbewerb wurde von der Weltbank-Unteror-
ganisation International Development Association mit ei-
ner Teilrisikogarantie ausgestattet. Das bedeutet, dass die 
Projektentwickler den vereinbarten Strompreis auch dann 
erhalten, wenn der staatliche Stromkonzern ZESCO, der 
immer wieder kurz vor der Insolvenz steht, nicht zahlt. 
Gleichzeitig unterstützt die staatliche Industrial Develop-
ment Corporation Zambia Limited (IDC) die Projektent-
wickler bei der Umsetzung der Projekte, und zwar ins-
besondere bei der Frage der Landrechte. Zudem erhielt 
sie im Rahmen einer Aktionärsvereinbarung einen An-
teil von 20 % an den Projekten der Gewinner des Bieter-
wettbewerbs (Elsner et al. 2021, S. 285 ff.). Problematisch 
an der Struktur der Bieterwettbewerbe ist, dass – außer-
halb Südafrikas – lokale Unternehmen kaum Möglichkei-
ten haben, sich an den Ausschreibungen zu beteiligen, da 
ihnen aufgrund der bestehenden Ungleichheitsstrukturen 
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und Machtverhältnisse der Zugang zu günstigen Kredi-
ten oder Fonds fehlt und dies eng mit der Verschuldung 
des Staates, wie beispielsweise in Sambia, zusammenhängt 
(vgl. den Beitrag von Banse in diesem Heft). Gleichzeitig 
findet eine Risikominimierung für private Unternehmen 
statt, die durch staatliche Strukturen, wie durch die IDC, 
und globale Finanzinstitutionen abgesichert sind. Konkret 
bedeutet dies, dass die sambische Regierung den transna-
tionalen Unternehmen den vereinbarten Preis zahlt, auch 
wenn der staatliche Stromkonzern pleitegeht. Bieterwett-
bewerbe führen dazu, dass mehr Erneuerbare-Energie-In-
frastruktur entsteht, gleichzeitig fehlt eine Rückkopplung 
zu sozio-ökonomischen Kriterien, die sicherstellen könn-
ten, dass auch die Bevölkerung von den Maßnahmen pro-
fitiert. Das sambische Beispiel zeigt, wie private Investitio-
nen staatlich abgesichert werden.

Neben der Absicherung von Investitionen ist ein wei-
teres Instrument die zweckgebundene Vergabe von Kre-
diten durch internationale Geber. Ein konkretes Beispiel 
ist das internationale Abkommen „Partnerschaft für eine 
gerechte Energiewende“ (Just Energy Transition Partner-
ship, JETP). Auf der Weltklimakonferenz 2021 (COP 26) 
in Glasgow kündigten die USA, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und die Europäische Union eine Partner-
schaft mit Südafrika an, um die Klimafolgen zu bekämp-
fen und die Emissionen zu verringern (BMZ 2022). Trotz 
der bisherigen Bemühungen Südafrikas, von einer kohle-
abhängigen Energieproduktion auf erneuerbare Energien 
mit dem REIPPP umzusteigen, bleibt die traditionell hohe 
Abhängigkeit von fossilen Energieträgern bestehen (Fine / ​
Rustomjee 1996 ; Claar 2020, S. 119). Mit dem JETP soll 
die südafrikanische Energiewende weiter vorangetrieben 
werden. Die Partnerschaft stellt Südafrika Kredite in Höhe 
von 8,5 Mrd. us$ zur Verfügung, um den JETP-Investi-
tionsplan von 2023 bis 2027, der Ausgaben in Höhe von 
98,7 Mrd. us$ vorsieht, finanziell zu unterstützen. Zen
tral dabei ist die Umstellung des Energiesektors, aber auch 
die finanzielle Unterstützung der Herstellung von grünem 
Wasserstoff und des Elektroautosektors (The Presidency 
of RSA 2022, S. 7 f.). Dies fügt sich in die EU-Strategie des 
europäischen grünen Deals ein (Claar 2022, S. 267 f.) und 
zeigt, dass JETP auch die Risiken für europäische Inves-
titionen in den südafrikanischen Wasserstoff senken soll. 
Dafür werden u. a. verzinsliche Darlehen gewährt, und die 
Hafeninfrastruktur soll für den Export ausgebaut werden 
(Kalt et al. 2023, S. 309). Allerdings ist das Kreditmodell 
der JETP problematisch (Claar 2023, S. 97 f.), da Südafrika 
zwar im Vergleich zu anderen afrikanischen Staaten einen 
besseren Zugang zum Finanzmarkt hat, aber dennoch das 
Risiko besteht, dass die Kreditzinsen aufgrund von Wech-
selkursschwankungen steigen. Das kann zu einer höheren 
Verschuldung führen. Das Global Energy Justice Work-
shop Collective (2023, S. 3) sieht im JETP eine weitere 
Form marktbasierter Finanzinstrumente, denn der JETP 
nutzt die südafrikanische Energiekrise als Geschäftsmo-
dell für Investoren aus dem globalen Norden. Außerdem 

warnt das Kollektiv andere Staaten davor, diese Koope-
rationsmodelle zu übernehmen. Denn beispielsweise für 
weniger finanzstarke afrikanische Staaten kann die Erhö-
hung der Kreditzinsen die aktuelle Schuldenkrise (Banse 
2023) verschärfen und damit deren ökonomische und po-
litische Situation weiter destabilisieren.

Darüber hinaus wird das Angebot auf den Finanz-
märkten um grüne Finanzinstrumente erweitert, die von 
institutionellen und privaten Anlegern gezeichnet werden 
können. Dazu gehören sogenannte Klima- und Energie-
fonds zur Finanzierung von beispielsweise erneuerbarer 
Energieinfrastruktur. Diese Infrastrukturprojekte werden 
entweder durch Zuschüsse, Kredite, privates Beteiligungs-
kapital oder durch eine Kombination dieser Instrumen-
te finanziert. Zum Beispiel wurde der 30 Mio. us$ große 
responsAbility Energy Access Fund  1 von der Internatio-
nalen Finanz-Kooperation der Weltbank mit 10 Mio. us$ 
bedient. Darüber hinaus kamen auch 2 Mio. us$ von der 
Shell-Stiftung. Der Fonds zielte darauf ab, kleine und mitt-
lere Unternehmen wie Hersteller und Händler bei Inves-
titionen im Energiesektor vor allem in Subsahara-Afrika 
zu unterstützen (IFC 2014). Der Vermögensverwalter war 
die responsAbility Investments AG (Moneycab 2015), die 
heute mit verschiedenen Finanzprodukten und Blended-
Finance-Instrumenten weiterhin auf dem Markt ist. Im 
Jahr 2013 wurde das Energieunternehmen responsAbility 
Renewable Energy Holding (rAREH) gegründet, das 2021 
in Serengeti Energy umbenannt wurde. Der Zweck von 
rAREH war es, in kleine und mittlere erneuerbare Ener-
gieprojekte bis zu 50 MW in Subsahara-Afrika zu inves-
tieren, diese gemeinsam zu entwickeln und umzusetzen. 
Der Vermögensverwalter hatte mehrere Solar- und Was-
serkraftprojekte in Subsahara-Afrika in seinem Portfolio. 
Einige davon wurden durch den Energy Access Fund von 
responsAbility finanziert. Bis 2020 konnte rAREH sechs 
operative Kraftwerke realisieren (responsAbility 2020). 
Zum Zeitpunkt der Erhebung waren die deutsche Ent-
wicklungsbank KfW, der norwegische Investmentfonds 
Norfund und der Nordic Development Fund (NDF) In-
vestoren der Holding (Serengeti Energy 2021). Auch das 
Nachfolgeunternehmen Serengeti Energy gehört europäi-
schen Instituten der Entwicklungsfinanzierung wie KfW, 
NDF und Norfund (Serengeti Energy 2024). Die Betei-
ligung staatlicher Entwicklungsbanken passt in die Ge-
samtstrategie der Entwicklungsfinanzierung, da öffent-
liche Investitionen über Entwicklungsbanken den Markt 
für mehr private Investitionen in erneuerbare Energien 
öffnen. Problematisch dabei ist, dass auch hier öffentliche 
Gelder, verteilt durch Fonds, genutzt werden, um priva-
ten Unternehmen den Weg in den Erneuerbare-Energien-
Markt zu ebnen.

1	D ie Ausführungen basieren auf der Datenerhebung von 
2019.
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Bieterwettbewerbe, internationale Kreditabkommen und Beteiligun-
gen an Unternehmen sind zwar unterschiedliche Instrumente zur Bereit-
stellung von Finanzmitteln, in diesem Fall für erneuerbare Energien, aber 
bei allen Formen trägt die öffentliche Hand in unterschiedlicher Weise 
das Investitionsrisiko.

5	 Perspektiven  
einer gerechten Klima- und Energiepolitik

Die klimapolitischen Herausforderungen brauchen globale Lösungsan-
sätze, die unabhängig von nationalen oder Profitinteressen verfolgt wer-
den. Momentan gefährdet die ungleiche Verteilung von Ressourcen und 
Macht solche Lösungsansätze. Die Staaten des Globalen Nordens versu-
chen, ihre Klima- und Energiepolitik gemeinsam mit dem Globalen Sü-
den umzusetzen, indem sie, wie im Europäischen Grünen Deal, auf die 
Nutzung der natürlichen Ressourcen des Globalen Südens setzen (Claar 
2022). Der Verzicht auf russische Energieimporte in Europa hat nicht 
nur in Deutschland zu Energiekrisen geführt. Die Suche nach anderen 
Energiequellen – erneuerbaren wie auch fossilen – ist die Folge. Kriege 
und andere Konflikte verschärfen die Naturzerstörung und die Klima-
krise. Zukunftsfähige Lösungsansätze können aufgrund der gegenwärti-
gen weltpolitischen Lage kaum mehr in der internationalen Gemeinschaft 
durchgesetzt werden. Die Gründe : In Verbindung mit geopolitischen In-
teressen verstärken sich bestehende Ungleichheiten und Abhängigkeiten 
und schränken die Möglichkeiten für globalen Klimaschutz und Energie-
wende ein.

Eine alternative Perspektive wäre, Maßnahmen voranzutreiben, die 
perspektivisch in eine sozial-ökologische Transformation münden. Dazu 
gehören gerade in den Zeiten von Kriegen und Konflikten deren Über-
windung (Pastoors et al. 2022, S. 299 ff.), aber auch andere Formen des 
Wirtschaftens und des Finanzierens. Eine Möglichkeit wäre eine neue 
Weltwirtschaftsordnung, die die globalen Ungleichheiten überwindet. 
Dabei könnte an die am 1. Mai 1974 von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen verabschiedete Erklärung über eine „Neue internationale 
Wirtschaftsordnung (NIEO)“ angeknüpft werden. Ziel war es, die global 
ungleiche Verteilung von Reichtum aufzuheben und ein gleiches Mitspra-
cherecht der Entwicklungsländer an der globalen politischen und ökono-
mischen Architektur einzufordern (vgl. u. a. Veit / ​Fuchs 2023). Während 
die Klimapolitik in den damaligen Plänen für eine alternative Wirtschafts-
ordnung kaum eine Rolle spielte, gab es im Hinblick auf Energiepolitik 
bereits das Ziel, die Staaten des Globalen Südens mithilfe von Solar- und 
Windenergie unabhängiger von fossilen Energieträgern wie Öl und Gas 
zu machen (Claar 2023, S. 90 f.). Um dies heute zu erreichen, sind Finanz-
mittel und Investitionen in erneuerbare Energien, klimaschonende Tech-
nologien und die (finanzielle) Unterstützung des Globalen Südens durch 
den Globalen Norden notwendig (ebd., S. 90 f., 99). Allerdings bergen die 
dargestellten Finanzinstrumente Gefahren, da private Risiken nicht nur 
von globalen Finanzinstitutionen getragen werden, sondern auch auf die 
Nehmerstaaten übertragen werden. Durch den von Gabor (2021 b) darge-
legten „Wall Street Konsens“ steigt die Gefahr, dass die Länder des Globa-
len Südens zum Spielball auch geopolitischer Dynamiken werden. Ohne 
Risikominimierung wird es kaum private Investitionen geben, weder für 

eine Energiewende (siehe u. a. Müller et al. 2021) noch für die Klimafol-
genbekämpfung. Außerdem ist auch die Beteiligung der betroffenen Be-
völkerung und zivilgesellschaftlicher Organisationen an Entscheidungs-
prozessen, der Gestaltung von Maßnahmen zur Bekämpfung des Klima-
wandels und zur Förderung erneuerbarer Energien notwendig. Das be-
trifft auch Entscheidungen über wirtschaftliche Veränderungsprozesse 
wie beispielsweise die Transformationen von Wirtschaftszweigen. Dabei 
ist es ortsunabhängig notwendig, Beschäftigte, Anwohner*innen und die 
Zivilgesellschaft mit einzubeziehen, wie dies u. a. im südafrikanischen 
Bieterwettbewerb für erneuerbare Energien mit den Gemeinden an den 
Standorten der Infrastrukturprojekte geschehen ist (Müller / ​Claar 2021).

Die zivilgesellschaftliche Beteiligung ist zwingend notwendig, damit 
Veränderungen hin zu einer sozial-ökologischen Transformation von 
unten mitgestaltet werden können, denn sie ist eine Strategie, „die auf 
eine bewusste gesellschaftspolitische Gestaltung“ (Brand 2014, S. 12) setzt. 
Durch kollektives Handeln sowie die Berücksichtigung lokaler Gegeben-
heiten und globaler Zusammenhänge können Lösungen gefunden wer-
den, die sowohl ökologische Nachhaltigkeit als auch soziale Gerechtigkeit 
fördern. Hierfür braucht es „eine demokratische Planung für dekarboni-
sierte, ressourcenschonende Wirtschaftssysteme“ (Dörre 2023, S. 379), die 
auch die Planung von Finanzmitteln einschließt. Dies bedeutet perspek-
tivisch, dass die sozial-ökologische Transformation Teil der politischen 
Praxis wird und damit auch finanzielle Möglichkeiten für den Globalen 
Süden geschaffen werden, die klimapolitischen Herausforderungen anzu-
gehen. ■
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Die Geopolitik der neuen 
post-kolonialen Schuldenkrise

Vor unseren Augen spielt sich die schlimmste Schuldenkrise der Nachkriegszeit ab. 
Viele sogenannte Entwicklungsländer können nur noch mit Notkrediten des Inter-
nationalen Währungsfonds ihre Schulden bedienen, zentrale staatliche Dienste wie 
Gesundheit, Bildung oder Klimaschutz werden drastisch eingeschränkt ; gleichzeitig 
werden Steuern für die Bevölkerung erhöht. Die sozialen, ökologischen und wirtschaft-
lichen Kosten sind dramatisch. Wenn in Deutschland über diese Krise berichtet wird, 
steht meist das geopolitische Interesse Chinas im Fokus, doch das greift zu kurz. Der 
Beitrag beleuchtet die Krisenursachen, untersucht die geopolitischen Interessen der 
Schuldenvergabe und liefert Hinweise für einen Ausweg aus der Schuldenspirale.

FRAUKE BANSE

1	 Einführung

Im Juni 2024 stürmte eine wütende Menge das keniani-
sche Parlament, weil die Regierung neue Steuern auf we-
sentliche Güter eingeführt hatte. Die Erhöhung von Steu-
ereinnahmen war die Vorbedingung für einen Notkredit 
des Internationalen Währungsfonds (IWF), um Kenias 
Schuldendienstfähigkeit aufrechtzuerhalten. Im Laufe der 
Proteste starben zwischen Juni und Mitte Juli 50 Men-
schen, über 400 wurden verletzt, 49 wurden entführt oder 
werden vermisst (KNCHR 2024). Die kenianische Regie-
rung geht buchstäblich über Leichen, um die Zahlungs-
unfähigkeit abzuwenden und so ihre Kreditwürdigkeit auf 
den internationalen Finanzmärkten zu wahren. Kenia ist 
bei weitem nicht der einzige hoch verschuldete postkolo-
niale Staat.

Nichtregierungsorganisationen sprechen von der 
„worst debt crisis ever“ (eurodad 2024). Im Jahr 2024 floss 
in 46 Ländern mehr als die Hälfte der Einnahmen in den 
Schuldendienst, in 68 mehr als ein Drittel (DFI 2024). 
Schätzungen von Development Finance International 
(DFI) zufolge werden Regierungen des Globalen Südens 
im Jahr 2025 47 % ihrer Haushalte für den Schuldendienst 
ausgeben. Das sei mehr, als sie für alle grundlegenden So-
zialleistungen aufwenden, und 45-mal mehr, als sie für die 

Bewältigung der Klima- und Naturkrise zusammen ausge-
ben (Matthew Martin, zit. in eurodad 2024 ; vgl. auch Stutz 
2024 a, S. 8). Auch die jüngsten Schuldenerleichterungen 
für einige Länder bringen laut eurodad nur geringe Ver-
besserung. Die betroffenen sechs Länder (Tschad, Ghana, 
Sri Lanka, Suriname, Ukraine und Zambia), die kürzlich 
eine Umschuldung durchlaufen haben, müssen weiterhin 
durchschnittlich mehr als 20 % der Staatseinnahmen al-
lein für den Auslandsschuldendienst aufwenden (eurodad 
2024 ; Debt Justice 2024).

Anders als in der Finanzkrise von 2008 / 09 ist die-
se Verschuldungssituation unter anderem aufgrund des 
verhältnismäßig geringen Volumens der Kreditvergabe 
der großen Finanzakteure (noch) nicht systemrelevant 
(Jayati Ghosh in IDEAS 2024). Dementsprechend wird sie 
in Deutschland nur am Rande der anderen Mehrfachkri-
sen diskutiert. Wenn die Schuldenkrise thematisiert wird, 
dann meist unter Verweis auf die geopolitisch motivierte 
Kreditvergabe Chinas, die die Schuldenspirale weiter an-
kurbele. Allerdings sind nicht nur die chinesischen Kredi-
te interessenpolitisch motiviert, sondern auch die der an-
deren Staaten und internationalen Institutionen.

Dieser Beitrag untersucht sowohl die Ursachen der 
gegenwärtigen Schuldenkrise als auch ihren geopoliti-
schen bzw. geoökonomischen Kontext. Nach der Klärung 
des analytischen Rahmens wird der enge Zusammenhang 
zwischen der gegenwärtigen Schuldenkrise und der letz-
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ten großen Staatsschuldenkrise des Globalen Südens in 
den 1980er Jahren untersucht.  1 Die Analyse dieses Zu-
sammenhangs zeigt zum einen, dass die Art und Weise, 
wie die Schuldenkrise in den 1980er Jahren von den Ge-
berstaaten gehandhabt wurde, zentrale Weichen für die 
heutige enorme Verschuldung gestellt hat. Zum anderen 
waren sowohl die Kreditvergabe als auch die Bearbeitung 
der Schuldenkrise der 1980er Jahre stark geopolitisch und 
geoökonomisch motiviert. Der historische Rückblick er-
möglicht herauszuarbeiten, welche Kontinuitäten und 
Neuformierungen sich hinsichtlich geopolitischer / ​geo-
ökonomischer Interessen in der gegenwärtigen Schulden-
krise erkennen lassen.

2	 Die strukturelle  
Unterfinanzierung der Peripherie  
und ihre Auslandsschulden

Ich gehe von der Grundannahme aus, dass das kapitalis-
tische Weltsystem sich zwar ständig verändert, aber wei-
terhin kolonial geprägt ist. Es gliedert sich vereinfacht in 
die Staaten des Zentrums mit einer seit langem etablierten 
und diversifizierten kapitalistischen Wirtschaft einerseits 
und Staaten der Peripherie, bestehend aus ehemaligen Ko-
lonien mit einer starken Ausrichtung auf die Rohstoffpro-
duktion, andererseits. Die Zwischenposition nimmt eine 
teilindustrialisierte Semi-Peripherie ein. Diese drei Zonen 
sind nicht nur ökonomisch, sondern auch herrschaftspo-
litisch global miteinander verbunden, und zwar über die 
Art und Weise, wie Kapital innerhalb der kapitalistischen 
Produktionsweise verwertet, gesellschaftlich verankert 
und staatlich reguliert wird.  2

Periphere Ökonomien sind als Erbe des Kolonialismus 
auch heute noch durch eine ausgeprägte Außenorientie-
rung mit starkem Fokus auf den Rohstoffexport, schwache 
heimische Produktion und gleichzeitig hohe Abhängig-
keit von Importen gekennzeichnet. Aufgrund der starken 
Offenheit zum Weltmarkt bei gleichzeitig großer Import-
abhängigkeit ordnet Becker (2008, S. 12) periphere Länder 
einer „passiven Extraversion“ zu.

Durch die damit einhergehende Abhängigkeit von 
globalen Rohstoffpreisen, die geringe industrielle Verar-
beitungstiefe und die starke Konkurrenz auf dem Markt 
für einfach verarbeitete Produkte (Textilien, Spielzeug, 
einfache Elektronik) sind die Steuerquellen für periphe-
re Staaten dürftig. Zudem müssen sie einen Großteil der 
Produkte des täglichen Bedarfs sowie Produktionsmit-
tel importieren. Durch schwache heimische Kapitalfrak-
tionen werden Schlüsselsektoren, insbesondere im Roh-
stoffsektor, von ausländischem Kapital dominiert. Der 
Kapitalabfluss durch Gewinnrepatriierung ist ein damit 
verbundenes Problem, die Ausrichtung der Wirtschafts-

politik an den Bedarfen des Auslandskapitals ein weiteres 
(ebd., S. 14).

Solche Staaten weisen ein strukturelles Defizit in der 
Leistungsbilanz auf. Sie importieren mehr Waren und 
Dienstleistungen, als sie exportieren, und sind deshalb auf 
externe finanzielle Zuflüsse aus den kapitalistischen Zen
tren oder der Semi-Peripherie angewiesen : Entwicklungs-
hilfe, externe Investitionen, migrantische Rücküberwei-
sungen und eben Schulden. Diese Abhängigkeit von Ka-
pitalzuflüssen macht periphere Länder verwundbar. Kapi-
tal kann aus politischen Gründen zurückgehalten werden 
oder aus ökonomischen Gründen nicht fließen, weil an-
derswo profitablere Investitionsbedingungen herrschen. 
Diese Abhängigkeit öffnet das Tor für geopolitische oder 
geoökonomische  – kurz : imperialistische  – Einflussnah-
me (vgl. auch Luxemburg 1975 [1913]). Verstärkt wird diese 
Abhängigkeit noch über die internationale Geldordnung, 
besonders brisant im Schuldendienst. In der heutigen 
Geldordnung werden die meisten externen Schulden in 
US-Dollar aufgenommen und müssen entsprechend auch 
in US-Dollar zurückgezahlt werden. Verändert sich der 
Kurs der heimischen Währung zu diesem Weltgeld, ver-
ändert dies auch das Verschuldungsniveau : Ist die heimi-
sche Währung im Verhältnis zum US-Dollar abgewertet, 
muss das betreffende Land mehr für den Schuldendienst 
in US-Dollar aufbringen, obwohl es sich nicht höher ver-
schuldet hat. Zudem sind Zinsen auf Kredite in der Peri-
pherie deutlich höher als in den kapitalistischen Zentren, 
was wiederum bedeutet, dass die Länder der Peripherie 
im Vergleich zu jenen der Zentren wesentlich mehr Geld 
für die Bedienung ihrer Schulden aufbringen müssen.

Externe Schulden bergen nach Luxemburg (ebd.) 
gleichzeitig die Möglichkeit einer nachholenden Indus-
trialisierung. Ob sich dies realisiert, ist unter anderem 
von politischen Spielräumen abhängig. Wie groß diese 
sind, wird durch die dominanten Interessen und politi-
schen Strategien der Gläubigerstaaten bestimmt – jeweils 
im Kontext polit-ökonomischer Gegebenheiten und glo-
baler Interessenkonstellationen (vgl. auch Becker 2008, 
S. 14). Der Verweis auf ein grundsätzlich dynamisches ka-
pitalistisches Weltsystem ist für die vorliegende Analyse 
zentral. Die unterschiedliche geopolitische Positionierung 
im Kalten Krieg beeinflusste die Möglichkeiten einer auf-
holenden Industrialisierung (z. B. Südkorea, Singapur und 
Taiwan [Wai-chung Yeung 2016] und als Kontrast dazu 
die Demokratische Republik Kongo [Ndikumana / ​Boyce 
1998, S. 211 ff.]). Zurzeit befinden wir uns erneut in einer 
hegemonialen Umbruchsituation mit einer absehbaren 

1	T eile des vorliegenden Beitrags basieren auf Banse (2023).

2	 Begrifflich orientiert sich der Beitrag an der Weltsystem-
theorie bzw. der Dependenztheorie (Wallerstein 2004) und 
der Regulationstheorie (Aglietta 1979). Joachim Becker 
(2008) kombiniert in seinen Überlegungen Dependenz- 
und Regulationstheorie.
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Verlagerung der kapitalistischen Zentren in den asiati-
schen Wirtschaftsraum. Dies hat auch Auswirkungen auf 
die globale Verschuldungsdynamik und Schuldenpolitik, 
weil semi-periphere Länder wie China als Gläubiger auf-
‌treten. Diese Entwicklung soll im Folgenden, ausgehend 
von der Analyse der Schuldenkrise der 1980er Jahre, nach-
gezeichnet werden.

3	 Die Schuldenkrise der 1980er Jahre

Ab Ende der 1960er Jahre zeichnete sich in den kapitalis-
tischen Zentren eine Überakkumulation von Kapital ab, 
die sich ab Mitte der 1970er Jahre durch die Rezession 
noch verschärfte. Geld konnte in den Zentren immer we-
niger gewinnbringend angelegt werden, Investoren such-
ten global nach profitableren Anlagemöglichkeiten. An-
lagesuchendes Kapital wurde in die Länder des Globalen 
Südens investiert, die sich, befeuert durch sehr niedrige 
Zinsen, zunehmend in US-Dollar verschuldeten. Hinzu 
kamen nach dem Ölpreisschock von 1973 die sogenannten 
Petro-Dollars. Vermittelt über US-amerikanische und eu-
ropäische Banken wurden auch für diese Gelder lukrative 
Schuldner in der Peripherie gesucht. Durch geringere Ex-
porte in die Industrieländer aufgrund der globalen Rezes-
sion stieg der externe Finanzbedarf für erdölimportieren-
de Länder des Globalen Südens. Nach Schätzungen von 
Hanlon / ​Jones (2021, S. 266) wurde zudem etwa ein Viertel 
der globalen Kredite geostrategisch motiviert an westlich 
orientierte Autokraten vergeben.

Während die Entwicklungen zu Beginn wenig Proble-
me für die Empfängerländer darstellten, änderte sich dies 
Ende der 1970er Jahre abrupt : Im Jahr 1979 kam es zum 
sogenannten Volcker-Schock. Der damalige Chef der US-
Notenbank Federal Reserve (Fed), Paul Volcker, bekämpf-
te mit massiven Zinserhöhungen die Inflation in den USA. 
Der Zinsanstieg verteuerte die in Dollar ausgegebenen 
Kredite und mündete in einer Schuldenkrise des Globalen 
Südens. Im Jahr 1982 erklärte Mexiko seine Zahlungsun-
fähigkeit, es folgten mehr als 40 Länder, insbesondere in 
Afrika und Lateinamerika (Aldcroft 2003, S. 41).

Der von den USA dominierte IWF griff mit Notkredi-
ten ein, um den Schuldendienst aufrechtzuerhalten. Dies 
war nicht nur im Interesse der involvierten Banken und 
Geberstaaten, sondern bot einen wesentlichen Hebel der 
schuldenvermittelten geoökonomischen Einflussnahme : 
Die mit den Notkrediten verbundenen wirtschaftlichen 
Auflagen beendeten die Projekte der nachholenden Ent-
wicklung  – insbesondere in Lateinamerika und Afrika 
(Philips 2011, S. 430), setzten die Ökonomien ehemaliger 
Kolonien der Weltmarktkonkurrenz aus und verfestig-
ten die Rolle vor allem der afrikanischen Gesellschaften 
als Rohstofflieferanten. Die Interventionen des IWF und 

westlicher Gläubiger verstärkten die passive Extraversion 
(Becker 2008) und trugen damit wesentlich zum Umfang 
und zum Charakter der jetzigen Schuldenkrise bei.

4	 Die Schuldenkrise der 2020er Jahre

In der gegenwärtigen Schuldenkrise wiederholen sich ei-
nige Dynamiken der 1970er und 1980er Jahre : Auch dies-
mal suchen große Summen liquiden Kapitals nach pro-
fitablen Anlagemöglichkeiten auf den Finanzmärkten. 
Auch diesmal speist sich der „globale Pool privaten Gel-
des“ (AfDB / ​IMF / ​WB 2017, S. 29) aus der Überakkumula-
tion und den zurückgehenden Investitionsmöglichkeiten 
in den kapitalistischen Zentren, diesmal inklusive China 
(Camba 2020, S. 971). Dieser Pool wurde seit 2008 durch 
niedrige Zentralbankzinsen und ab 2015 durch die Politik 
des quantitative easing – des Ankaufs von Anleihen durch 
Zentralbanken in den kapitalistischen Zentren  – noch 
vergrößert. Niedrigzins und Anleihekäufe sind dabei als 
direkte staatliche Reaktionen auf die Globale Finanzkrise 
bzw. die Eurokrise zu verstehen.

Diese „portfolio glut“ (Portfolioschwemme) (Gabor 
2021, S. 3) wird durch die anhaltende Austerität und den 
entsprechenden Rückbau von sozialen Sicherungssyste-
men weiter ausgedehnt. Denn auch private oder öffent-
liche Rentenfonds und Versicherungen suchen nach luk-
rativen Investitionsoptionen (vgl. Becker 2014, S. 186). In-
vestitionen in peripheren Ländern versprachen deutlich 
mehr Gewinn als beispielsweise deutsche Staatsanleihen 
(Ellmers 2022, S. 3, 9). Zwischen 2011 und 2021 sind die öf-
fentlichen Schulden des Globalen Südens im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt um 14 Prozentpunkte gestie-
gen (ILO 2022, S. 27). Als besonders betroffen gelten, wie 
schon in den 1980er Jahren, die Staaten Lateinamerikas, 
der Karibik und der Subsahara, aber auch ein hoher Anteil 
von Staaten Südasiens, Südostasiens und der Pazifikregion 
(Stutz 2024 a, S. 10 f.). In Kombination aus Schuldenstand 
und Zinsniveau ist für periphere und semi-periphere Län-
der der Auslandsschuldendienst öffentlicher Schuldner 
zwischen 2010 und 2021 um 141 % gestiegen (Stutz 2023 a, 
S. 8, 14 f.).

Anfang 2022 kam es dann zu einer Entscheidung, die 
als zweiter Volcker-Schock (Banse 2023) in die Geschichte 
eingehen könnte : Wenn auch unter anderen makroökono-
mischen Bedingungen als 1979, versuchte die Fed ab März 
2022, die Inflation in den USA durch sukzessive Zinserhö-
hungen zu bekämpfen. Auch diesmal verteuerten sich im 
Zuge dieses Zinsanstiegs in harter Währung ausgegebene 
Schulden. So war die Schuldenkrise in den 1980er Jahren 
eskaliert, und so eskalierte sie im Jahr 2022.

Mit dem Zinsanstieg in den USA und Europa kam es zu 
einem starken Abfluss von Kapital – denn jetzt konnte das 
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Geld in den kapitalistischen Zentren wieder lukrativ ange-
legt werden (Ellmers 2022, S. 6). Den Ländern des Globa-
len Südens fehlte Geld zur Finanzierung ihrer Staatshaus-
halte, sie bekamen kein neues Kapital, um alte Schulden 
zurückzuzahlen, und ihre heimischen Währungen wurden 
gegenüber US-Dollar und Euro abgewertet. In Kombina-
tion mit einer dramatischen Erhöhung der Weltmarktprei-
se für Importprodukte explodierte die Inflation im Inland, 
woraufhin nicht nur Staats-, sondern auch Haushalts- und 
Unternehmensschulden weiter zunahmen.

In der Hoffnung, weiteren Devisenabfluss zu verhin-
dern, erhöhten die Zentralbanken des Globalen Südens ih-
rerseits ihre Leitzinsen auf mitunter über 20 % (IMF 2022, 
S. 7), um so ihre Länder wieder für in- und ausländisches 
Kapital attraktiv zu machen. Allerdings müssen die damit 
verbundenen Zinszahlungen an die Investoren aus öffent-
lichen Mitteln bedient werden, der Schuldendienst steigt 
also abermals. Zudem setzen derart hohe Zinssätze loka-
le Unternehmen unter Druck, da sie sich nicht wie große 
multinationale Unternehmen in harter Währung refinan-
zieren können (vgl. Becker 2014, S. 191).

Gepaart mit dem System flexibler Wechselkurse wirk-
te die globale Währungshierarchie mit dem US-Dollar 
an der Spitze bei beiden explosiven Verschuldungssitua-
tionen in den 1980er und 2020er Jahren wie eine Zünd-
schnur. Beide Verschuldungsprozesse verdeutlichen die 
fest eingeschriebene Dominanz des US-Dollars als globale 
Leitwährung und damit die Relevanz der Geldpolitik der 
USA für Länder in der Peripherie (zur Persistenz der Dol-
lar-Dominanz vgl. Scherrer 2023). Die mit der Währungs-
hierarchie verbundenen Probleme sind, wenn auch poli-
tisch vielfach vermittelt, Ausdruck der Ungleichheit zwi-
schen Zentrum und Peripherie, manifestiert in der passi-
ven Extraversion und dem strukturellen Leistungsbilanz-
defizit der Peripherie.

Angesichts der gegenwärtigen geopolitischen Dy-
namiken ist zu fragen, ob die politischen Strategien der 
Gläubigerstaaten in der Bearbeitung der ersten Schulden-
krise der 1980er Jahre die passive Extraversion abgemil-
dert oder aber vertieft und damit die potenzielle Anfällig-
keit für interessengeleitete Einflussnahme erhöht haben. 
Dies soll im Folgenden untersucht werden.

5	 Finanzialisierung der Schulden : 
Brady-Bonds  
und das Secondary Market Regime

Während die Verschuldung des Globalen Südens in den 
1980er Jahren hauptsächlich durch staatliche / ​multilate-
rale Kredite (Afrika) oder Kredite von Privatbanken (La-
teinamerika) geprägt war, sind viele dieser Länder heute 
über Staatsanleihen bei diversen Anlegergruppen ver-

schuldet. Wenn auch je nach Ländercharakteristika sehr 
unterschiedlich verteilt (Stutz 2023 b), entfielen im Jahr 
2000 auf die im sogenannten Paris Club zusammengefass-
ten westlichen Gläubiger insgesamt noch 55 % der öffent-
lichen Schulden. Bis 2021 sank ihr Anteil auf 18 %. Im sel-
ben Zeitraum stiegen die chinesischen Kredite von 1 % auf 
15 %. Vor allem aber ist der Anteil privater internationaler 
Anleihegläubiger an öffentlichen oder öffentlich garan-
tierten Schulden bei Ländern mit niedrigem bis mittlerem 
Einkommen in den vergangenen beiden Dekaden von 
10 % auf 50 % gestiegen (Wolf 2023 ; vgl. auch Stutz 2024 b, 
S. 20, mit leicht abweichenden Berechnungen).  3

Der Übergang von der Kreditaufnahme zur Emission 
von Anleihen ist stark von der Krisenbearbeitung in den 
1980er Jahren beeinflusst. Um die Banken vor großen Ver-
lusten zu bewahren, leitete die US-Regierung nach jah-
relanger Verschleppung der Krise eine Teilentschuldung 
ein, indem notleidende Bankkredite mit staatlicher Un-
terstützung in handelbare Staatsanleihen (Brady-Bonds) 
umgewandelt wurden. Durch den Modus der Umwand-
lung konnte die unmittelbare Schuldenlast der Länder ge-
senkt werden. Die Geschäftsbanken erlitten zwar Verluste, 
konnten aber die faulen Kredite aus ihren Büchern strei-
chen. Die Entschuldung stellte die Kreditwürdigkeit der 
Schuldnerstaaten wieder her, sie konnten sich erneut ver-
schulden. Dieser staatlich koordinierte Formwandel von 
Schuldtiteln machte Schule und ließ den Markt für An-
leihen peripherer Staaten entstehen (Chesnais 2016, S. 66 ; 
Potts 2018, S. 457 f.).

Es ist für Staaten leichter, sich in handelbaren Staats-
anleihen zu verschulden, als beispielsweise durch klassi-
sche Bankkredite – das Risiko der Gläubiger ist in der Re-
gel geringer. Eines der mit Verschuldung in Wertpapieren 
einhergehenden Probleme ist jedoch, dass bei einem dro-
henden Zahlungsausfall die Umschuldungsverhandlun-
gen durch die Vielzahl der Anleger erschwert werden. Ei-
nige kapitalstarke Fonds haben sich zudem darauf spezia-
lisiert, in der Krise die an Wert verlierenden Staatsanlei-
hen billig aufzukaufen und gegebenenfalls vor Gerichten 
in den USA oder Großbritannien auf die Zahlung des ur-
sprünglichen Nennwertes der Papiere (sowie Zinsen und 
Gebühren) zu klagen (Potts 2018, S. 466).

Die Tatsache, dass sich die Käufer von Staatsanleihen 
bei drohenden Kursverlusten tatsächlich von ihren Pa-
pieren trennen können, sorgt für die notwendige Liquidi-
tät auf den Staatsschuldenmärkten, die es auch hoch ver-
schuldeten Ländern ermöglicht, neue Schulden aufzuneh-
men. Sie erleichtert zudem die Finanzierung von fälligen 
Anleihen durch die Ausgabe neuer. Diese Liquidität muss 
aber abgesichert werden (Gabor 2021 ; Banse 2021).

3	D ie Daten geben lediglich eine ungefähre Orientierung 
über die Größenordnungen, da sich die Berechnungen 
der Schulden unterscheiden und es häufig an Transparenz 
mangelt (zur Gläubigerstruktur vgl. auch Stutz 2023b).
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Neben der konkreten vertraglichen Absicherung der 
Anleihen und der Verhandlungsoption bei Zahlungsunfä-
higkeit legten die Strukturanpassungsmaßnahmen (SAP) 
des IWF bereits zentrale strukturelle Grundlagen für die 
erforderliche Liquidität.

6	 Durchsetzung des Neoliberalismus :  
Bedingungen 
im Schuldenmanagement

Nach dem Ende der Bretton-Woods-Institutionen über-
nahm der IWF eine neue Rolle als Manager von Schul-
denkrisen. Der IWF machte seine Unterstützung von der 
Erfüllung von Auflagen abhängig, die die unmittelbare 
Schuldendienstfähigkeit der betroffenen Länder wieder-
herstellen und die Ökonomien nach neoklassischen Kon-
zepten für den Weltmarkt umstrukturieren sollten (Kü-
blböck / ​Staritz 2007, S. 169). Zentral waren dabei die Ex-
portorientierung zur Devisenbeschaffung (inklusive der 
Abwertung der heimischen Währung zur Verbesserung 
der Exportmöglichkeiten), die Öffnung heimischer Märk-
te durch Zollsenkungen und Liberalisierung von Investi-
tionsregeln, die Abschaffung von Subventionen lokaler In-
dustrien und von Konsumgütern sowie die Privatisierung 
bzw. der Rückbau öffentlicher Institutionen (Taylor 2017, 
S. 167). Auf Ebene der Finanzsysteme wurden der Kapital-
verkehr liberalisiert und / ​oder die Banken privatisiert.

Diese Maßnahmen waren gesellschaftlich sehr um-
kämpft und wurden teilweise mit massiver staatlicher Re-
pression durchgesetzt (für Afrika vgl. Mkandawire / ​Olu-
koshi 1995). Auch wenn die Maßnahmen uneinheitlich 
und mit unterschiedlichem Tempo durchgesetzt wurden 
(für den Bankensektor vgl. Jones 2020), lassen sich die Ef-
fekte global verallgemeinern.

Mit der Durchsetzung radikaler Marktprinzipien auf 
allen Ebenen der Ökonomie erschwerten die SAP nachho-
lende Industrialisierungsbemühungen und damit auch die 
Diversifizierung peripherer Ökonomien. Die Liberalisie-
rung der Handelsbeziehungen, weitreichende Privatisie-
rungen oder der Abbau von Subventionen hemmten die 
heimische Industriepolitik maßgeblich, das rohstoffdo-
minierte Akkumulationsregime wurde verfestigt. Die Li-
beralisierungen im Finanzsektor verbauten faktisch dem 
heimischen Kapital den Zugang zu kalkulierbaren und 
bezahlbaren Krediten (exemplarisch Koddenbrock et al. 
2022 ; Gormley 2010). In Kombination mit auf ausländi-
sches Kapital ausgerichteten Investitionsgesetzen und 
dem Fokus auf den Export verstärkte dies die Monopo-
lisierung, die dominante Stellung ausländischen Kapitals, 
insbesondere im Schlüsselsektor der Rohstoffförderung. 
Zusammen mit der Öffnung der Finanzsysteme schuf dies 
auf verschiedenen Ebenen die Grundlage für massiven 

Kapitalabfluss : durch Steuererlasse für ausländische Di-
rektinvestitionen, liberale Investitionsgesetze, die die Aus-
lagerung von Gewinnen begünstigen, oder sogenanntes 
misinvoicing  – die Falschdeklaration von Warenlieferun-
gen vor allem innerhalb großer rohstofffördernder mul-
tinationaler Unternehmen (Ndikumana 2017 ; UNCTAD 
2020, S. 24 ff.). Hinzu kommen große Summen für den 
Schuldendienst. Die SAP verstärkten die passive Extraver-
sion und vertieften damit die strukturelle Unterfinanzie-
rung der postkolonialen Peripherie.

Die Maßnahmen zur Bearbeitung der ersten Schul-
denkrise bildeten auch die Grundlage für die heutige 
Gläubigerstruktur : Ende 2022 lag der Anteil privater Gläu-
biger des Globalen Südens laut Stutz (2024 b, S. 20) bei ca. 
60 %. Bilaterale staatliche Geber spielen aggregiert eine 
untergeordnete Rolle, in einzelnen Ländern sind sie aber 
die wichtigste Gläubigergruppe. China ist dabei der größ-
te bilaterale öffentliche Gläubiger – gefolgt von Japan und, 
mit einigem Abstand, Frankreich und Deutschland (ebd., 
S. 21 f.).

7	 Geopolitik  
in der gegenwärtigen Schuldenkrise

Aufgrund des marktförmigen Charakters der gegenwär-
tigen Verschuldung erscheint es zunächst wenig nahelie-
gend, den Prozess der Schuldenfinanzialisierung in eine 
geopolitische Analyse, d. h. in eine Analyse zwischenstaat-
licher Konkurrenz einzubeziehen. Dennoch lässt sich Fol-
gendes feststellen :

Die Marktöffnungen unter den SAP kamen zunächst 
vor allem Unternehmen in den USA und ihren westlichen 
Verbündeten zugute. Die Brady-Bonds retteten US-ame-
rikanische Banken und öffneten, da eng verbunden mit 
den SAP, periphere Ökonomien für westliche Kapitalin-
teressen. Durch die Finanzialisierung peripherer Staats-
schulden stärkten sie zudem das Dollar-Wall-Street-Regi-
me (DWSR) (Gowan 1999), trugen so unter anderem zur 
Absicherung des US-Dollars als dominante Weltwährung 
bei und stärkten die hoch konzentrierte Branche der in 
den USA angesiedelten Vermögensverwalter (Banse / ​Shah 
2021, S. 313).

Zudem legten die Maßnahmen die Basis für eine neue 
Orthodoxie der globalen, vor allem westlich dominierten, 
Entwicklungszusammenarbeit : Entwicklungshilfe soll we-
niger direkt gezahlt werden, sondern vielmehr als Absi-
cherung von privaten Finanzinvestitionen dienen. Die 
Form der Schuldenbearbeitung in den 1980er / ​1990er Jah-
ren schuf die strukturellen Voraussetzungen, um priva-
tes Geldkapital anzulocken, das in Anleihen – und damit 
neuen Schulden zu Marktkonditionen – investiert werden 
soll. Mit Hilfe von privaten Geldern sollen auch die nach-
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haltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen (Sus-
tainable Development Goals, SDG) realisiert werden – jen-
seits der direkten Entwicklungshilfe finanziert : beyond aid 
ist hier der Schlüsselbegriff. Das finanzielle Kernstück der 
SDG ist die finanzmarktbasierte Finanzierung über Anlei-
hen, also Schulden, und – wenn auch weniger diskutiert – 
Aktien von Staat, Haushalten und Unternehmen der post-
kolonialen Peripherie (UN 2015).

Die Steuerung der neuen entwicklungspolitisch ge-
rahmten Schuldenpolitik über die SDG ist in sich selbst 
geopolitisch und geoökonomisch strukturiert. Dies zeigt 
sich besonders deutlich im Bereich der Infrastruktur-
finanzierung (Schindler et al. 2021, S. 332). Als Reaktion 
auf Chinas Belt and Road Initiative forcierte die Euro-
päische Union die Global Gateway Initiative (GGI), die 
USA gründeten die International Development Finance 
Corporation (DFC) (zur GGI vgl. Furness / ​Keijzer 2022 ; 
zur DFC vgl. Schindler et al. 2021, S. 332). Ausdrücklich im 
geopolitischen und geoökonomischen Interesse der EU 
soll über die GGI Infrastruktur im Globalen Süden finan-
ziert werden. Hierfür sieht die Europäische Kommission 
gemischte Finanzierungsmodelle (blended finance) vor : 
Private Gelder – in der Regel Anleihen, also Schulden – 
sollen „gehebelt“ werden. Zu diesem Zweck übernehmen 
Geberinstitutionen die risikoreichsten Tranchen der An-
leihe für ein Infrastrukturprojekt und locken so private 
Investoren an, weiteres Geld zu investieren. Ein aus deut-
scher Sicht relevantes Beispiel ist hier etwa die Finanzie-
rung von Wasserstoffanlagen in Namibia (Knupp 2023 ; 
vgl. auch GTAI 2024). Unter anderem weil diese Konzepte 
des „Hebelns“ öffentlicher Gelder mit weiterer Verschul-
dung und (Teil-) Privatisierung öffentlicher Infrastruktur 
einhergehen, sind sie stark umstritten (Gabor 2021 ; Sylla / ​
Gabor 2021). Außerdem haben sie ein Konstruktionspro
blem, da diese Art der Infrastrukturfinanzierung vor al-
lem auf niedrigen Zinsen basiert und bei steigenden Zin-
sen die Projekte teurer werden (Ellmers 2022).

Daten über die chinesische Vergabe von Krediten sind 
noch schwerer zugänglich als für europäische Akteure. 
Mit Chen (2021) lässt sich konstatieren, dass die chinesi-
sche Regierung, entgegen der allgemeinen Annahme, sich 
nicht nur auf direkte staatliche Kreditvergabe stützt, son-
dern ähnlich wie EU und USA auch private Gelder gezielt 
lenkt.

EU und USA sowie China verfolgen mit ihrer Infra-
strukturpolitik sowohl geopolitische als auch geoökono-
mische Ziele und befeuern damit die Verschuldungsdyna-
mik des Globalen Südens. Im stark geopolitisch geprägten 
Diskurs um die gegenwärtige Schuldenkrise wird insbe-
sondere dem chinesischen Staat die Hauptverantwortung 
für die Eskalation zugeschrieben. Dies ist empirisch nicht 
haltbar (vgl. Erlassjahr / ​Urgewald 2023).

Dasselbe gilt für die Versuche der Schuldenbearbei-
tung  – auch hier wird der chinesischen Regierung eine 
Verweigerungshaltung vorgeworfen. Bei genauerer Be-
trachtung kann der Vorwurf jedoch umgedreht werden : So 

lehnen westliche Geber beispielsweise eine verbindlichere 
Einbeziehung privater Gläubiger ab. Da 97 % der in Rede 
stehenden Staatsanleihen unter US-amerikanischem bzw. 
britischem Recht ausgegeben worden sind, liegt die Re-
strukturierung der privaten Schulden im politischen Ver-
antwortungsbereich der G7-Staaten (Stutz 2024 b, S. 29).

8	 Fazit

Im Rückblick von der aktuellen auf die erste Schulden-
krise des Globalen Südens zeigt sich eine deutliche Linie 
zwischen den politischen Strategien des Schuldenmanage-
ments seitens der Gläubigerstaaten und dem Umfang und 
der Art der Verschuldung heute. Waren die Gläubiger in 
den 1980er Jahren vor allem Geschäftsbanken und öffent-
liche Organisationen, so sind heute private Anleiheeigner 
die insgesamt größte Gläubigergruppe des Globalen Sü-
dens. Der Formwandel der Schulden von Krediten hin zu 
handelbaren Staatsanleihen erleichterte die Schuldenauf-
nahme für periphere und semi-periphere Staaten deutlich. 
Strukturanpassungen – und auch das ihnen nachgelagerte 
Entschuldungsprogramm für die Heavily Indebted Poor 
Countries (HIPC) (vgl. Banse 2023) – schufen über die Li-
beralisierung der Finanzsysteme und Investitionsregeln 
zentrale strukturelle Voraussetzungen, um die Liquidität 
des Anleihenmarktes für öffentliche Schulden sicherzu-
stellen. Die (Teil-) Privatisierung öffentlicher Infrastruktur 
schuf zudem neue Anlagemöglichkeiten für privates Kapi-
tal, das inzwischen so verstreut investiert ist, dass der tat-
sächliche Schuldenstand noch weit höher sein dürfte als 
bekannt.

Mit der Liberalisierung des Finanzsektors verschlech-
terten sich gleichzeitig die langfristigen und zinsgünstigen 
Finanzierungsmöglichkeiten für heimisches Kapital – so 
wurden unter anderem öffentliche Banken, die für be-
stimmte ökonomische Bereiche günstige Kreditkonditio-
nen boten, privatisiert. Bei gleichzeitiger Marktöffnung, 
Förderung des Export- und damit Rohstoffsektors oder 
Zurückfahren von Subventionen wurde die heimische 
Produktion weiter zurückgedrängt und die passive Ex-
traversion vertieft. Dies trifft insbesondere auf Afrika zu, 
hier beträgt der Anteil von Rohstoffen am Export in vie-
len Ländern zwischen 87,7 % und 99,9 % (UNCTAD 2022, 
S. 9). Insbesondere in der Rohstoffförderung sind große, 
externe Kapitale in der Peripherie führend (Becker 2008, 
S. 13). Ihre starke ökonomische Relevanz verschafft ihnen 
großen Einfluss in den betreffenden peripheren Ländern 
sowie die Möglichkeit, Kapital legal oder illegal nach au-
ßerhalb zu transferieren (für Sambia vgl. Fischer 2020 ; 
allgemein vgl. Ndikumana 2017). Diese Monopolstellung 
bleibt auch bei der „grünen“ Rohstoffförderung bestehen 
(vgl. Claar 2022). Beides – politischer Einfluss und Kapi-

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3 - Generiert durch IP 62.146.109.131, am 02.02.2026, 16:09:28. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3


201

Aufsätze  �   WSI MITTEILUNGEN, 78. JG., 3/2025

talabfluss – trägt zu einer weiteren Vertiefung des rohstoffbasierten Akku-
mulationsregimes und damit der bestehenden internationalen Arbeitstei-
lung bei.

Die so manifestierte ökonomische Struktur ermöglicht es überhaupt 
erst, Schuldenvergabe als geopolitisches Instrument einzusetzen.

China ist inzwischen der größte bilaterale Geberstaat. Allerdings gibt 
es keine Anzeichen dafür, warum China stärker für die globale Verschul-
dungssituation Verantwortung tragen sollte als andere Staaten. Vielmehr 
scheint es, als würde China in die Finanzierungslücke springen, welche 
die passive Extraversion geschaffen hat. Zudem verstellt der Vorwurf an 
China den Blick nicht nur auf die strukturelle Verantwortung westlicher 
Geberstaaten für die gegenwärtige Situation, sondern auch auf die politi-
sche. Denn aufgrund der juristischen Absicherung in den USA und Groß-
britannien wäre es an ihnen, die privaten Investoren in Programme der 
Schuldenrestrukturierung verpflichtend einzubinden.

Der Kampf für Entschuldung, sei es nun gegen den Schuldendruck 
von Westen, Osten oder „den Märkten“, beinhaltet immer eine Analyse 
der Ursachen der Schulden. Diese liegen zuvorderst in der ökonomischen 
Struktur der betroffenen Gesellschaften, in der passiven Extraversion. 
Diese öffnet sie für geopolitische Einflussnahmen  – aus welcher Him-
melsrichtung auch immer. ■
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Der Technologiewettlauf 
um Künstliche Intelligenz  
und seine Pathologien

Künstliche Intelligenz (KI) hat sich zu einer Schlüsseltechnologie entwickelt, deren 
Nutzung sich rapide verbreitet. Sie ist Gegenstand eines Technologiewettlaufs 
zwischen Tech-Unternehmen, insbesondere um die Entwicklung der leistungs-
stärksten großen Sprachmodelle (Large Language Models) und darauf basierender 
Anwendungen. Aufgrund ihrer großen geoökonomischen und geopolitischen 
Relevanz spitzt sich zudem der Wettlauf zwischen nationalen Innovationssystemen 
im Bereich der KI weiter zu. Gemeinwohlorientierte Zielsetzungen in Bezug auf die 
Entwicklung und Nutzung von KI kommen dabei zunehmend unter die Räder.

FLORIAN BUTOLLO

1	 Einleitung

Was ist nur aus der vierten industriellen Revolution ge-
worden ? Mit großem medialem Aufwand wurde dieser 
Begriff vor rund zehn Jahren popularisiert, als Chiffre für 
industrielle Umbrüche durch den Einsatz eines Bündels 
neuer Basistechnologien rund um Künstliche Intelligenz 
und das Internet der Dinge. Seitdem ist es relativ still ge-
worden um „Industrie 4.0“, zum einen weil der Begriff 
schlicht verdrängt wurde von der Aufregung um KI im 
Allgemeinen und generative KI im Besonderen ; zum an-
deren verlaufen zumindest die fertigungsseitigen Aspek-
te der digitalen Transformation wesentlich widersprüch-
licher, als es die Metapher der „industriellen Revolution“ 
suggeriert : Bei der Umsetzung mangelt es an Verfahren 
und Infrastrukturen zum Austausch und zur Standardi-
sierung von Daten, und sie ist eher als ein langfristiger 
Suchprozess denn als plötzlicher Aufbruch zu verstehen 
(Butollo / de Paiva Lareiro 2020 ; Hirsch-Kreinsen 2018). 
Entsprechend mau sind die Erträge : In der Fläche blei-
ben Produktivitätsgewinne weitgehend aus, und von den 
2014 in Aussicht gestellten zusätzlichen Wachstumssteige-
rungen von 1,7 % pro Jahr in sechs Kernsektoren der deut-
schen Wirtschaft (Bauer et al. 2014) ist man meilenweit 
entfernt geblieben.

Nun liegt diese Diskrepanz nicht daran, dass in den 
transnationalen Wertschöpfungssystemen alles beim Al-
ten geblieben wäre. Datenbasierte Geschäftsmodelle be-
feuerten in den letzten Dekaden den Aufstieg großer 
Tech-Unternehmen und weitverzweigter Datenwert-
schöpfungsketten als Hotspot ökonomischer Aktivität. 
Die doppelte Transformation in der Automobilindustrie – 
die Kombination aus neuen Antriebstechnologien und 
der Digitalisierung des Produkts – zeigt zudem, dass diese 
Entwicklungen nicht auf die digitale Ökonomie im enge-
ren Sinne beschränkt bleiben, sondern auch traditionel-
le Industriesektoren betreffen  – mit weitreichenden Fol-
gen für die Beschäftigten. Und auch die Veröffentlichung 
von ChatGPT als „iPhone-Moment“ der Künstlichen In-
telligenz, das heißt als Umschlagpunkt für ihren breit-
flächigen und niedrigschwelligen Einsatz, verändert vie-
le Bereiche der Wissensarbeit deutlich. Diese Formen der 
digitalen Transformation sind im Gange, wenngleich sie 
oft nicht dem Branding der „Industrie 4.0“ entsprechen. 
Zudem stehen derzeit eher umkämpfte Umbrüche in ver-
schiedenen Wirtschaftssektoren im Vordergrund als ein 
genereller Wachstumsschub oder gar die Entstofflichung 
der Wertschöpfung im Sinne einer Dekarbonisierung.

Hinter der Serie von Hypes, die Diskussionen um die 
Digitalisierung zweifelsohne begleiten, liegen also durch-
aus epochale Veränderungen. Dieser Beitrag umreißt die 
geoökonomische und geopolitische Bedeutung von KI 

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3 - Generiert durch IP 62.146.109.131, am 02.02.2026, 16:09:28. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3


204

Aufsätze  �   WSI MITTEILUNGEN, 78. JG., 3/2025

und die Konturen des Technologiewettlaufs zwischen na-
tionalen Innovationssystemen. Dazu wird zunächst auf 
die Besonderheit datenbasierter Wertschöpfung in der di-
gitalen Ökonomie eingegangen, um die strategische Be-
deutung von großen Sprachmodellen (Large Language 
Models, LLM) zu verdeutlichen, mithilfe derer diese Da-
ten nutzbar gemacht werden können. Einer Analyse der 
Konturen des Technologiewettlaufs um LLM zwischen 
den Tech-Konzernen und den führenden Regionen der 
KI-Entwicklung, primär den USA und China, folgt die 
Diskussion dreier Pathologien dieses Wettlaufs : der un-
gleichen Verteilung der Wertschöpfungserträge zwischen 
Regionen, der weiteren Macht- und Kapitalkonzentration 
bei Big Tech und der Tatsache, dass die Formen und Zie-
le der KI-Implementierung nicht von gemeinwohlorien-
tierten Zielsetzungen angetrieben sind, sondern von ho-
hen Gewinnerwartungen der führenden wirtschaftlichen 
Akteure.

2	 Die ökonomische Bedeutung 
von Daten und Plattformen 
im wachstumsschwachen 
Finanzkapitalismus

Der kometenhafte Aufstieg der Tech-Konzerne Alphabet 
(u. a. mit Google), Apple, Meta (u. a. mit Facebook, Insta-
gram), Amazon und Microsoft sowie ihrer chinesischen 
Pendants Baidu, Alibaba, Tencent und Huawei führte zu 
lebhaften sozialwissenschaftlichen Debatten um die kapi-
talismustheoretische Einordnung dieser Strukturverände-
rungen. Trotz unterschiedlicher Nuancen herrscht weitge-
hend Konsens über die ökonomische Bedeutung von Da-
ten und den Stellenwert von plattformbasierten Geschäfts
modellen.

Daten kommt im doppelten Sinne eine herausragen-
de Bedeutung zu. Zum einen sind sie eine Art Rohstoff 
für die Erstellung digitaler Gebrauchswerte. Vor allem 
die Etablierung des maschinellen Lernens hat zur Folge, 
dass die Qualität und die Geschwindigkeit von Software-
entwicklung wesentlich von der Aneignung und Bearbei-
tung von Daten abhängt. Eine breite Palette von Anwen-
dungen wie z. B. internetbezogene Dienste, KI-Anwen-
dungen und neuerdings generative KI sind nur denkbar, 
wenn die Aneignung und Verarbeitung umfangreicher 
Datenkorpora gelingen. Die Nutzbarmachung des Roh-
stoffs „Daten“ erfordert allerdings erheblichen Aufwand 
menschlicher Arbeit : von der Gewinnung über die Be-
reinigung, die Strukturierung und die Konstruktion algo-
rithmischer Systeme bis hin zur Einpassung von Algorith-
men in den gewünschten Anwendungskontext. Weitver-
zweigte, transnationale Datenwertschöpfungsnetzwerke 
verknüpfen Click-Worker*innen im Globalen Süden, Pro-

grammierer*innen in Tech-Unternehmen und vielfältige 
Tätigkeiten der Integration von datengenerierenden und 
-verarbeitenden Anwendungen in Unternehmen (Alaimo 
et al. 2020 ; Curry 2015). Das Internet und das Internet der 
Dinge sind nicht nur ein Kommunikationsraum, sondern 
auch Ort und Medium der immateriellen Produktion 
(Boes / ​Kämpf 2023).

Daten sind jedoch nicht nur Dreh- und Angelpunkt 
für die Produktion digitaler Gebrauchswerte, sondern 
auch ein Mittel zur Entwicklung der „Distributivkräf-
te“ (Pfeiffer 2021). Sabine Pfeiffer fasst darunter „alle mit 
der Mehrwertrealisierung verbundenen, technologischen 
und organisatorischen Maßnahmen und Aktivitäten (zur 
Sicherung) der Wertrealisierung“ (ebd., S. 159), konkret : 
Werbung und Marketing, Transport und Lagerung sowie 
Steuerung und Prognose. Ähnlich wie auch Mariana Maz-
zucato (2018), die zwischen „Takers“ und „Makers“ in der 
digitalen Ökonomie unterscheidet, betont Pfeiffer damit, 
dass die Geschäftsmodelle vieler Tech-Konzerne weniger 
auf die Produktion, sondern auf die zielgerichtete Distri-
bution von Werten ausgerichtet ist (vgl. auch Staab 2016 ; 
Zuboff 2018). In umkämpften Märkten wird diese Schnitt-
stelle tendenziell wertvoller, und Akteure, die sie besetzen, 
können sich als Gatekeeper der Distribution bedeutende 
Wertschöpfungsanteile aneignen.

Die adäquate Organisationsform für diese Art von 
Geschäftsmodellen ist die Plattform. Als neuer Typus 
von Organisation, der nur unzureichend als Spielart von 
Märkten oder Netzwerken beschrieben werden kann (vgl. 
Dolata 2024), ermöglichen Plattformen eine Verknüp-
fung und Interaktion multipler Akteure um einen von 
den Plattformeignern definierten technologischen Kern 
(Dolata / ​Schrape 2022 ; Gawer / ​Cusumano 2014). Dadurch 
werden Transaktionen vermittelt, aber auch Kooperatio-
nen und Innovationen moderiert, die insgesamt die Viel-
falt und Reichweite des Plattformangebots erweitern (Cu-
sumano et al. 2019). Plattformen wie der Google Play Store 
vereinen z. B. eine Transaktionsfunktion, über die Kunden 
Apps beziehen können, mit einer Innovationsfunktion, 
bei der App-Entwickler der Plattform über von ihr de-
finierte Schnittstellen Funktionalitäten hinzufügen, die 
das Spektrum der angebotenen Dienste erhöhen. Auf die-
se Weise binden die Plattformen andere Akteure in ihre 
Innovationssysteme ein und festigen damit zugleich ihre 
Hegemonie als Drehkreuz der Distribution und Entwick-
lung.

Indem manche Plattformeigner Softwareprodukte, die 
auch kostenlos vervielfältigt werden könnten, über das 
Nadelöhr ihrer Plattform vertreiben, gelingt die Mone-
tarisierung immaterieller Produkte (Staab 2019). Platt-
formen generieren Erträge, indem sie von den Anbie-
ter*innen oder Nutzer*innen der Softwareanwendungen 
(„Apps“) Gebühren erheben. Weit verbreitet und der ei-
gentliche Kern des Geschäftsmodells von großen Inter-
netplattformen wie Alphabet und Meta ist zudem die 
Querfinanzierung des Plattformangebots durch Werbean-
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zeigen, die zielgruppengerecht geschaltet werden können 
(Zuboff 2018).

Die führenden Plattformen akkumulieren enorme 
Machtressourcen. Die Plattformen setzen selbst die Regeln 
für die Interaktionen der verschiedenen Akteure, können 
diese im Sinne der eigenen Geschäftsinteressen modellie-
ren und Daten über die getätigten Transaktionen erheben 
(Staab 2019). Wenn es ihnen gelingt, zum zentralen Play-
er in der Distribution von Software, digitalen Medienin-
halten, Kommunikationsdiensten bzw. zum meist nachge-
fragten Drehkreuz in spezifischen E-Commerce-Segmen-
ten zu werden, expandieren sie schnell zu Quasi-Monopo-
len im jeweiligen Segment. Da sie im Grunde als Vermitt-
ler von Produkten und Dienstleistungen fungieren und 
diese Vermittlung weitgehend automatisiert erfolgt, ist ihr 
Angebot sehr schnell skalierbar. Dieses Versprechen auf 
Expansion mobilisiert gewaltige Summen an Wagniskapi-
tal. Die Kapitalisierung der Unternehmen steht dabei oft 
in eklatantem Gegensatz zu den realen Erträgen der Platt-
formunternehmen, die zum Teil defizitär und in Hoffnung 
auf zukünftige Erträge wirtschaften (Staab 2018).

3	 Von Daten  
zu Künstlicher Intelligenz

Mit den jüngsten Durchbrüchen in der Entwicklung und 
Anwendung von großen Sprachmodellen (LLM) sor-
tiert sich die Technologiekonkurrenz neu. Durch die Ver-
knüpfung von großen Datensätzen, starker Rechenleis-
tung und maschinellem Lernen stellt Künstliche Intelli-
genz eine neue General Purpose Technology dar, d. h. ihr 
wird zugeschrieben, eine universelle Voraussetzung für 
die Wertschöpfung in verschiedenen Sektoren zu erlan-
gen (McAfee 2024). Die Entwicklung von LLM und von 
auf ihnen basierenden Anwendungen spielt eine Schlüs-
selrolle dabei, die ökonomischen Potenziale dieses Pfades 
zu realisieren.

So werden LLM in bestehende Softwareanwendungen 
und Plattformen integriert, um eine breite Palette neuer 
Nutzungsmöglichkeiten zu eröffnen. Die Technologiefüh-
rerschaft im Bereich der cloudbasierten Software hängt 
nun zunehmend davon ab, ob diese durch leistungsstarke 
LLM angereichert werden können. Die Technologiekon-
kurrenz wird dadurch auf eine neue Stufe gehoben, da sie 

wesentlich von den Kapazitäten der Tech-Unternehmen 
abhängt, im Wettlauf um die Leistungsfähigkeit und An-
wendbarkeit der LLM an eine führende Stelle zu gelangen. 
Dies äußert sich gegenwärtig im Wettlauf um KI-Führer-
schaft zwischen OpenAI (in enger Kooperation mit Mi-
crosoft), Alphabet, Amazon und neuerdings auch dem 
chinesischen Startup DeepSeek, das im Januar 2025 einen 
Überraschungscoup landete, als es das Sprachmodell R1 
veröffentlichte, das zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
dieses Beitrags als mindestens so leistungsstark wie das 
LLM von OpenAI gilt, aber auf wesentlich weniger Re-
chenleistung im Training angewiesen war.

Der Wettlauf um die Technologieführerschaft in die-
sem Bereich zeichnet sich dadurch aus, dass die Modelle 
meist einfach online zur Verfügung gestellt werden, sodass 
zumindest die Basisversionen frei nutzbar sind. Mit der 
Veröffentlichung von ChatGPT schuf OpenAI Fakten und 
versuchte auf diese Weise frühzeitig eine große Zahl von 
Nutzer*innen zu gewinnen, was wiederum den Druck auf 
die Entwicklung von LLM seitens anderer Tech-Unterneh-
men erhöhte. Potenziell verändert sich durch die Nutzung 
von LLM auch die Kundenschnittstelle, die eine maßgeb-
liche Quelle für die Akquisition von Nutzungsdaten und 
die Monetarisierungsstrategien der Tech-Unternehmen 
ist. Sollte es beispielsweise stimmen, dass Internetsuchen 
künftig zunehmend über KI-basierte Chatbots vorgenom-
men werden, so ist nicht nur die Position von Google in 
diesem Segment bedroht, sondern auch das Ertragsmodell 
der personalisierten Werbeeinnahmen, die über die Such-
funktion vermittelt sind. ChatGPT setzt demgegenüber 
bislang nicht auf ein Ertragsmodell, das auf Werbung ba-
siert, sondern auf ein sogenanntes Freemium-Modell (ein 
Kofferwort aus free und premium, d. h. entgeltpflichtig), 
bei dem die leistungsstärkeren Funktionen nur den zah-
lenden Nutzer*innen offenstehen.

Zugleich etablieren sich LLM gegenwärtig als univer-
selles Produktionsmittel in der Wissensarbeit. Ihre Nut-
zung verspricht einerseits die effizientere Durchführung 
bestehender Aufgaben, wie z. B. die Anfertigung von Über-
setzungen oder Textentwürfen, andererseits aber auch 
eine breite Palette neuer Nutzungsmöglichkeiten, mit der 
menschliche Fähigkeiten erweitert werden können.  1 Es 
wird einfacher, das in LLM aufbereitete Wissen für kon-
krete Aufgaben greifbar zu machen, z. B. für die Kreierung 
von Designvorschlägen oder die stilistische Abänderung 
von Textentwürfen, die jeweils iterativ angepasst und ver-
ändert werden können. Wenn LLM auf diese Weise als 
Sparring-Partner genutzt werden, entstehen neue Formen 

1	 In unserem Forschungsprojekt „Generative KI in der 
Arbeitswelt“ (GENKIA) konnten wir z. B. einen hörenswer-
ten englischsprachigen Podcast erstellen, indem wir das 
deutschsprachige PDF unseres Forschungsantrags in ein 
KI-Tool hochgeladen haben. Hierbei handelt es sich nicht 
um eine Substitution von Arbeit, denn dies ist ein Arbeits-

ergebnis, das wir ohne diese Möglichkeit aufgrund des 
hohen Aufwands und der fehlenden Kompetenzen nicht in 
Angriff genommen hätten. Das Ergebnis ist hier zu hören : 
https://www.weizenbaum-institut.de/projekte/generative-
ki-in-der-arbeitswelt 
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der Mensch-Maschine-Interaktion, eine Ko-Kreation von 
Inhalten mithilfe der KI, durch die das über LLM zugäng-
liche allgemeine Wissen für konkrete Zwecke genutzt wer-
den kann (Baird / ​Maruping 2021). Dies setzt wiederum 
neue Fähigkeiten und Fertigkeiten in der Wissensarbeit 
voraus, vor allem hinsichtlich der Formulierung iterati-
ver Anfragen (dem sogenannten Prompting) und der Ein-
ordnung und Überprüfung der teils fehlerhaften oder in-
adäquaten Ergebnisse (Butollo et al. 2024). Aufgrund des 
niedrigschwelligen Zugangs zu generischen KI-Chatbots 
wie ChatGPT diffundieren diese rapide in der Arbeitswelt. 
In Deutschland nutzt rund ein Viertel der Beschäftigten 
generative KI im Arbeitskontext (Schlude et al. 2024). Laut 
einer Studie von Microsoft und LinkedIn gilt dies sogar 
für 75 % der Wissensarbeiter*innen weltweit, worunter Be-
schäftigte oder Selbstständige verstanden wurden, die ty-
pischerweise an einem Schreibtisch arbeiten (Microsoft / ​
LinkedIn 2024). Zugleich versuchen viele Unternehmen, 
Lösungen für spezifische Anwendungen von LLM zu ent-
wickeln, die entweder auf eigens eingespeisten Datensät-
zen basieren oder spezifische Funktionen in den Abläufen 
der Unternehmen adressieren, was ein eher langfristiger 
und voraussetzungsvoller Prozess ist.

LLM werden erhebliche Produktivitätseffekte zuge-
schrieben (z. B. Noy / ​Zhang 2023). Solche meist auf expe-
rimentellen Settings basierenden Berechnungen sind mit 
Vorsicht zu genießen, denn sie bestehen meist aus einem 
direkten Vergleich bestehender Aufgaben mit der Bewerk-
stelligung derselben Aufgaben mittels der Nutzung von 
KI. Damit werden nicht nur die Kosten der Technolo-
gieimplementierung und der organisationalen Adaption 
unterschlagen, sondern es wird auch vernachlässigt, dass 
sich Prozesse und Aufgaben qualitativ verändern werden. 
Es ist naheliegend, dass mit der Etablierung von LLM auch 
ein Wandel der Aufgabenzuschnitte und Arbeitsabläufe 
einhergeht. Es geht eben nicht darum, nur dieselben Tä-
tigkeiten effektiver auszuführen, sondern um neue Anfor-
derungen, die dadurch entstehen, dass KI-Tools das Spek-
trum der Möglichkeiten erweitern. Historisch gesehen 
schlagen sich neue technische Möglichkeiten eben nicht 
in einer schlichten Substitution von Arbeit nieder, son-
dern in einer stetigen Veränderung von Jobprofilen und 
Tätigkeitsinhalten in einer zunehmend komplexen Öko-
nomie (Autor 2015 ; Butollo 2025). Auch die Etablierung 
des Internets hat beispielsweise die „Produktivität“ der In-
formationsbeschaffung schlagartig erhöht, zugleich aber 
zu neuen Anforderungen bezüglich der Menge und der 
Aktualität der zu beschaffenden Informationen sowie zu 

einer Vielzahl von neuen Anforderungen der Kommuni-
kation und Interaktion geführt. Doch unabhängig davon, 
inwieweit sich die hohen Erwartungen an Produktivitäts-
steigerungen erfüllen oder nicht : KI-Tools werden in ähn-
licher Radikalität die Wissensarbeit verändern wie zuvor 
die Etablierung des PCs oder die Nutzung des Internets.

Die Konkurrenz unter den Tech-Konzernen schlägt 
deshalb in einen Wettlauf um die Technologieführer-
schaft im Bereich der KI und insbesondere um die Füh-
rerschaft in der Entwicklung von LLM um (Rikap 2024 ; 
Srnicek 2023). Die Form der Distribution der erfolgreichs-
ten Sprachmodelle entspricht dabei den Eigenheiten der 
digitalen Ökonomie : Sie können schnell skaliert werden, 
indem sie online verfügbar gemacht oder in bestehende 
Softwarepakete eingebunden werden. Da sie während der 
Nutzung nicht verbraucht werden, basieren die Einnah-
men der Anbieter auf Technologierenten, d. h. die poten-
ziellen Gewinne bemessen sich dadurch, wie groß die Ab-
hängigkeit der Nutzer*innen vom jeweiligen Angebot ist 
und wie effektiv demnach der Zugang monetarisiert wer-
den kann. Schließlich lernen die Sprachmodelle auch aus 
der Interaktion mit einer großen Zahl von Nutzer*innen 
hinzu, was eine Voraussetzung für ihre adäquate Weiter-
entwicklung ist.

Dies ist nicht nur eine Frage der Verfügbarkeit von 
Daten, sondern hängt wesentlich von der Rechenleis-
tung ab, mit der LLM trainiert werden. Das Training 
von GPT-4 basierte im Vergleich zum Vorläufermodell 
GPT-3 beispielsweise auf der rund zehnfachen Menge an 
Trainingsdaten und erforderte den 50-fachen Energie-
einsatz (Cohen 2024). Der CEO von OpenAI, Sam Alt-
man, schätzte die Kosten des Trainings von GPT-4 auf 
100 Mio. $ (Knight 2023). Umso mehr „materialisieren“ 
sich die großen Tech-Konzerne. Der Wettlauf um KI ist 
ein kapitalintensives Unterfangen, bei dem es maßgeblich 
um die Verfügbarkeit von energieintensiven Rechenzent-
ren und Supercomputern sowie um die Entwicklung von 
leistungsstarken Chips geht (Srnicek 2023).  2 Hohe Er-
wartungen an zukünftige Erträge sowie das Bestreben, im 
Wettlauf um skalierbare LLM an führender Stelle zu ste-
hen, sind gegenwärtig ausschlaggebend für die hohen In-
vestitionen der Tech-Unternehmen (und anderer Akteu-
re) im Feld der generativen KI. Selbst wenn man davon 
ausgehen kann, dass die darauf basierenden Anwendun-
gen sukzessive etabliert und monetarisiert werden kön-
nen, sind die Investitionen in KI mit erheblichen Risi-
ken behaftet. Wenn die teils messianischen Erwartungen 
an Produktivitäts- und Wachstumseffekte sich nicht ein-

2	 Mit der Veröffentlichung des Modells R1 von DeepSeek 
wurde teilweise infrage gestellt, ob Rechenleistung auch 
in Zukunft eine derartige Bedeutung haben werde, da das 
Modell mit geringerer Rechenleistung trainiert werden 
konnte. Auch wenn dieses Beispiel zeigt, dass der Wett-
lauf nicht nur eine Frage von „Brute Force“ durch größere 

Datenmengen und höhere Rechenleistung ist, wie es im 
Jargon der Tech-Branche heißt, schießen die Investitio-
nen in Rechenzentren derzeit in ungeahnte Höhen. Auch 
DeepSeek benötigte für das Training der veröffentlichten 
Modelle trotz Effizienzgewinnen eine große Menge hoch-
effizienter Grafikchips.
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stellen, könnte dies zu erheblicher Volatilität in der Tech-
Branche führen.

4	 Geopolitische Dimensionen 
des Wettlaufs um KI

Der Wettlauf um Technologieführerschaft im Bereich der 
KI ist ein Wettlauf zwischen den führenden Digitalunter-
nehmen, der ausgeprägte geoökonomische und geopoli-
tische Implikationen hat. In ökonomischer Hinsicht geht 
es um die unmittelbaren Wertschöpfungserträge aus KI-
Schlüsseltechnologien sowie um Informationsrenten, die 
über deren Nutzung als Produktionsmittel der Wissens-
arbeit bzw. für Innovationsprozesse angeeignet werden 
können. Die Wertschöpfungsketten der digitalen Ökono-
mie sortieren sich gegenwärtig neu, wobei die Technolo-
gieführerschaft im Bereich der KI insbesondere von der 
Verfügbarkeit von Daten, den Rechenkapazitäten (Cloud-
Computing, Chipentwicklung, Supercomputer) sowie der 
Anwerbung von hochqualifizierten Wissensarbeiter*in-
nen (talents) abhängt (Cohen / ​Lee 2023 ; Srnicek 2023). 
Geoökonomisch ist hierbei der Wettlauf zwischen den 
USA und China zentral, wo Technologieführerschaft im 
Bereich der KI bis zum Jahre 2030 als ein zentrales strate-
gisches Ziel definiert wurde.

Ökonomisch und politisch relevant sind die potenziel-
len Abhängigkeiten, die sich aus der Schlüsselstellung von 
KI ergeben könnten. Die bestehenden Abhängigkeiten im 
regulären Cloud-Computing könnten dadurch potenziert 
werden. Schon heute dominieren Amazon Web Services 
(AWS) und Microsoft Azure das Geschäft mit den Cloud-
Infrastrukturen und damit verknüpften Cloud-Services 
der Datenbearbeitung und verdienen somit an den Pro-
duktivitätsgewinnen ihrer Nutzer mit. Die Cloud-Anbie-
ter stellen zudem Innovationsumgebungen für die Ent-
wicklung spezifischer KI-Anwendungen zur Verfügung, 
wodurch Potenziale für Entwickler*innen in verschiede-
nen Anwendungsfeldern, aber auch neue Abhängigkeiten 
entstehen (van der Vlist et al. 2024). Je mehr KI-Anwen-
dungen zu einer Voraussetzung für die Wertschöpfung in 
verschiedenen Branchen werden, desto mehr verdienen 
die großen Cloud-Anbieter, die die KI-Entwicklung längst 
dominieren, an deren Erträgen mit.

Aus der ökonomischen Abhängigkeit von den Schlüs-
selressourcen der KI entstehen auch politische Abhängig-
keiten. Hierbei geht es maßgeblich um die Kontrolle zen-

traler digitaler Infrastrukturen. In einer geopolitisch zu-
nehmend zerklüfteten Welt wird es als Risiko angesehen, 
dass Daten der öffentlichen Hand und aus Unternehmen 
primär auf Servern privater Anbieter aus dem Ausland ge-
speichert und bearbeitet werden (Adler-Nissen / ​Eggeling 
2024). Zwar sichern Unternehmen wie AWS mittlerweile 
zu, dass Daten von europäischen Unternehmen auf Ser-
vern in Europa gespeichert und bearbeitet werden, doch 
spezifizierte die erste Trump-Regierung 2018 mit dem 
Cloud Patriot Act, dass amerikanische Unternehmen auf 
Anforderung der Regierung auch Daten verfügbar ma-
chen müssen, die auf Servern amerikanischer Firmen im 
Ausland gespeichert werden. Die jüngsten Anschläge auf 
Tiefseekabel in der Ostsee haben zusätzlich für die Ver-
wundbarkeit und die infrastrukturelle Abhängigkeit der 
digitalisierten Ökonomien sensibilisiert. Von unmittelbar 
geopolitischer Relevanz ist zudem die Bedeutung der KI 
für militärische Zwecke, von der Datenanalytik bis hin zu 
autonomen Waffensystemen (Raska / ​Bitzinger 2023).

Aufgrund dieser Verknüpfung von geoökonomischen 
und geopolitischen Machtpotenzialen haben alle führen-
den Wirtschaftsräume explizite KI-Strategien veröffent-
licht, in denen politische Maßnahmen zur Förderung 
der KI-Entwicklung spezifiziert werden. Ein Schlüssel-
thema darin ist jeweils die Verknüpfung von Grundla-
genforschung und kommerzieller Anwendung der Tech-
nik, wobei die öffentliche Technologieförderung mit dem 
Problem konfrontiert ist, dass die Forschungsaktivitäten 
im Bereich der KI von den großen Tech-Unternehmen 
dominiert werden (van der Vlist et al. 2024). Aufgrund 
der geoökonomischen und -politischen Relevanz der KI 
spitzt sich die Konkurrenz nationaler (oder regionaler) 
Innovationssysteme zu, in denen Tech-Unternehmen eine 
Schlüsselrolle einnehmen. Hierbei ist eine zunehmen-
de Verschiebung vom Techno-Globalismus hin zu einem 
Techno-Nationalismus festzustellen, bei der die Zielset-
zungen und die Formen der Technikentwicklung von der 
geopolitischen Konkurrenz geprägt werden (Rikap / ​Lund-
vall 2021).

Der Kampf um Technologieführerschaft wird hierbei 
mit industrie- und handelspolitischen Mitteln ausgetra-
gen. Industriepolitisch stehen vor allem die Förderung der 
Ansiedlung von Chipherstellern sowie Maßnahmen zum 
Aufbau eines KI-Innovationssystems im Vordergrund. 
Handelspolitisch betreiben die USA eine offensive Politik 
zur Eindämmung des Aufholprozesses Chinas. Vor allem 
der sogenannte Chip Act koppelt Subventionen der US-
Regierung an die Auflage, dass Chip-Hersteller keine Ka-
pazitäten in China aufbauen (Cohen / ​Lee 2023).  3

3	D ies behindert den Aufbau von LLM erheblich. Der jüngste 
Erfolg von DeepSeek war nur deshalb möglich, weil das 
Unternehmen schon vor der Einführung des US-Chip Acts 
größere Mengen von Grafikchips aufgekauft hatte, die für 

die Entwicklung von KI-Modellen unverzichtbar sind. Zu-
gleich zwang der Chip Act DeepSeek, sparsamere Modelle 
zu etablieren und damit einen wegweisenden Pfad in der 
Entwicklung von LLM einzuschlagen.
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5	 Pathologien des Wettlaufs und 
gesellschaftliche Herausforderungen

Die Potenziale zur Konzentration ökonomischer und poli-
tischer Macht, die im Wettlauf um KI verhandelt werden, 
sind mit erheblichen gesellschaftlichen Herausforderun-
gen verknüpft. Sie lassen sich unterteilen in Spannungs-
felder der transnationalen Arbeitsteilung, der Machtkon-
zentration bei Big Tech und des Verhältnisses von ökono-
mischer Vormachtstellung und Gemeinwohlorientierung.

In Bezug auf die transnationale Arbeitsteilung erle-
ben wir gegenwärtig einen Bedeutungszuwachs und eine 
Neusortierung der digitalen Ökonomie. Noch mehr denn 
bisher wird die Wertschöpfung in verschiedenen Wirt-
schaftszweigen von der Nutzung digitaler Infrastrukturen 
und von KI-Anwendungen abhängig sein. Auch wenn es 
sich bei der Aussage des Tech-Gurus Marc Andreessen, 
dass „Software die Welt auffrisst“, um eine Übertreibung 
handeln mag, so ist doch unzweifelhaft, dass erhebliche 
Anteile der globalen Wertschöpfung von den Akteuren 
angeeignet werden, die wesentliche Produktionsmittel der 
digitalen Ökonomie zur Verfügung stellen. Die Technolo-
gieführerschaft der USA, wo die führenden Tech-Unter-
nehmen angesiedelt sind, dürfte dadurch weiter gestärkt 
werden. Wenngleich die KI-Entwicklung in China in 
den letzten Jahren erstaunliche Fortschritte gemacht hat, 
bleibt sie hinter den Kapazitäten der US-Anbieter zurück 
(Cohen / ​Lee 2023), daran ändert auch der Überraschungs-
erfolg von DeepSeek wenig.

Andere Regionen können sich, selbst wenn sie im 
Wettlauf um die leistungsstärksten KI-Modelle außen vor 
bleiben, auf KI-basierte Anwendungen spezialisieren, für 
das sie technische Spezialisierung oder Domänenkompe-
tenz aufweisen. Diese Bereiche bieten durchaus ökonomi-
sche Potenziale, allerdings bleiben sie von der Koopera-
tion mit den führenden Anbietern von LLM, Datenzen-
tren und Rechenleistung (u. a. Chips) abhängig, die an 
ihren Erträgen mitverdienen (van der Vlist et al. 2024). 
Der Großteil der Entwicklungsländer bleibt in diesem 
Technologiewettlauf marginalisiert. Die niedrigschwellige 
Nutzung mancher KI-Anwendungen mag auch dort wirt-
schaftliche Potenziale bieten ; das kapital- und wissensin-
tensive Geschäft der KI-Entwicklung bleibt jedoch auf die 
führenden ökonomischen Regionen beschränkt.

Große politische Risiken entstehen aufgrund der Tatsa-
che, dass KI ein wichtiges Feld der geopolitischen Konkur-
renz geworden ist. Der Handelskrieg zwischen den USA 
und China wird wesentlich über die Handelsbeschrän-
kungen im Bereich der Hochtechnologie ausgetragen, und 
es ist zu erwarten, dass sich die politische Dimension des 
Technologiewettlaufs unter der zweiten Trump-Adminis-
tration, die ja gerade durch einen Schulterschluss mit den 
Granden der führenden Tech-Konzerne gekennzeichnet 
ist, weiter zuspitzen wird – mit möglichweise drastischen 

Folgen für die Weltwirtschaft und unter Zunahme politi-
scher und militärischer Spannungen.

Unabhängig von der geopolitischen Dimension ver-
stärkt sich im Wettlauf um die Technologieführerschaft im 
Bereich der KI die gesellschaftliche Abhängigkeit von pri-
vaten Unternehmen und verlagert diese zudem in sensible 
Bereiche der Wissensproduktion. Die massenhafte Ver-
breitung von generativer KI, die faktische Fehler, Biases 
und Potenziale zur Desinformation beinhaltet, kann als 
gigantisches soziales Experiment aufgefasst werden, wel-
ches von einem privaten Akteur – OpenAI – initiiert wur-
de. Die führenden Anbieter von LLMs bestimmen über 
nichts weniger als die Verarbeitung des globalen Wissens, 
welches bei genauerer Betrachtung primär das Wissen 
der westlichen Hemisphäre repräsentiert. Hierbei wer-
den nicht nur Werturteile und Ungleichheitsverhältnisse 
in den Datensätzen perpetuiert (Johnson et al. 2022), son-
dern die Anbieter treffen auch wesentliche Entscheidun-
gen über die Filterung der Inhalte sowie das Design der 
Oberflächen, auf denen Nutzer*innen orientiert werden. 
Schließlich ist die weitere Entwicklung der KI – der Anteil 
ihrer kommerziellen Ausrichtung oder Gemeinwohlori-
entierung – von Auseinandersetzungen in den Führungs-
kreisen privater Organisationen abhängig, bei denen de-
mokratische Institutionen weder Einfluss noch Einblick 
haben. Die ursprüngliche Non-Profit-Orientierung von 
OpenAI wurde beispielsweise binnen weniger Jahre durch 
eine Kommerzialisierung des Angebots und eine strategi-
sche Kooperation mit Microsoft abgelöst, was mit erheb-
lichen Machtkämpfen innerhalb des Unternehmens ver-
bunden war (Andhov 2024). Die Ausrichtung der Tech-
nologieentwicklung sowie die Formen der Kuratierung 
des Weltwissens und dessen Nutzungskonditionen hän-
gen also maßgeblich von den Entscheidungen in wenigen 
Tech-Unternehmen ab.

Dies verweist auf ein grundsätzliches Spannungsver-
hältnis zwischen Gemeinwohlorientierung und den Stra-
tegien von Staaten und privaten Tech-Unternehmen, die 
auf politische und ökonomische Vormachtstellung abzie-
len. Der globale Wettlauf um KI wächst zu einer Ressour-
censchlacht aus, in der wirtschaftliche und machtpoliti-
sche Interessen dominieren. Das Tempo, mit dem neue 
LLM entwickelt und zugleich massentauglich gemacht 
werden sollen, illustriert die Eigendynamik dieser Ent-
wicklungen, innerhalb derer die Tech-Unternehmen so-
wohl Treiber als auch Getriebene sind. Die Tatsache, dass 
die Fortentwicklung dieser Modelle im derzeitigen Para-
digma primär von der Vergrößerung der Datenbasis und 
einer Steigerung der Rechenleistung abhängig und damit 
enorm energie- und ressourcenintensiv ist, verdeutlicht 
die Pathologien dieses Wettlaufs. Das Ziel einer sozial-
ökologischen Transformation droht in dieser Material-
schlacht unter die Räder zu kommen. ■
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Globalisierung ungebremst : 
Gelegenheitsarbeit zurück 
in westeuropäischen Häfen

Von den traditionsreichen Docks in Antwerpen bis zu den automatisierten 
Terminals in Hamburg verschieben sich allmählich die Machtverhältnisse zwischen 
Hafenarbeiter*innen und globalen Logistikgiganten. Da schnell verderbliche 
Güter wie Bananen immer kürzere Umschlagszeiten erfordern, beginnen die 
stabilisierenden Poolsysteme, die einst sichere Arbeitsplätze garantierten, zu 
bröckeln. Untergräbt der neue, flexible „Markt“ hart erkämpfte Arbeitsschutz-
rechte ? Diese Studie legt die Faktoren offen, die zur neoliberalen Flexibilisierung 
der Arbeitskraft führen. Sie zielt darauf ab, angesichts neuer geopolitischer 
Herausforderungen Licht auf die Arbeitsbedingungen im Hafen zu werfen.

ISMAIL DOĞA KARATEPE

1	 Einleitung

Gelegenheitsarbeit war in Häfen lange Zeit die Norm. 
Gründe dafür sind die unregelmäßige Ankunft von Schif-
fen und die daraus resultierenden Schwankungen in der 
Nachfrage nach Hafenarbeiter*innen (van Hooydonk 
2013). Schon vor dem fordistischen Kompromiss, aber 
verstärkt in der Nachkriegszeit wurden in einigen Län-
dern besondere Vereinbarungen zwischen Hafenbetrei-
bern, lokalen Regierungen und organisierten Hafenarbei-
ter*innen getroffen, um die Notwendigkeit einer garan-
tierten Verfügbarkeit von Arbeitskräften mit der Sorge 
um den Lebensunterhalt der Arbeiter*innen in Einklang 
zu bringen. Zu diesen Vereinbarungen gehörte die Anstel-
lung der „unständigen“ Hafenarbeiter*innen bei einer für 
den gesamten Hafen zuständigen Personalvermittlung. 
Ein solcher Pool sichert den Unternehmen einen ständi-
gen Nachschub an erfahrenem Personal und den Lohn-
abhängigen eine elementare Form der Arbeitsplatzsicher-
heit. Um eine gerechte Verteilung der Arbeitskräfte zu ge-
währleisten, wurde die tägliche Anwerbung in Anwerbe-
hallen organisiert, die von Unternehmen, Gewerkschaften 
oder beiden gemeinsam betrieben wurden. Die Organi-
sation der Arbeitskräftepools variierte von Land zu Land 
und manchmal sogar von Hafen zu Hafen.

Der allgemeine Druck zur Flexibilisierung der Arbeit 
im Zuge der Globalisierung hat auch vor den Hafenbe-
schäftigten nicht Halt gemacht. Containerisierung und 
Automatisierung haben die Zahl der Arbeitsplätze in den 
Häfen drastisch reduziert, obwohl die in den Häfen um-
geschlagenen Gütermengen gestiegen sind. Die anhal-
tende Konzentration der Reedereien bedeutet, dass diese 
Wettbewerbsdruck auf die Häfen ausüben können. Der 
Wettbewerb zwischen den Häfen wird durch die stark 
verbesserte Verkehrsinfrastruktur in ganz Westeuropa er-
leichtert, wodurch die Bedeutung des Hafenstandortes für 
die Erreichung von Zielen im Hinterland abnimmt. Da-
rüber hinaus hat die Europäische Kommission ihre neo-
liberale Wettbewerbspolitik auf die Pool-Regelung über-
tragen. Dieser Druck auf die Hafenarbeitsregime und die 
entsprechenden weitgehend erfolgreichen Abwehrkämpfe 
wurden in der Literatur für einige der betroffenen Häfen 
bereits analysiert (Bottalico 2018 ; Notteboom 2018). Das 
Forschungsprojekt zu den Arbeitsbedingungen in der Ba-
nanenlieferkette (Scherrer / ​Karatepe 2024)  1, für das ich 
europäische Häfen untersucht habe, machte jedoch die 
überraschende Entdeckung, dass sich die Fruchtverladung 

1	D as Projekt „Möglichkeiten und Grenzen menschenwürdi-
ger Arbeitsbedingungen in der interkontinentalen Bana-
nenschifffahrt“ wurde von der Deutschen Gesellschaft für 
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teilweise aus den angestammten Häfen verlagert hat. Die-
se Beobachtung wirft die Frage auf, welche Faktoren diese 
Verlagerungstendenz verursachen. Mein Beitrag wird sich 
mit diesen Faktoren befassen, wobei sich insbesondere der 
Vergleich zwischen den Häfen Antwerpen und Hamburg 
als hilfreich für die Identifizierung der Faktoren erweist.

Für die Einfuhr von Bananen aus Mittelamerika sind 
die Häfen von Antwerpen und Hamburg traditionell die 
wichtigsten für Nordwest- und Mitteleuropa. Beide Häfen 
zeichnen sich durch das Modell des Arbeitskräftepools aus, 
wobei der Antwerpener Pool aufgrund des hohen Schutz-
niveaus des belgischen Arbeitsrechts Merkmale eines ge-
werkschaftlich kontrollierten Arbeitsmarktes (Closed 
Shop) aufweist (Prigge 2000), während der Hamburger 
Pool im Rahmen des deutschen Mitbestimmungsrechts 
mehr Flexibilität für die im Hafen tätigen Unternehmen 
bietet. In beiden Häfen konnten die direkt im Hafengebiet 
Beschäftigten ihr vergleichsweise hohes Niveau an Be-
schäftigungsschutz und Löhnen verteidigen. Sie nutzten 
dabei ihre logistische Macht als Beschäftigte an Engpässen 
in globalen Lieferketten, ihre institutionelle Stellung als 
anerkannte Sozialpartner und ihre Stärke als gut organi-
sierte Gewerkschaftsmitglieder. Zudem vermochten sie es, 
ihre Anliegen im Interesse anderer Stakeholder zu formu-
lieren. Da jedoch die Closed-Shop-Eigenschaften des Ant-
werpener Pools im Mittelpunkt des Angriffs der EU-Wett-
bewerbskommission auf das Poolsystem standen, mussten 
die Antwerpener Hafenarbeiter*innen vor kurzem nach 
langem Kampf eine Schwächung der Poolregeln hinneh-
men (Altius 2023). Gegenwärtig ähnelt das Antwerpener 
Poolsystem eher dem Hamburger System.

Der Fall des Bananenumschlags zeigt die unterschied-
lichen Durchsetzungspfade der neoliberalen Flexibilisie-
rung der Arbeitsbeziehungen. In Antwerpen wurde das 
Entladen von Bananen in einen Hafen ohne besonderen 
Schutz für Hafenarbeiter*innen verlegt. Der Hafen von 
Vlissingen in den Niederlanden, in der Nähe von Antwer-
pen, hat sich zu einem wichtigen Hafen für die Entladung 
und Verteilung von Bananen entwickelt. Wie Antwerpen 
verfügt auch dieser Hafen über einen Anschluss an das 
dichte Eisenbahn- und Autobahnnetz Nordwesteuropas. 
Hamburg ist von dieser Verlagerung nach Vlissingen et-
was weniger betroffen, da es über die Elbe und ein aus-
gedehntes Autobahnnetz Zugang zu Mitteleuropa hat. Die 
Flexibilisierung des Bananenumschlags in Hamburg er-
folgt auf eine typisch deutsche Weise (Esser 1986). Die Be-
schäftigten teilen sich in eine gewerkschaftlich gut vertre-
tene und tarif‌lich abgesicherte Kernbelegschaft und eine 
Randbelegschaft. Zur Kernbelegschaft gehören die Be-
schäftigten innerhalb des Hamburger Hafens, zur Rand-
belegschaft die Beschäftigten außerhalb des Hafenzauns, 

also in der Peripherie, wo die Container entleert und die 
Bananen auf die Lkw verladen werden. Seit 2004 hat die 
US-amerikanische Anti-Terror-Initiative, der Internatio-
nal Ship and Port Facility Security Code (ISPS-Code), die 
Trennlinie zwischen Hafenanlagen und Umland scharf 
gezogen. Waren die Hafenanlagen zuvor praktisch für alle 
frei zugänglich, so ist der Zugang nun auf einen bestimm-
ten Personenkreis beschränkt.

Mein Beitrag beginnt mit kurzen theoretischen und 
methodischen Bemerkungen (Abschnitt 2) und geht dann 
über zu einer Darstellung der besonderen Beziehungen 
zwischen Staat und Unternehmen in den Häfen (3). Eine 
dieser Besonderheiten, das Poolsystem für Gelegenheits-
arbeiter*innen, wird sodann am Beispiel der Häfen Ant-
werpen und Hamburg erläutert (4). Es folgt eine Schilde-
rung der Auseinandersetzungen um dieses Poolsystem in 
Antwerpen (5) und der Ausweichstrategien in Vlissingen 
(6). Aber auch in Hamburg sind Ausweichstrategien zu 
beobachten, weshalb diese in Abschnitt 7 dargestellt wer-
den. Abschließend betrachte ich Häfen als umkämpfte 
Orte, die weiterhin der Kapitalkonzentration in der mari-
timen Wirtschaft ausgesetzt sind (8).

2	 Theoretische  
und methodische Vorbemerkungen

Konzeptionell orientiert sich mein Beitrag am Konzept 
des Arbeitskontrollregimes (Anner 2015 ; Burawoy 1979). 
Es umfasst Vorschriften, Gesetze und deren Durchset-
zungsmechanismen. In Anlehnung an Michael Burawoy 
(1979) unterscheide ich zwei verschiedene Regime, das 
„hegemoniale“ und das „marktförmige“ Arbeitskontroll-
regime. Das hegemoniale Regime kennzeichnet das Pool-
system, das die Zustimmung der Beschäftigten zu den 
Vorrechten des Managements durch Arbeitsplatzsicher-
heit, materielle Vorteile und Mitspracherechte erreicht. 
Der „Markt“ scheint die Arbeitsbedingungen vieler Lo-
gistikbeschäftigter in den Lagerhäusern zu dominieren 
und grenzt manchmal an „Marktdespotismus“ (Webster 
et al. 2011).

Die Forschungsmethodik umfasste vier kurze Feld-
forschungsbesuche und 34 Expert*inneninterviews. Die 
Interviewten wurden anhand ihrer Rolle in der Bananen-
transportkette nach dem Schneeballsystem ausgewählt. 
Als Experte bzw. Expertin wird in dieser Untersuchung 
jemand definiert, der oder die in der Gesellschaft als sol-
che*r angesehen wird (Bogner / ​Menz 2009, S. 50). 17 der 
34 Teilnehmer*innen sind im Hafen beschäftigte Gewerk-
schaftsmitglieder und vier sind Unternehmensvertre-
ter*innen. Interviews wurden auch mit wissenschaftlichen 
Hafenexpert*innen geführt. Zudem organisierte das Pro-
jekt im Mai 2023 ein eintägiges Stakeholder-Treffen, bei 

Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) unterstützt.
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dem Personen aus Unternehmen, Gewerkschaften und 
NGOs ihre Sicht auf die Arbeitsbedingungen entlang der 
Wertschöpfungskette des Bananentransports darlegten. 
Auf Wunsch der Interviewten verwende ich bei Zitaten 
ihre Initialen statt ihrer Namen.

Zudem besuchte ich zwischen Oktober 2022 und Juli 
2023 Terminals und Lagerhäuser in Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam und Vlissingen, teilweise verdeckt, teil-
weise mit Unterstützung von Terminalbetreibern oder 
Gewerkschaftern. Die Interviews mit den Beschäftigten 
wurden vollständig anonymisiert.

3	 Der Staat, der Neoliberalismus 
und die Häfen

Flexiblere Arbeitsregelungen wurden auch von den Nut-
zern und Betreibern der Häfen gefordert. Was die Nutzer 
betrifft, so unterstreicht die Literatur die Skaleneffekte, die 
die Reedereien durch Allianzen, Fusionen und Übernah-
men sowie technologische Innovationen erzielen, die Me-
ga-Containerschiffe ermöglichen (Meersman et al. 2016 ; 
Notteboom 2018). Jahr für Jahr nimmt die durchschnittli-
che Größe der Schiffe zu. Dadurch sinken die Arbeitskos-
ten und der Kraftstoffverbrauch pro Tonne transportierter 
Ware. Ihre Allianzen verschaffen den Reedereien Markt-
macht gegenüber ihren Lieferanten und Hafenbetreibern, 
die sie zur Kostensenkung nutzen. Ein aktuelles Phäno-
men ist ihre Strategie der vertikalen Integration, d. h. der 
Übernahme der gesamten Logistikkette (Scherrer 2024). 
Hinsichtlich der Hafenbetriebe erwerben Reedereien ent-
weder Anteile an den Häfen oder setzen von den Hafen-
betreibern eine erhöhte Produktivität voraus (Notteboom 
2018). Für Reedereien sind die Umschlagszeiten ein wich-
tiger Leistungsindikator.

Die großen Reedereien fordern jedoch nicht eine voll-
ständige neoliberale Flexibilisierung. Aufgrund ihrer stra-
tegischen politischen und wirtschaftlichen Position wur-
den Häfen historisch anders reguliert als andere Sektoren. 
In Europa haben die meisten Häfen eine besondere Regu-
lierung, die eine Art öffentlich-private Partnerschaft be-
inhaltet, bei der die öffentliche Hand offiziell Eigentümer 
des Hafens ist und private Unternehmen die Terminals 
betreiben (Bottalico 2019). Die Staaten haben also nicht 
auf ihr Eigentumsrecht verzichtet, sondern den Betrieb 
durch Konzessionen und Verträge an private Unterneh-
men übertragen.

Zwei Modelle sind besonders hervorzuheben. Beim 
ersten Modell, dem „Tool-Modell“, investieren die öffentli-
chen Hafenbehörden in die Infrastruktur und besitzen die 
technisch-navigatorischen Infrastrukturen sowie die Be- 
und Entladeeinrichtungen. Die Ausführung der Arbeiten 
wird jedoch an private Unternehmen delegiert. Das zweite 

Modell, das „Landlord-Modell“, sieht vor, dass die Hafen-
behörde als Regulierungsbehörde fungiert und die Infra-
struktur an private Unternehmen verpachtet wird. In eini-
gen Landlord-Modellen sowie im Rahmen des Tool-Mo-
dells wird die tägliche Zuteilung der Hafenarbeiter*innen 
an private Betreiber entweder durch einen staatlich ge-
regelten Arbeitskräftepool oder durch eine von Gewerk-
schaften betriebene Hiring Hall überwacht (Carmichael / ​
Herod 2012 ; World Bank 2006). Dieser Zuteilungsprozess 
wird sorgfältig an den schwankenden Arbeitskräftebe-
darf der privaten Betreiber angepasst. Alle von uns unter-
suchten Fallstudien sind Beispiele des Landlord-Modells, 
da Konzessionen eine Rolle spielen. Die Pool-Struktur 
existiert jedoch nur in Antwerpen und Hamburg, wobei 
Hamburgs Pool den Hafenbetrieben mehr Freiheit bei der 
Personaleinstellung lässt.

4	 Das Poolsystem in den Häfen 
von Antwerpen und Hamburg

Das Poolsystem ermöglicht es, auf Schwankungen im 
Frachtaufkommen und in den Schiffsfahrplänen zu re-
agieren. Es ermöglicht, die Arbeiter*innen je nach Bedarf 
zur Arbeit heranzuziehen. Der Pool hat zwei Hauptmerk-
male (siehe auch Notteboom 2018, S. 444) : (1) Die Hafen-
arbeiter*innen werden auf Schichtbasis eingestellt. (2) So-
lange es im Hafen keine Arbeit gibt, haben sie Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung.

Aufgrund seiner Merkmale kann das Poolsystem als 
ein Instrument zur Herstellung hegemonialer Arbeitsbe-
ziehungen bewertet werden : Vor allem wird so das Ein-
kommen der Hafenarbeiter*innen unabhängig von den 
Rhythmen der Schiffsankünfte gesichert. Auf diese Wei-
se sind die Arbeiter*innen vor Marktschwankungen ge-
schützt. Während meiner Feldforschung lobten alle von 
mir befragten Gewerkschafter*innen dieses System.

Im Antwerpener Hafen wird die Arbeit durch das Ma-
jor-Gesetz  2 (1972) geregelt, das besagt, dass nur registrier-
te Hafenarbeiter*innen im Hafengebiet arbeiten dürfen. 
Seeleuten ist es untersagt, Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit dem Ladungsumschlag auszuüben, einschließlich des 
Verzurrens oder Entriegelns von Containern. In Ermange-
lung einer Gewerkschaft und eines Tarifvertrags an Bord 
sind die Seeleute im Allgemeinen aufgrund des Zeitdrucks 

2	D as Major-Gesetz trägt den Namen des damaligen Arbeits-
ministers. Louis Major war kein gewöhnlicher Politiker. Er 
war eine äußerst bedeutende Figur in der belgischen Ge-
werkschaftsbewegung seit den 1920er Jahren und spielte 
eine wichtige Rolle für die Hafenarbeiter*innen (Weber 
2013).
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der Reedereien zu dieser Tätigkeit gezwungen. Während 
meiner Feldarbeit konnte ich beobachten, wie Gewerk-
schaftsvertreter Patrouillen durchführten, um zu überprü-
fen, ob Schiffsbesatzungen die Container bewegen.

Das Major-Gesetz wird mit Hinweis auf Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz von den traditi-
onellen Sozialstaatsbefürworter*innen gerechtfertigt : Da 
die registrierten Arbeitskräfte über die erforderliche Aus-
bildung und das erforderliche Know-how verfügen, soll-
ten alle Aufgaben im Hafen an sie delegiert werden. Das 
Major-Gesetz monopolisiert dadurch das Angebot an Ar-
beitskräften, da die Unternehmen nicht einfach Hafenar-
beiter*innen von außerhalb des registrierten Arbeitskräf-
tepools einstellen können. Dieses Monopol ist inzwischen 
umstritten.

Die Antwerpener Hafenbehörde besitzt und verwaltet 
den Hafen. Die Terminals werden von verschiedenen Pri-
vatunternehmen betrieben. Diese Unternehmen müssen 
sich der CEPA (Central Employers of the Port of Antwerp) 
anschließen, einem Dachverband, der das ausschließliche 
Mandat hat, Arbeiter*innen im Hafengebiet einzustellen. 
Die Terminalbetreiber können nur die von der CEPA ein-
gestellten Personen beschäftigen, und die Löhne werden 
direkt von der CEPA gezahlt (Notteboom 2018). Daher 
ist die Lohnhöhe nicht Bestandteil des Wettbewerbs zwi-
schen den fast 130 Unternehmen. Auch die Logistikarbei-
ter*innen in den ausgewiesenen Hafengebieten erhalten 
ihren Lohn von der CEPA.

In Antwerpen gilt ein Tarifvertrag für mehr als 
8000 Beschäftigte, unabhängig von ihrer Funktion im Ha-
fengebiet. Die meisten von ihnen sind Hafenarbeiter*in-
nen. Obwohl sie unter denselben Tarifvertrag fallen, ha-
ben Logistikarbeiter*innen, die in ausgewiesenen Hafen-
bereichen arbeiten, einen anderen Status und verdienen 
weniger als Hafenarbeiter*innen. Ihre niedrigere Lohn-
gruppe wurde in den frühen 2000er Jahren eingeführt, 
um die Arbeitskosten zu senken und unter den europäi-
schen Häfen wettbewerbsfähig zu bleiben (ebd.). Jedoch 
bietet dieser Tarifvertrag den 1500 Logistikarbeiter*innen 
vergleichsweise stabilere und fairere Arbeitsbedingungen 
als jene haben, die außerhalb des ausgewiesenen Hafen-
gebietes arbeiten.

Beim Bananenumschlag ist die Rolle der Logistik-
arbeiter*innen auf die Lagerhäuser im Hafengebiet be-
schränkt. Im Obstumschlag soll eine beträchtliche Anzahl 
von Frauen arbeiten. Insgesamt ist die Beschäftigungsquo-
te von Frauen im Hafen mit 5 % nach wie vor bemerkens-
wert niedrig.

Im Hamburger Hafen können die Unternehmen Ha-
fenarbeiter*innen individuell anheuern. Die Hambur-
ger Hafen und Logistik AG (HHLA) betreibt drei Con-
tainerterminals und einen Fruchtterminal. Im Jahr 2020 
beschäftigte die HHLA 3132 Personen auf ihren Contai-
nerterminals und weitere 2279 im intermodalen Verkehr. 
Nach Angaben eines Gewerkschaftsvertreters fallen rund 
6000 Hafenarbeiter*innen in der Hafenregion unter den 

Tarifvertrag. Hinzu kommen die Beschäftigten, die im 
Gesamthafenbetrieb (Seehafen-Arbeitskräftepool) je nach 
Bedarf eingestellt werden können, und die Beschäftigten 
an einem weiteren Terminal, dem Eurogate Container Ter-
minal Hamburg.

Die Regelungen für die flexible Arbeit im Hamburger 
Hafen ähneln denen in Antwerpen, wenn es um die Orga-
nisation der Poolbeschäftigten geht. Der Pool wird durch 
das Gesetz über die Schaffung eines besonderen Arbeit-
gebers für Hafenarbeiter*innen geregelt, das am 3. August 
1950 erlassen und seitdem nicht geändert wurde. Das „Ge-
setz über die Schaffung eines besonderen Arbeitgebers für 
Hafenarbeiter“ ermöglicht es den Tarifparteien, eine Ge-
samthafenbetriebs-Gesellschaft (GHB) zu gründen, die 
stabile Beschäftigungsbedingungen in deutschen Häfen 
sichert. Nach dem Gesetz darf die GHB selbst keine kom-
merziellen Tätigkeiten ausüben. Zur GHB gehören auch 
nicht-tarifgebundene Hafenunternehmen. Sie beschäftigt 
Hafenarbeiter*innen, die nicht bei einem einzigen Unter-
nehmen angestellt sind. Dem Pool gehören etwa 1000 Be-
schäftigte an. Die GHB vermittelt ihre „gemeinsamen“ 
Hafenarbeiter*innen je nach Bedarf an die einzelnen Ha-
fenbetreiber. Der Pool besteht aus gut ausgebildeten Ha-
fenarbeiter*innen, die für eine Vielzahl von Aufgaben ein-
gesetzt werden können. Die GHB-Beschäftigten sind un-
befristet eingestellt, unabhängig von der Nachfrage nach 
Arbeitskräften im Hafen. Sie erwerben dadurch langfris-
tige soziale Rechte und haben Anspruch auf einen garan-
tierten Lohn.  3

5	 Hafen von Antwerpen :  
Angriffe auf das Poolsystem

Die Frage des Poolsystems in Antwerpen hat sich als 
Streitpunkt unter den Hafenbetrieben erwiesen. Einige 
Terminalbetreiber befürworten das Poolsystem, da es ih-
nen ein gewisses Maß an Stabilität für ihre täglichen Ab-
läufe bietet. Wie ein hoher Vertreter der CEPA anmerkte, 
ermöglicht das Poolsystem eine systematische Zuteilung 
der verfügbaren Arbeitskräfte, wodurch sichergestellt 
wird, dass die benötigten Arbeitskräfte jederzeit zur Ver-
fügung stehen, was zu einem reibungslosen Ablauf des 
Containerbetriebs beiträgt. Andere Betreiber sind über 
die Auswirkungen des Poolsystems auf ihre Arbeitskos-
ten besorgt, da die Löhne ihrer Logistikarbeiter*innen 
im ausgewiesenen Hafengebiet über den marktüblichen 

3	 Wenn die Gesamtnachfrage nach Hafenarbeiter*innen 
über einen längeren Zeitraum hinweg gering ist, kann die 
GHB Kurzarbeitergeld vom Staat beantragen (https://www.
ghb.de/news, 01. Juni 2023).
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in der Region liegen. Fernand Huts, der Eigentümer des 
Logistikdienstleisters und Hafenbetreibers Katoen Natie, 
hat sich als lautstarker Kritiker des Poolsystems erwiesen. 
Huts ist der Meinung, dass nicht jede Arbeit, die innerhalb 
des Hafengebiets verrichtet wird, automatisch als Hafen-
arbeit eingestuft werden sollte (Haeck 2022). Er initiierte 
daher eine Kampagne zur Abschaffung des Poolsystems. 
Huts’ Kampagne wurde jedoch nicht von allen anderen 
Firmen der Branche unterstützt (Interview mit T.). Vie-
le Firmenvertreter befürchten, dass ohne Poolsystem der 
reibungslose Betriebsablauf nicht gesichert sei.

Huts ist nicht der Einzige, der versucht, das Poolsystem 
abzuschaffen. Die EU-Kommission schlug erstmals 2001 
eine Hafenrichtlinie zur Liberalisierung der Hafendienste 
vor. Obwohl der Text in mehreren Phasen des EU-Gesetz-
gebungsverfahrens verwässert wurde, wurde er schließ-
lich im November 2003 vom Parlament gekippt. Der zwei-
te Versuch scheiterte 2006 nach einem großen Protest in 
Straßburg und Hafenstreiks in mehreren europäischen 
Ländern (van Assche / ​Deschouwer 2007). Die Niederlage 
der Vorschläge kann nicht einfach mit den massiven Mo-
bilisierungen in Verbindung gebracht werden. Interviews 
mit Expert*innen und Interessenvertretern deuten auf 
eine erfolgreiche Kommunikationsstrategie hin : Die Ge-
werkschaften artikulierten ihre Anliegen und formulier-
ten sie in einer Weise, die bei den verschiedenen Akteu-
ren entlang der Logistikkette Anklang fand. Insbesondere 
wurden Sicherheitsbedenken und die Bedeutung geschul-
ter Hafenarbeiter*innen in diesem Zusammenhang gegen 
die Liberalisierung der Hafendienste ins Feld geführt, um 
Allianzen zu bilden und öffentliche Aufmerksamkeit zu 
erregen (Bottalico et al. 2022).

Allerdings war die Kommission mit ihrem Versuch, 
die Flexibilität zu erhöhen, nicht ganz erfolglos. Das Re-
gistrierungsverfahren für Hafenarbeiter*innen wurde von 
einem paritätisch besetzten Ausschuss verwaltet, in dem 
Unternehmen und Gewerkschaften vertreten sind. Die 
Gewerkschaften vertreten fast alle Beschäftigten. Dadurch 
erhielten die Gewerkschaften bestimmte Exekutivfunktio-
nen in Bezug auf die Beschäftigung und die Regulierung 
des Arbeitsregimes. Unter dem Druck der EU-Institutio-
nen und einiger Arbeitgeber wurde die Rolle der Gewerk-
schaften jedoch eingeschränkt. Derzeit liegt die Verant-
wortung für die Entscheidung über die Registrierung bei 
den Beamten des Bundesministeriums für Beschäftigung, 
Arbeit und sozialen Dialog. Infolgedessen wurde die Rol-
le des gemeinsamen Ausschusses auf eine rein beratende 
Funktion reduziert (Altius 2023).

Eine weitere Veränderung im Jahr 2023 betrifft das 
Aufgabenmanagement zur stärkeren Flexibilisierung : Ha-
fenarbeiter*innen wurden traditionell aus dem Arbeits-
kräftepool auf der Grundlage ihrer spezifischen Fähigkei-
ten und Ausbildung eingestellt, wobei ihnen jeweils eine 
bestimmte Rolle zugewiesen wurde, z. B. als Lascher, und 
sie keine anderen Aufgaben ausführen durften. Die jüngs-
ten Verordnungen aus dem Jahr 2023 ermöglichen jedoch 

die Beauf‌tragung einzelner Hafenarbeiter*innen mit meh-
reren Aufgaben.

6	 Hafen von Vlissingen : 
Flexible Arbeitsteilung

Der Hafen von Vlissingen hat in den letzten Jahren seinen 
Anteil am Fruchtumschlag auf Kosten von Antwerpen 
erhöht. Er fusionierte 2018 mit Gent Ports zu North Sea 
Port, um mit den großen Häfen Antwerpen und Rotter-
dam konkurrieren zu können. Das Arbeitskontrollsystem 
unterscheidet sich stark von dem der Häfen Antwerpen 
und Hamburg. In Vlissingen können die Terminalbetrei-
ber ihre eigenen Arbeitskräfte einstellen, da es kein Pool-
system für Festangestellte gibt. Die Beschäftigungsverhält-
nisse sind auf Unternehmensebene dezentralisiert : Die 
Hafenarbeiter*innen haben Verträge mit den Betreibern 
und Lagerhäusern.

ZZColdstore ist einer der Terminalbetreiber in Vlissin-
gen, der Bananen für verschiedene Unternehmen, darun-
ter deutsche Supermärkte, umschlägt. Zu den Aktivitäten 
gehören Stauerei, Zollabfertigung, Lagerung und Qua-
litätskontrolle. ZZColdstore führt seinen Erfolg auf das 
Konzept der Flexibilität zurück, eine Auffassung, die nach 
meinen Gesprächen auch von einigen seiner Kunden ge-
teilt wird. Der Terminaldirektor von ZZColdstore erklärt 
seine flexible Struktur mit dem Fehlen von Gewerkschaf-
ten, organisierten Arbeitsgemeinschaften, Vorschriften 
zugunsten der Beschäftigten und Streiks.

In Vlissingen gibt es keine klare Arbeitsteilung wie in 
anderen Häfen. Ein Lascher kann einen Gabelstapler be-
dienen oder umgekehrt, solange er dafür qualifiziert ist. 
Die von den Personalvermittlungsagenturen angebotenen 
Löhne sind genauso niedrig wie die der in Hamburg au-
ßerhalb des Hafengebietes eingesetzten Logistikmitarbei-
ter*innen. Der individuelle Lohn hängt jedoch sehr stark 
von der Qualifikation des Beschäftigten ab. Die Vermitt-
lungsagentur, die ich kennengelernt habe, wirbt damit, 
dass sie Allround-Hafenarbeiter*innen ausbildet.

Gelegenheitsarbeiter*innen, die im Hafen arbeiten, 
müssen Zertifikate vorweisen, die ein bestimmtes Ausbil-
dungsniveau im Bereich der Arbeitssicherheit und einen 
Gabelstaplerführerschein nachweisen. Gelegenheitsarbei-
ter*innen sind Ein-Mann / ​Frau-Unternehmen. Als Selbst-
ständige müssen sie ihre Steuern und Krankenkassenbei-
träge selbst zahlen. Die meisten arbeiten schon lange im 
Hafen. Viele sind hauptberuflich in einem eigenen Betrieb 
tätig (z. B. sind sie Landwirte oder Zimmerleute), arbeiten 
aber bei Bedarf für den Hafen (Interview mit S.).

Nur eine kleine Gruppe von Hafenarbeiter*innen ist 
unbefristet beschäftigt. Vlissingen ist somit ein klarer Fall 
eines „marktförmigen“ Systems der Arbeitskontrolle. Die 

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3 - Generiert durch IP 62.146.109.131, am 02.02.2026, 16:09:28. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3


215

Forschung aktuell  �   WSI MITTEILUNGEN, 78. JG., 3/2025

Gelegenheitsarbeit schränkt die Möglichkeiten für kollek-
tives Handeln und die Verhandlungsmacht dieser Arbei-
ter*innen stark ein. Aus meinen Gesprächen mit Beschäf-
tigten und Interessenvertretern geht hervor, dass sie sich 
nicht ausschließlich als Hafenarbeiter*innen identifizie-
ren, da sie auch anderen Tätigkeiten nachgehen. Den Ge-
werkschaftsvertretern zufolge verlangen die Hafenbetrei-
ber aufgrund der Unvorhersehbarkeit der Schiffsankunft 
flexible Arbeitszeiten. Hafenmanager verweisen auf den 
Preisdruck, den der Einzelhandel auf Produkte wie Bana-
nen und andere tropische Früchte ausübt.

Mit nur wenigen großen Einzelhandelsunternehmen, 
die den deutschen Verbrauchermarkt mit 83 Mio. Men-
schen bedienen, haben diese Händler erheblichen Ein-
fluss, sodass sie sowohl die Preise als auch die allgemei-
nen Dynamiken der Lieferkette effektiv diktieren können. 
Dies wird durch den intensiven Wettbewerb unter ihnen 
um die günstigsten Bananenpreise noch verstärkt (Inter-
view mit S.).

7	 Hamburger Hafen :  
„Joystick“ versus Schweiß

Der Unterschied der Arbeitskontrollregime zwischen 
Hafenarbeiter*innen und Beschäftigten in der Logistik 
wird beim Blick über die Grenzen des Hamburger Ha-
fens deutlich. In der Metropolregion Hamburg sind rund 
380 000 Menschen in der Logistikbranche beschäftigt. 
Diese Zahl ist fast 63-mal so hoch wie die Zahl der von der 
Gewerkschaft organisierten Hafenarbeiter*innen (Port of 
Hamburg Magazine 2017). Einem Mitglied der Hambur-
gischen Bürgerschaft zufolge gilt der Logistiksektor als 
Grauzone, in der die öffentliche Kontrolle relativ begrenzt 
und nicht durch Tarifverträge abgedeckt ist. Da der über-
wiegende Teil des Logistiksektors sich zudem außerhalb 
des Hafengebiets befindet, erfährt er nur wenig Aufmerk-
samkeit und Kontrolle durch die öffentlichen Behörden. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass er nicht als Bestand-
teil strategisch bedeutender Verkehrsknotenpunkte ange-
sehen wird und somit nicht im Mittelpunkt behördlicher 
Überwachungs- und Regulierungsmaßnahmen steht (In-
terview mit N.).

Kaiarbeiter (Kranführer, Van-Carrier-Fahrer usw.) ar-
beiten in einer hochautomatisierten Umgebung. Auf dem 
Containerterminal Altenwerder in Hamburg ist sogar das 
Be- und Entladen von Containern vollständig automati-
siert. Die Kranführer greifen nur dann mit ihrem „Joy-
stick“ ein, wenn etwas Unvorhergesehenes passiert. In sol-
chen Terminals entsprechen die Löhne, die Arbeitszeiten 
und die Mitbestimmung laut Interviews mit den Gewerk-
schaftern der Agenda für menschenwürdige Arbeit der In-
ternationalen Arbeitsorganisation. Es handelt sich um ein 

„hegemoniales“ Arbeitskontrollsystem. Die Beschäftigten 
in der Logistik außerhalb des Hafens sind dagegen einem 
„marktwirtschaftlichen“ Arbeitskontrollsystem ausgesetzt. 
In einem der Bananenlager (das einer Supermarktkette 
gehört), direkt gegenüber dem HHLA-Frucht- und Kühl-
lagerzentrum am O’Swaldkai, berichteten Arbeiter*innen 
über entsetzliche Arbeitsbedingungen. Sie nennen sich 
Hafenarbeiter*innen, aber sie haben keine „Joysticks“, 
sondern sortieren und schleppen die Bananen mit ihren 
Händen. Diejenigen, die ich antraf, sind bei einer Perso-
nalagentur angestellt. Einer der bulgarischen Zeitarbeiter 
beklagte sich über niedrige Löhne und darüber, dass die 
Hafenarbeiter*innen an der Werft ein Fitnesscenter, sie 
selbst dagegen nicht einmal eine Dusche hätten. In der Tat 
sah ich andere Arbeiter*innen, die in leeren Containern 
hockten und ihr Mittagessen aßen.

Diese Logistikarbeiter*innen sind weder in Gewerk-
schaften oder vergleichbaren Interessenvertretungen or-
ganisiert, noch verfügen sie über ausreichende Mittel, um 
ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. Ihnen fehlen 
somit zentrale Instrumente kollektiver Einflussnahme, 
etwa Verhandlungsmacht oder die Fähigkeit, Arbeitspro-
zesse strategisch zu stören. Wie andere Arbeitsmigrant*in-
nen befinden sie sich in einer prekären Lage. Sie brauchen 
dringend ein Einkommen, um ihren Lebensunterhalt zu 
sichern, sind aber nicht in der Lage, Tarifverhandlungen 
zu führen. Darüber hinaus fehlt es ihnen an Netzwerken 
und Kontakten, um ihre eigenen Interessen zu vertreten. 
Ein Vertreter von ver.di räumt ein, dass der Aufbau trag-
fähiger Vertretungsstrukturen in diesem speziellen Sektor 
nur begrenzt möglich sei (Interview mit L.). Mehrere Fak-
toren tragen dazu bei. Erstens besteht ein erheblicher Teil 
der Belegschaft aus Gelegenheitsarbeiter*innen, die über 
Personalvermittlungsagenturen eingestellt werden, was zu 
einer hohen Fluktuation der Beschäftigten führt. Zweitens 
besteht die Belegschaft hauptsächlich aus Migrant*innen 
aus Ländern des Nahen Ostens und Afrikas, und die deut-
schen Gewerkschaften stehen vor der Herausforderung, 
diese Migrantengemeinschaften wirksam zu organisieren 
(Kip 2016). Schließlich erwähnte eine Gewerkschafterin, 
dass der begrenzte Zugang zu diesem Segment der Be-
schäftigten auch durch strategische Entscheidungen be-
einflusst wird.

Die Gewerkschaft habe sich dafür entschieden, sich 
auf Containerterminals zu konzentrieren. Dieser strate-
gische Fokus beruht auf der Erkenntnis, dass diese Ter-
minals als entscheidende Knotenpunkte dienen und eine 
Möglichkeit bieten, die Interessen der Beschäftigten zu 
schützen (Interview mit B.).

Einige Beobachter gehen davon aus, dass die betref-
fenden Arbeitsvermittlungsagenturen nicht gesetzeskon-
forme Regeln durchsetzen, indem sie Beschäftigte, die von 
anderen Agenturen vermittelt wurden, daran hindern, in 
der Region Arbeit zu finden (Interview mit M.). Ein sol-
ches Monopol schwächt die Interessenvertretung der Ar-
beiter*innen.
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8	 Häfen als umkämpfte Orte

Der im Zeitalter der Globalisierung allgemeine Druck zur Flexibilisie-
rung der Arbeitsbeziehungen hat in den untersuchten nordwesteuropäi-
schen Häfen zu einem dualen System von Arbeitsbedingungen geführt, 
einem „hegemonialen“ und einem „marktförmigen“ Arbeitskontrollsys-
tem. Besonders deutlich wird dies im Hamburger Hafen. Die Unterschie-
de bei den Arbeitsbedingungen können mit den Metaphern „Joystick“ 
und „Schweiß“ beschrieben werden : Personen, die Containerkräne oder 
Gabelstapler im Hafengebiet bedienen, sind durch Tarifverträge abgesi-
chert oder in ein Poolsystem einbezogen, das bestimmte Arbeitslosenleis-
tungen bietet. Diejenigen, die außerhalb des Hafens Bananen umschla-
gen, haben keine unbefristeten Verträge, faire Löhne oder den Zugang 
zu moderner, ergonomischer Technik. Dies entspricht der allgemeinen 
Arbeitsmarktarchitektur in Deutschland, die durch geschützte Kern- und 
prekäre Randbelegschaften gekennzeichnet ist (Palier / ​Thelen 2010).

Gleichfalls besteht ein deutlicher Machtunterschied zwischen den Ha-
fenarbeiter*innen in Antwerpen und Hamburg einerseits und denen in 
Vlissingen anderseits. Während die Hafenarbeiter*innen in Antwerpen 
und Hamburg über beträchtlichen Einfluss und Einflussmöglichkeiten 
verfügen, kann dies von ihren Kolleg*innen in Vlissingen nicht behaup-
ten werden.

Die zu beobachtende teilweise Verlagerung des Bananenumschlags an 
Orte mit „marktförmigen“ Arbeitskontrollregimen kann somit im Kon-
text neoliberaler Flexibilisierungen, der zunehmenden Konzentration so-
wohl der Reedereien als auch des Handels und der damit einhergehen-
den Konkurrenz zwischen den Häfen erklärt werden. Dort, wo der Ab-
bau von Schutzrechten der Beschäftigten auf den Widerstand gut orga-
nisierter und konfliktbereiter Belegschaften stößt, werden Ausweichstra-
tegien wahrscheinlich, wobei der Veränderungsdruck geringer ist, wenn 
Be- und Entladevorgänge automatisiert werden können. Als schnell ver-
derbliche Ware sind Bananen auf einen reibungslosen Transport angewie-
sen, was Arbeitskräfte erfordert, die flexibel genug sind, um eventuelle 
Verzögerungen bei der Lieferung der Bananen aufzufangen. Darüber hi-
naus nutzen Supermarktketten extrem niedrige Preise für Bananen, um 
Kunden anzulocken (Fassler 2019). Diese Marketingstrategie übt Kosten-
druck auf logistische Einheiten wie Spediteure und Lagerhäuser aus. Für 
Produkte, die eine hohe logistische Flexibilität erfordern und unter ho-
hem Preisdruck stehen, führt der Widerstand in den traditionellen Häfen 
daher zur Suche nach alternativen Umschlagplätzen. Für Antwerpen bot 
sich das Nachbarland mit einem nahe gelegenen, nicht traditionellen Ha-
fen und einer kapitalfreundlicheren Arbeitsgesetzgebung an. In Hamburg 
konnte der in Deutschland vorherrschende duale Arbeitsmarkt genutzt 
werden.

Die jüngsten geopolitischen Spannungen – etwa Konflikte zwischen 
Großmächten oder Instabilität in bestimmten Regionen – haben spürbare 
Auswirkungen auf die globalen Lieferketten. Traditionell waren Unterbre-
chungen in der Logistik am deutlichsten beim Transport von verderbli-
chen Waren zu spüren, bei denen Schnelligkeit und Zuverlässigkeit ent-
scheidend sind. Doch das aktuelle Klima aus Unsicherheit und Handels-
konflikten bedeutet, dass nun auch bei nicht verderblichen Gütern flexi-
blere Handhabungs- und Logistiklösungen erforderlich werden. Mit an-
deren Worten : Es besteht ein wachsender Bedarf an anpassungsfähigen 
Lieferkettenstrategien.

Gleichzeitig ist der allgemeine Trend zur Konzentration in der mariti-
men Logistikindustrie ungebrochen. Eigentlich wäre erwartbar, dass an-
haltende Spannungen und Schwierigkeiten in der globalen Zusammenar-
beit Unternehmen und Regierungen dazu veranlassen würden, sich stär-
ker nach innen zu orientieren, Auslandsinvestitionen zu drosseln oder 
sich von globalen Produktionsnetzwerken abzuwenden. Das Gegenteil 
scheint der Fall zu sein. Globalisierungsmuster wie die zunehmende Kon-
zentration von Marktmacht in den Händen weniger großer Reedereien 
und die fortschreitende Privatisierung von Hafeninfrastrukturen setzen 
sich ungehindert fort. Diese Zentralisierung gibt Anlass zur Sorge, da sie 
zu weniger Wettbewerb und einer verstärkten Ausbeutung von Arbeits-
kräften führen kann.

Ein konkretes Beispiel ist die Teilprivatisierung des Hamburger Ha-
fens, des drittgrößten Hafens in Europa. Mit dem Verkauf von fast 25 % 
des Terminals Tollerort an die staatliche chinesische Reederei Cosco und 
der Übernahme von knapp der Hälfte der HHLA durch die Reederei MSC 
geraten strategisch wichtige Terminals zunehmend unter den Einfluss 
mächtiger globaler Akteure. Diese Entwicklungen spiegeln die anhalten-
de Konsolidierung in der Schifffahrtsbranche wider, in der nur noch we-
nige internationale Großkonzerne den Markt dominieren. Dies wirft Fra-
gen nach der gesellschaftlichen Verantwortung für kritische Infrastruk-
turen auf. ■
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Wertschöpfungsketten im Wandel
Sorgt die europäische Lieferkettenrichtlinie  
für soziale Nachhaltigkeit ?

STEFANIE LORENZEN

Globale Wertschöpfungsketten, deren Strukturen sich seit 
den 1990er Jahren immer weiter zu verfestigen schienen, 
sind im Umbruch. Hauptursachen hierfür sind neben glo-
balen Schocks wie der Covid-19-Pandemie, Kriegen und 
anderen Disruptionen vor allem geopolitische Einflüs-
se und staatliche Reaktionen auf den Klimawandel. Ne-
ben klimapolitischen Transformationsanstrengungen im 
Energiesektor treten Veränderungen des Mobilitätssektors 
u. a. vom Verbrenner- zum Elektrofahrzeug. Damit ein-
her geht Wettbewerb um Zugang zu zunehmend wichti-
gen „kritischen“ Rohstoffen. Gleichzeitig wird die sozia-
le – arbeits- und menschenrechtliche – sowie die klima- 
und umweltbezogene Nachhaltigkeit dieser Aktivitäten 
politisch als wichtiges Ziel angestrebt. Ein Baustein hier-
für ist die EU-Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von 
Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD), die so-
genannte EU-Lieferkettenrichtlinie zur Vermeidung von 
Menschenrechts- und umweltbezogenen Verletzungen in 
globalen Wertschöpfungsketten. Dieser Beitrag skizziert 
die CSDDD und benennt Schnittstellen, an denen Ge-
werkschaften auf Unternehmen Einfluss nehmen kön-
nen, um die menschen- und umweltrechtliche Situation 
in Produktionsländern zu verbessern. Exemplarisch wird 
dies für Arbeitsrechtsverletzungen auf unterschiedlichen 
Wertschöpfungsstufen und in unterschiedlichen Länder-
kontexten der Automobilbranche betrachtet. Sie ist nicht 
nur ein zentraler Wirtschaftszweig in Deutschland und 
Europa, sondern auch von den oben erwähnten Einflüs-
sen zur Neuausrichtung von Wertschöpfungsketten be-
troffen.

1	� Zentrale Elemente der CSDDD  
als Instrument sozialer Nachhaltigkeit

Nach turbulentem politischem Ringen wurde die finale 
Fassung der CSDDD am 13. Juni 2024 beschlossen.  1 Die 
CSDDD baut wie das deutsche Lieferkettensorgfaltspf-
lichtengesetz (LkSG) auf den UN-Leitprinzipien für Wirt-

schaft und Menschenrechte (UNLP) und ihrem Verhal-
tensstandard der menschenrechtlichen Sorgfalt (human 
rights due diligence) auf. Unternehmen müssen einen zy-
klischen Sorgfaltsprozess aus Risikoanalyse, Maßnahmen 
der Prävention, Beendigung und Abhilfe, Wirksamkeits-
monitoring und Berichterstattung befolgen und diesen 
Zyklus in Geschäftsabläufe und Unternehmenspolitik in-
tegrieren. Die diesbezüglichen rechtlichen Erfordernisse 
der CSDDD sind im Folgenden kurz zusammengefasst.

1.1	� Erfasste Unternehmen und geschützte  
Menschen- und umweltbezogene Rechte

Die CSDDD erfasst nur „große“ Unternehmen. Nach noch 
deutlich höheren Schwellenwerten in einem Übergangs-
zeitraum sind ab 2029 Unternehmen erfasst, die mehr als 
1000 Arbeitnehmer*innen beschäftigen, einen weltwei-
ten Nettojahresumsatz von über 450 Mio. € erwirtschaften 
und in der EU gegründet sind oder diese Werte mit Ge-
schäften in der EU erzielen. Nach erster Schätzung erfas-
sen diese Regeln etwa 5000 Unternehmen oder 0,05 % der 
Unternehmen in der EU.  2

Die CSDDD richtet sich gegen Risiken für aufgeliste-
te menschenrechtliche- und umweltbezogene Schutzgü-
ter und gegen bereits eingetretene Verletzungen. Zu den 
16 Menschenrechten zählen die Kernarbeitsnormen der 
International Labour Organization (ILO). Darüber hinaus 
gilt als Schutzgut ein angemessener existenzsichernder 
Lohn für Arbeitnehmer*innen bzw. ein existenzsichern-
des Einkommen für Selbstständige und eine angemessene 
Begrenzung der Arbeitszeit. Ähnlich wie das LkSG greift 
die CSDDD schädliche Umweltveränderungen sowie Ent-

1	D irective (EU) 2024/1760, https://eur-lex.europa.eu/eli/
dir/2024/1760/oj  (letzter Zugriff am 26. 01. 2025)

2	D anish Institute for Human Rights (2024) : The EU Corpo-
rate Due Diligence Directive. Maximising Impact through 
Transposition and Implementation, Copenhagen, S. 9
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zug von Land, Wäldern und Gewässern auf, die zur Be-
einträchtigung von Gesundheit, Nahrung u. ä. Menschen-
rechten führen. Die CSDDD listet außerdem umweltbezo-
gene Sorgfaltspflichten auf, die durch mehrere Umweltab-
kommen geregelt sind, wie etwa der Umgang mit Queck-
silber, die Ein- und Ausfuhr von gefährlichen Abfällen, 
der Schutz von Biodiversität u. a.

1.2	� Umfang und Reichweite der Sorgfaltspflichten – 
Risikobasierter Ansatz und Aktivitätskette

Die sog. „Aktivitätskette“ begrenzt, bis zu welchen „Stu-
fen“ der Wertschöpfungskette ein Unternehmen Töchter 
oder Geschäftspartner in seine Sorgfalt höchstens einbe-
ziehen muss. Sie umfasst gänzlich die Tätigkeiten der vor-
gelagerten Geschäftspartner zur Herstellung von Produk-
ten oder zum Anbieten von Dienstleistungen und bezieht 
einige nachgelagerte Stufen ein, nämlich Vertrieb, Beför-
derung und Lagerung eines Produkts des Unternehmens 
in dessen Auf‌trag. Wie weit ein pflichtiges Unternehmen 
in der Aktivitätskette tatsächlich blicken muss, also Ri-
siken ermitteln und Sorgfalt hinsichtlich der erwähnten 
Rechtsgüter walten lassen muss, richtet sich nach dem 
„risikobasierten Ansatz“, also der Schwere des möglichen 
Schadens und der Intensität, mit der das Unternehmen 
damit verbunden ist.

1.3	 Sorgfaltsprozess
Zu den einzuhaltenden Sorgfaltspflichten zählt neben ei-
ner integrierten Sorgfaltspflichtenstrategie der Sorgfalts-
prozess.

(1)	 Risikoanalyse : Er beginnt mit der Risikoanalyse, durch 
die tatsächliche und potenzielle Verletzungen der erfass-
ten Menschenrechte und Umweltpositionen ermittelt und 
bewertet werden. Dies geschieht grundsätzlich für die 
ganze Aktivitätskette, also unabhängig von der Lieferket-
tenstufe oder dem eigenen Geschäftsbereich, aber nicht 
flächendeckend, sondern risikobasiert auf der Grundlage 
des eigenen Geschäftsmodells. Die Ergebnisse werden  – 
wie im Risikomanagement üblich – nach Schwere der (zu 
erwartenden) Verletzung und der Eintrittswahrschein-
lichkeit bewertet und gegebenenfalls priorisiert.

(2)	Geeignete Folgemaßnahmen : Für Rechteinhabende 
und Interessenvertretungen wird besonders wichtig, wel-
che Gegen- oder Folgemaßnahmen Unternehmen zur 
Prävention bzw. Beendigung ermittelter Beeinträchtigun-
gen auswählen und umsetzen. Sie müssen „geeignet“ sein, 
d. h. angemessen und potenziell wirksam in Hinblick auf 
das Ziel. Unternehmen sollen sich risikobasiert bei der 
Auswahl unter allen geeigneten Maßnahmen von drei 
Merkmalen leiten lassen : ihrem eigenen Verursachungs-
beitrag zum Risiko bzw. der eingetretenen Verletzung, 
der „Entfernung“ zur (haupt-)verursachenden Einheit in 
der Aktivitätskette und der Einflussmöglichkeit auf den 
(Haupt-)Verursacher.

Die Richtlinie zählt einige „gegebenenfalls verpflich-
tende“ Präventions- bzw. Behebungsmaßnahmen auf. 
Dazu gehören zeitlich gebundene und durch Indikatoren 
untermauerte Präventions- / ​Korrekturmaßnahmenpläne, 
die Unternehmen etwa auch in Branchen- oder Multi-
Stakeholder-Initiativen entwickeln können, und Zusiche-
rungen direkter Geschäftspartner, den Verhaltenskodex 
selbst vertraglich weiterzureichen. Genannt sind ferner 
Investitionen in operative Prozesse, Anpassungen der Be-
schaffungs- und Vertriebspraxis und die Unterstützung 
von kleinen und mittleren Unternehmen durch Kapazi-
tätsaufbau oder finanzielle Maßnahmen. Als ultima ratio 
kann ein Unternehmen die Geschäftsbeziehung aussetzen 
oder ganz beenden. Hat ein Unternehmen allein oder ge-
meinsam mit anderen Geschäftspartnern der Aktivitäts-
kette eine Verletzung verursacht, ist es verpflichtet, Wie-
dergutmachung zu leisten, also den Zustand wiederherzu-
stellen, in dem sich die Betroffenen, Gemeinschaften oder 
die Umwelt ohne die Verletzung befänden.

Des Weiteren müssen Unternehmen einen Beschwer-
demechanismus für Betroffene schaffen. Er soll den Zu-
gang zum Recht erleichtern und Unternehmen helfen, zu-
sätzliche Informationen über mögliche negative Auswir-
kungen in der Aktivitätskette zu erhalten.

(3)	Stakeholderbeteiligung : Auf Initiative des EU-Parla-
ments ist die Beteiligung von Stakeholdern am Sorgfalts-
prozess in einem eigenen Artikel festgehalten. Bereits der 
Stakeholderbegriff („Interessenträger“) ist breit angelegt. 
Neben eigenen Beschäftigten und solchen der Tochter-
unternehmen und Geschäftspartner sind Gewerkschaften 
und Arbeitnehmervertreter sowie potenziell Betroffene 
genannt.

Die Regelung ist ein Einfallstor für gewerkschaftlichen 
Einfluss auf die Sorgfaltsmaßnahmen, denn sie verlangt 
„sinnvolle Einbeziehung“ (meaningful engagement). Da-
nach müssen Stakeholder wirksam und transparent kon-
sultiert werden. Das setzt Dialog auf Grundlage sachdien-
licher, umfassender Informationen voraus. Ausdrücklich 
erwähnt ist die Konsultation für die wichtigsten Schritte 
des Sorgfaltsprozesses, nämlich für die Risikoermittlung 
und die Bewertung und Priorisierung der Risiken, für die 
Entwicklung von Präventions- und Korrekturmaßnah-
menplänen, die Entscheidung, eine Geschäftsbeziehung 
auszusetzen oder zu beenden, Auswahl und Umsetzung 
geeigneter Abhilfemaßnahmen sowie für die Indikato-
renentwicklung zur Überwachung des Sorgfaltsprozes-
ses. Dem Wortlaut der Auflistung nach ist u. a. keine Kon-
sultation geregelt bezüglich der Auswahl aller geeigneten 
Folgemaßnahmen, der Ein- und Durchführung des Be-
schwerdeverfahrens und der Einsicht in die Monitoring-
ergebnisse des Unternehmens. Im Lichte des verlangten 
meaningful engagement und dessen Konkretisierung in 
den UNLP sollte die Konsultation jedoch als integraler 
Bestandteil aller Phasen des Sorgfaltsprozesses verstan-
den werden. Hier wäre eine Klarstellung durch die Umset-
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zungsgesetze in den Mitgliedstaaten wünschenswert und 
eine entsprechende Positionierung der Gewerkschaften 
sinnvoll.

(4)	Ordnungspolitische Durchsetzung und zivilrechtliche 
Haftung : Die CSDDD sieht eine ordnungsrechtliche 
Durchsetzung vor. Die Mitgliedstaaten benennen mindes-
tens eine Aufsichtsbehörde, die die Einhaltung der Sorg-
faltspflichten bei den pflichtigen Unternehmen prüft. Sie 
kann auf eigene Initiative oder aufgrund ihr übermittelter 
begründeter Bedenken eine Untersuchung einleiten. Bei 
Verstößen hat sie verschiedene Anordnungsbefugnisse, 
außerdem kann sie abschreckende Bußgelder verhängen 
oder sogar – bei unmittelbar drohenden nicht wiedergut-
zumachenden Schäden  – selbst vorläufige Maßnahmen 
verhängen. Schließlich regelt die CSDDD erstmals einen 
zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch für Betroffe-
ne. Er hat für Gewerkschaften besonderes Potenzial, weil 
durch die Prozessstandschaft Gewerkschaften, NGOs und 
nationale Menschenrechtsinstitute im eigenen Namen 
Klage erheben können.

2	� Potenzial der Regelungen 
für Gewerkschaften

Die CSDDD (bzw. zukünftig die nationalen Umsetzungs-
gesetze) bietet betroffenen Arbeitnehmer*innen und Ge-
meinden sowie Gewerkschaften und zivilgesellschaftli-
chen Akteuren als Interessenvertretern wichtige Möglich-
keiten, um auf bessere Arbeitsbedingungen und umwelt-
freundlichere Arbeitsprozesse zu drängen. Dabei können 
verschiedene Zielsetzungen mit jeweils eigenen Vorge-
hensweisen verfolgt werden. Geht es darum, dass Unter-
nehmen wirklich die für Betroffene schwerstwiegenden 
Risiken priorisieren und dass Stakeholder an einer zu-
künftigen Verbesserung durch Präventions- und Behe-
bungsmaßnahmen beteiligt sind, müssen lokale Arbeit-
nehmer*innen und Gewerkschaften die Beteiligungsmög-
lichkeiten der CSDDD kennen und vor Ort einfordern. Ist 
rückblickende Wiedergutmachung das vorrangige Ziel, 
könnten Abhilfeforderungen bzw. Schadensersatzansprü-
che an das erfasste europäische Unternehmen gerichtet 
werden, was direkt über die zuständige Aufsichtsbehörde 
oder über eine Zivilklage denkbar ist und sinnvollerwei-
se von den Gewerkschaften im betreffenden EU-Land be-
gleitet wird. Alle Handlungsmöglichkeiten setzen jedoch 
zumindest voraus, dass Gewerkschaften oder andere Be-
troffenenvertretungen sich über alle Aspekte von Geset-
zeslage, möglichen Verletzungen und Unternehmens-
handlungen gut informieren, insbesondere um Forderun-
gen zur Risikoanalyse, zu geeigneten Gegenmaßnahmen 
und der Stakeholderbeteiligung zu stellen. Drei Beispiele 
aus der Automobilbranchen mit unterschiedlichem Wert-
schöpfungsstufen- und Länderbezug sollen dies veran-
schaulichen.

3	 Fallbeispiele aus der Automobilwirtschaft

Eine Studie von Amnesty International untersuchte 
jüngst, inwiefern 13 der wichtigsten globalen E-Automo-
bilhersteller in der Batterielieferkette menschenrechtli-
che Sorgfalt walten lassen.  3 Während die Unternehmen 
bei der Sorgfaltsstrategie gut abschnitten, zeigte sich, dass 
nur wenige Hersteller vertiefte Risikoanalysen und kon-
krete Präventions- oder Behebungsmaßnahmen vornah-
men oder Stakeholder einbezogen. Intransparent blieb in 
vielen Fällen, ob Abhilfe und Wiedergutmachungsmaß-
nahmen geleistet wurden. Was also ist von Unternehmen 
der europäischen Automobilindustrie nach der CSDDD 
in diesen Bereichen zu erwarten und wo können Gewerk-
schaften ansetzen ?

3.1	 Industrieller Abbau kritischer Rohstoffe – Chile
Große europäische Fahrzeughersteller (sog. Original 
Equipment Manufacturer, OEM) beziehen Kupfer und 
Lithium für Antriebsbatterie, Elektromotor und andere 
Bauteile aus Chile. Mit dem dortigen industriellen Roh-
stoffabbau sind sie über etwa drei bis vier Stufen der Wert-
schöpfung verbunden. Nach dem risikobasierten Ansatz 
der CSDDD müssen europäische OEMs die damit ein-
hergehenden schwerstwiegenden Risiken priorisieren. Zu 
den gefährdeten Menschen- und Umweltrechten zählen 
beim Rohstoffabbau u. a. Land-, Nutzungs- und Teilha-
berechte von (indigenen) Gemeinden sowie Wasser-, Bo-
den- und Luftverschmutzung. Daneben treten Verstöße 
gegen die grundlegenden Menschenrechte bei der Arbeit 
aus den ILO-Kernarbeitsnormen, Vereinigungsfreiheit 
und gewerkschaftliche Betätigung, zum Teil auch Arbeits-
sicherheit.

Als Stakeholder sollten sich Gewerkschaften bei der 
Auswahl der geeigneten Gegenmaßnahmen europäischer 
Unternehmen einbringen. Dabei kommt es auf ihren Ver-
ursachungsbeitrag, die Nähe zur schädigenden Handlung 
und das Einflussvermögen der Unternehmen an. Anders 
als etwa bei der Lithiumgewinnung in Serbien, wo auch 
die komplette Fahrzeugfertigung stattfinden soll, ist in 
Chile die Nähe zur schädigenden Handlung der Berg-
bauunternehmen nicht als sehr hoch einzuschätzen, weil 
sie nicht bei Töchtern, sondern bei indirekten Geschäfts-
partnern der dritten oder vierten Stufe liegt. Ob ein OEM 
dagegen die Beeinträchtigung mitverursacht hat und des-
halb Schäden entsprechend wiedergutmachen muss und 
wieviel Einflussmöglichkeit er auf den (mit-)verursa-
chenden Geschäftspartner hat, kann nach Machtposition 

3	A mnesty International (2024) : Recharge for Rights : Be-
wertung der führenden Hersteller von Elektrofahrzeugen 
bezüglich ihrer Rechenschaftslegung über die menschen-
rechtliche Sorgfaltspflicht, https://www.amnesty.org/en/
wp-content/uploads/2024/11/ACT3085442024GERMAN.
pdf  (letzter Zugriff : 12. 02. 2025). Maßstab waren hier die 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte.
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in der Wertschöpfungskette variieren. Jedenfalls dürften 
OEMs Interesse an hohem Einfluss haben, um den Zu-
gang zu den begehrten Rohstoffen zu sichern, was wiede-
rum die Anforderungen an die zu ergreifenden Maßnah-
men erhöht.

Gewerkschaften sollten bei den zu treffenden Maß-
nahmen darauf achten, dass Unternehmen anerkannte 
Qualitätsstandards zu den o. g. Risiken durch verschiede-
ne Instrumente in die eigene Geschäftspraxis integrieren, 
z. B. durch Nachweise, dass umfassende Menschenrechts- 
und Umwelt-Folgeabschätzungen für die Bergbauprojekte 
vorliegen, durch Selbstverpflichtungen der Minenbetrei-
ber oder durch verantwortungsvolle Weitergabeklauseln 
ihres Verhaltenskodex in Verträgen. In Betracht kommen 
ferner zertifizierte Rohstofflieferketten, die CSDDD-kon-
forme Präventions- und Behebungsmaßnahmen vor-
sehen und deren Qualität und Effektivität turnusmäßig 
überprüft und sanktioniert wird. In Überprüfungsaudits 
müssen entsprechende Kontrollpunkte festgelegt und die 
wirksame Umsetzung der Maßnahmen durch Stakehol-
derkonsultation verifiziert werden. Insbesondere die Ver-
ankerung kulturell sensibler Stakeholderbeteiligung von 
Gemeinden, Arbeitnehmer*innen, Gewerkschaften u. a. 
vor Ort sollte eine zentrale Folgemaßnahme sein. Nur 
wenn Stakeholder mit lokalem Expertenwissen ausge-
wählt und langfristig eingebunden, vertrauensvolle Kom-
munikationskanäle etabliert und die Unabhängigkeit lo-
kaler Netzwerke gewahrt werden, kann die Wirksamkeit 
unternehmerischer Maßnahmen gesichert werden.  4

3.2	� Glimmer aus artisanalem Bergbau – Indien
Anders stellt sich die Risiko- und Maßnahmenlage etwa 
für die Verwendung des Zusatzstoffs Glimmer (engl. mica) 
aus Indien dar. Glimmer ist ein Mineral, das wegen gu-
ter Isoliereigenschaften und Glitzereffekten in Farben und 
verschiedenen Komponenten der Fahrzeugproduktion 
eingesetzt wird. Die größten Glimmervorkommen finden 
sich in Madagaskar und Indien, dort in den armen, nord-
östlichen Staaten Jharkhand und Bihar. Der dort vorherr-
schende handwerkliche Tagebergbau ist meist geprägt von 
intransparenten Verarbeitungs- und Handelswegen mit 
mehreren Zwischenhändlern oft ohne formale Verträge. 
In der Region leben viele Dalits (früher sog. Unberühr-
bare) und Adivasi (Indigene) in durch wenige staatliche 

Leistungen und Infrastruktur geprägten Gemeinden. Ge-
werkschaften und NGOs sind wenig vertreten. Für die Be-
wohner, insbesondere für Frauen, ist das Sammeln von 
Bruchglimmer aus aufgelassenen Minen und Abraumhal-
den eine Möglichkeit, überhaupt Einkommen zu erzielen. 
Wie im Tagebau arbeiten auch hier oft ihre Kinder mit. 
Durch die Informalität der Tätigkeit greifen zum Teil Ge-
setze über Mindestlöhne, Arbeitsschutz u. a. nicht, zum 
Teil fehlt es an der Zuständigkeit oder Kapazität, ihre Um-
setzung zu kontrollieren.

Es ist möglich, dass europäische Autohersteller, die 
Glimmer in der Elektronik, in Lacken oder anderen Tei-
len ihrer Fahrzeuge verwenden, über die vorgelagerte Ak-
tivitätskette mit dem Abbau und Sammeln von Glimmer 
verbunden sind. Die geschilderten Arbeitsrechtsdefizite 
müssten nach CSDDD durch Risikoanalyse identifiziert 
werden. Da die Unternehmen über die Aktivitätskette 
über viele Zwischenakteure weit entfernt vom Hauptver-
ursacher der Beeinträchtigung sind und vor Ort wenig 
Einfluss haben, sind kollektive, kooperative Maßnahmen 
zur Erhöhung von Einfluss und Transparenz als Folge-
maßnahmen besonders geeignet. Hier kann die aktive 
Teilnahme an einer Multi-Stakeholder-Initiative zielfüh-
rend sein, die die Transparenz in der Wertschöpfungsket-
te erhöht, auf angemessene und stabile Preise für Glim-
mersammler*innen hinwirkt, Ursachen von Kinderarbeit 
durch Bildungs- und Gesundheitsprojekte angeht und 
durch Advocacy-Arbeit eine Verbesserung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen anstrebt.  5

3.3	� Komponenten, Montage,  
Fertigstellung in eigenen Werken – Mexiko

Die Ausgangslage stellt sich in Mexiko wiederum anders 
dar. Dort betreiben europäische und deutsche Automobil-
konzerne eigene Werke zur Herstellung von Komponen-
ten bis hin zur Fertigstellung der Fahrzeuge. Da sie dort 
einen hohen Einfluss auf die Werke und deren Zulieferer 
haben, steigen die Anforderungen sowohl an die Risiko-
erfassung, insbesondere zur Klärung des eigenen Verursa-
chungsbeitrags durch Vorgaben im Konzern, als auch an 
die Folgemaßnahmen.  6

Ein interessantes Beispiel einer geeigneten Maßnahme 
zur wirksamen (Teil-)Erfüllung der gesetzlichen Pflich-
ten der CSDDD ist der Mecanismo de Reclamación de 

4	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.) (2023) : 
Länderübergeordnete Qualitäts- und Handlungsempfehlun-
gen. Verantwortungsvoller Lithiumabbau, Stand Juli 2023, 
Berlin, https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Publikationen/verantwortungsvoller-lithiumabbau.pdf  (letz-
ter Zugriff : 12. 02. 2025).

5	 Einen derartigen holistischen Ansatz verfolgt z. B. die 
Responsible Mica Initiative, vgl. https://responsible-mica-
initiative.com  (letzter Zugriff : 26. 01. 2025). 
 

6	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.) (2022) : 
Handlungsanleitung zum Kernelement Maßnahmen und 
Wirksamkeitskontrolle, Stand Juni 2022, Berlin, https://
www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/
a433-4-lksg-handlungsanleitung-mass​nahmen-
wirksamkeitskontrolle.pdf  (letzter Zugriff : 12. 02. 2025) ; 
Levin Sources (2024) : Beyond Audits in Copper Supply 
Chains : Using Leverage to Prevent and Address Cop-
per-specific Salient Human Rights Issues, o. O., https://
www.csr-in-deutschland.de/SharedDocs/Downloads/DE/
NAP/Branchendialoge/beyond-audits-in-copper-supply-
chains.pdf  (letzter Zugriff : 26. 01. 2025).
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Derechos Humanos (MRDH). Der MRDH ist ein unter-
nehmensübergreifender Beschwerdemechanismus deut-
scher Automobilunternehmen in Mexiko. Er entstand aus 
einer von der Bundesregierung aufgesetzten Multi-Sta-
keholder-Initiative. Im Mai 2024 startete der MRDH, in-
zwischen unabhängig von der früheren Trägerschaft, mit 
BMW, Mercedes-Benz und ZF Friedrichshafen.

Die Unternehmen können mit dem MRDH ihre 
CSDDD-Sorgfaltspflicht zur Einrichtung eines Beschwer-
demechanismus angehen. Vor allem aber vertieft er die 
Risikoermittlung. Durch die Meldemöglichkeit für Be-
troffene macht er entferntere Wertschöpfungsstufen und 
Zulieferer, Zwischenhändler und beteiligte vulnerable 
Gruppen sichtbar. Gleichzeitig verifiziert er die Annah-
men über sektor- und ländertypische Risiken, etwa Dis-
kriminierung von und Gewalt gegen Frauen bzw. Behin-
derung von Gewerkschaftsrechten durch arbeitgebernahe 
„Schutzgewerkschaften“.

Außerdem verbessert der MRDH die Wiedergutma-
chung tatsächlicher Beeinträchtigungen. Begründete An-
zeigen von Arbeitnehmer*innen im MRDH lösen direk-
te Ansprüche auf angemessene Folgemaßnahmen aus. In 
einem rechtsstaatlich schwierigen Umfeld, in dem arbeits-
rechtliche Auseinandersetzungen vor Gericht kostspie-
lig und langwierig sind, bietet zeitgebundene Abhilfe für 
betroffene Rechteinhabende einen vorteilhaften Zugang 
zum Recht.  7

Notwendige Voraussetzung hierfür ist die aktive und 
umfassende Einbeziehung deutscher und lokaler NGOs 
sowie (unabhängiger) Gewerkschaften, was die Steuerung 
und Durchführung des MRDH betrifft. Hiesige Gewerk-
schaften sollten außerdem darauf hinwirken, dass weite-
re Unternehmen dem MRDH beitreten, Kontakte zu Ge-
werkschaften vor Ort stärken und weiterreichende Maß-
nahmen zur Förderung von Gewerkschaftsrechten bei den 
der CSDDD unterworfenen Unternehmen einfordern.

4	 Ausblick

Die wirksame Umsetzung der CSDDD ist kein Selbstläu-
fer. Der rechtliche Rahmen legt mit dem „risikobasierten 
Ansatz“ der UNLP, der starken Stakeholderbeteiligung 
und der doppelten ordnungsrechtlichen und marktför-
migen Durchsetzung über Aufsichtsbehörden und Scha-
densersatzklagen eine gute Basis. Um das Potenzial für 
Betroffene wirklich zu heben, kommt es darauf an, dass 
Unternehmen angemessene und wirksame Folgemaßnah-
men auswählen und einsetzen. Ohne Mitsteuerung von 
unten, v. a. durch Betroffene, Gewerkschaften und NGOs, 

ist dies nicht denkbar. Dies verlangt von ihnen nicht eben 
wenig. So müssen sie sich jedenfalls mit den globalen 
Wertschöpfungsketten, dem Geschäftsmodell und den ty-
pischen Sektor-, Stufen- und Länderrisiken auseinander-
setzen, die CSDDD-Regeln kennen und sich untereinan-
der international vernetzen. ■
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Internationale Zusammenarbeit 
als Antwort auf multiple Krisen
Globale Gewerkschaftskampagnen 
im Bildungsbereich

MAIKE FINNERN, CARMEN LUDWIG

Die multiplen Krisen durch Kriege, den Klimawandel 
und das Erstarken autoritärer und nationalistischer Kräf-
te wirken sich auch auf die gewerkschaftliche Arbeit aus. 
Dabei kommt der internationalen Koordination und Zu-
sammenarbeit der Gewerkschaften in ihren globalen Ge-
werkschaftsdachverbänden eine zunehmend wichtige Be-
deutung zu. In diesem Beitrag soll anhand der Arbeit des 
globalen Dachverbands Education International (EI) über 
die Möglichkeiten von Bildungsgewerkschaften reflektiert 
werden, gemeinsam auf globale Herausforderungen zu re-
agieren und gegenüber internationalen Institutionen Ein-
fluss zu nehmen. Im Fokus steht dabei die Kampagne von 
EI für eine öffentliche Bildungsfinanzierung und gegen 
Privatisierung, die erste Erfolge zeitigen konnte.

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), die knapp 280 000 Mitglieder aus allen Bildungs-
bereichen vertritt, gehört EI seit 1993 als Gründungsmit-
glied an und ist dort im Vorstand vertreten. EI ist mit ca. 
32 Mio. Beschäftigten im Bildungsbereich, die in mehr als 
380 Gewerkschaften aus 187 Ländern und Territorien or-
ganisiert sind, einer der größten globalen Gewerkschafts-
dachverbände.

Die Bearbeitung der Folgen von Krisen und Konflik-
ten ist von einzelnen Bildungsgewerkschaften kaum allein 
zu leisten, was die Notwendigkeit der internationalen Ko-
ordination und Verständigung unterstreicht. Diese prägte 
nicht zuletzt auch die Schwerpunktsetzungen in den letz-
ten Jahren, wie im Beitrag zu den Feldern der internatio-
nalen Arbeit der GEW in den WSI-Mitteilungen 5 / ​2024 
dargestellt. So richtete EI mit Unterstützung der GEW und 
weiteren Bildungsgewerkschaften beispielsweise einen So-
lidaritätsfonds für Bildungsgewerkschaften in Kriegs- und 
Krisengebieten ein und unterstützt diese durch Solidari-
tätsmissionen vor Ort. Ein weiteres wichtiges Themenfeld 
in der internationalen Arbeit sind die in vielen Ländern 
zunehmenden Angriffe auf Gewerkschaftsrechte und die 
Demokratie, wie die Beschlüsse des EI-Weltkongresses 
2024 in Buenos Aires unterstrichen.

Bildungsprivatisierung  
als globale Herausforderung

Ein gutes Beispiel in der internationalen Zusammen-
arbeit ist die globale Kampagne von EI für eine öffentli-
che Bildungsfinanzierung und gegen Privatisierung.  1 Das 
US-geführte Unternehmen Bridge International Acade-
mies (BIA) ist ein besonders eindrückliches Beispiel für 
den wachsenden Einfluss international agierender Pri-
vatschulketten, an dem sich die Folgen von Bildungspri-
vatisierung im internationalen Kontext deutlich machen 
lassen. Gegründet 2009, unterrichtete BIA 2018 weltweit 
100 000 Kinder in über 520 Schulen in Kenia, Liberia, Ni-
geria, Uganda und Indien. Das Geschäftsmodell von BIA 
in Afrika und Asien basiert auf der Bereitstellung standar-
disierter und kostenpflichtiger Bildungsformate für die är-
mere Bevölkerung, welches zugleich als Engagement für 
das Gemeinwohl dargestellt wird. BIA profitiert dabei von 
der Unterfinanzierung der öffentlichen Schulen : In Kenia 
ist der Schulbesuch in der Grund- und weiterführenden 
Schule gebührenfrei, aber die öffentlichen Schulen ste-
hen insbesondere wegen zu großer Klassengrößen und 
schlechter Ausstattung vielfach in der Kritik.

Im Mittelpunkt des Geschäftsmodells der von BIA be-
triebenen Schulen steht eine Niedrigpreis-Strategie mit 
dem Einsatz von digitaler Technologie und Tablets, die 
den Unterricht vorgeben. „Wir nehmen uns ein Beispiel 
an globalen Dienstleistern wie McDonald’s oder Star-
bucks. Wir skalieren, wir systematisieren, wir standardi-

1	D ie folgenden Ausführungen und Zitate, sofern nicht an-
ders ausgewiesen, basieren auf einem Beitrag von Edward 
Webster und Carmen Ludwig, für den Interviews mit EI, 
der kenianischen und der ugandischen Bildungsgewerk-
schaft geführt wurden. Siehe Webster, E. / Ludwig, C. 
(2023) : Contesting Digital Technology through New Forms 
of Transnational Activism, in : Global Labour Journal 14 ​(1), 
S. 56–71.
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sieren“, so Shannon May, die Mitbegründerin von BIA.  2 
EI hatte mehrere Studien durchgeführt, die die Folgen der 
„McDonaldisierung“ des Lernprozesses und der Bildungs-
privatisierung untersuchten. Sie zeigten Probleme hin-
sichtlich der Qualität des Unterrichts, beim Bildungszu-
gang, der De-Professionalisierung von Lehrkräften sowie 
den Folgen für das öffentliche Bildungswesen auf. Anhand 
der Befunde aus Kenia wurde z. B. deutlich :  3
–	 Die Gesamtkosten an den BIA-Schulen waren häufig 

höher als angegeben, sodass sich gerade arme Familien 
mit mehreren Kindern diese nicht leisten konnten.

–	 Die Ansiedlung der BIA-Schulen erfolgte im kommer-
ziellen Interesse eher in Ballungsgebieten als in unter-
versorgten ländlichen Gemeinden.

–	 Das BIA-Curriculum entsprach weitgehend nicht den 
Standards des kenianischen Bildungsministeriums.

–	 Indem Lehrkräfte mit Tablets ausgerüstet wurden, 
konnte BIA schlecht bezahlte und oft nicht qualifi-
zierte Personen für den Unterricht einsetzen. In Kenia 
waren mehr als 70 % der Lehrkräfte an den BIA Schu-
len unzureichend ausgebildet. Ein Vertreter der Bil-
dungsgewerkschaft Kenya National Union of Teachers 
(KNUT) erläuterte : „Die Lehrkräfte haben nie studiert, 
sie wurden einfach ein paar Wochen lang ausgebildet. 
Sie durften nicht den kenianischen Lehrplan unter-
richten, sondern erhielten Anweisungen morgens aus 
den USA über ihre Tablets.“ (Übers. d. Autorinnen)

–	 Durch die detaillierten Vorgaben auf den Tablets ver-
fügen die Lehrkräfte über keine Autonomie, um sich 
an die Lernbedürfnisse der Klasse anzupassen oder 
den Lehrplan zu beeinflussen, wie Untersuchungen 
von EI zeigten. Der Vertreter von KNUT erklärte : 
„Wenn man von diesem Lehrplan abweicht, wird ei-
nem sofort das Gehalt für diesen Tag abgezogen, und 
in den meisten Fällen wurden die Lehrkräfte entlas-
sen.“ (Übers. d. Autorinnen)

Am Beispiel von BIA als einem privaten international 
agierenden Bildungsanbieter zeigen sich insbesondere 
zwei globale Entwicklungen im Bildungsbereich : Zum ei-
nen wächst der Privatisierungsdruck auf die öffentlichen 
Bereiche der Daseinsvorsorge. Dabei nimmt die Kommer-
zialisierung der Bildung verschiedene Formen an. Dazu 
gehören insbesondere gewinnorientierte Privatschulen, 
Private-Public-Partnerships und Voucher-Systeme wie in 
den USA, wo staatliche Bildungsgutscheine an privaten 
Schulen eingesetzt werden können. Beschleunigt durch 
die Corona-Pandemie gewinnen zudem multinationale 
Unternehmen – darunter Google, Facebook und Apple – 
an Einfluss auf dem expandierenden Markt für Bildungs-
technologien (EdTech). Diese Entwicklungen haben fatale 
Folgen : Öffentlichen Bildungssystemen werden wichtige 
Ressourcen entzogen, der Charakter von Bildung wandelt 
sich immer mehr von einem Menschenrecht hin zu einer 
marktförmigen Ware, und soziale Ungleichheiten werden 
weiter verschärft.

Zum anderen nehmen Institutionen wie der Internati-
onale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank relevanten 
Einfluss auf die globale Bildungsfinanzierung. Der für die 
Kreditvergabe an den Privatsektor zuständige Zweig der 
Weltbankgruppe, die International Finance Corporation 
(IFC), hat private Bildungsanbieter in der Vergangenheit 
als wichtigen Bereich für ihre Investitionspolitik angese-
hen und mehr als 13 Mio. us$ in BIA investiert. Im März 
2022 wurde diese Unterstützung aufgrund des internatio-
nalen Drucks von EI sowie weiteren zivilgesellschaftlichen 
Akteuren eingestellt. Dazu gehörten Protestschreiben und 
-aktionen vor dem Gebäude der Weltbank.

Der indirekte Zugriff durch Empfehlungen an die 
Regierungen besteht aber weiterhin : Dabei legt der IWF 
Ländern mit einem Defizit oder mit einer auch nur mäßi-
gen Auslandsverschuldung nahe, die öffentlichen Ausga-
ben und insbesondere die Gehälter zu kürzen. Dies trifft 
insbesondere den Bildungsbereich, da die Gehälter der 
Lehrkräfte einen großen Anteil der öffentlichen Haushal-
te ausmachen. Damit lässt sich feststellen, dass der IWF 
auf die globalen Herausforderungen im Wesentlichen mit 
den alten Rezepten aus der Zeit der Strukturanpassungs-
programme reagiert. Dazu schreiben EI und ActionAid : 
„Jüngste Untersuchungen zeigen jedoch, dass diese Maß-
nahmen in der Praxis wieder mit Nachdruck angewandt 
werden. Sie mögen zwar nicht an Kredite geknüpft sein, 
aber der IWF gibt den Regierungen in 78 % der 23 unter-
suchten Länder zwingende politische Ratschläge, die Ge-
hälter im öffentlichen Sektor zu kürzen oder einzufrie-
ren.“  4 Angesichts unterfinanzierter Bildungssysteme, feh-
lender Zukunftsinvestitionen und eines global bestehen-
den Lehrkräftemangels ist dies ein verheerendes Konzept, 
das insbesondere die Länder im Globalen Süden trifft und 
dazu beiträgt, globale Ungleichheiten zu verschärfen. Die 
Maßnahmen wirkten sich zudem besonders nachteilig 
für Frauen und den Bildungszugang von Mädchen aus. 
So werden Mädchen eher vom Zugang zu Grundbildung 
ausgeschlossen, wenn Bildungsbudgets gekürzt werden. 
Frauen arbeiten häufiger im Bildungsbereich, und sie tra-
gen zudem einen hohen Anteil an unbezahlter Sorge- und 
Hausarbeit, der weiter zunimmt, wenn öffentliche Dienste 
wegfallen.

2	 Übersetzung d. Autorinnen, zit. in Bakan, J. (2020) : The 
New Corporation. How “Good” Corporations are Bad for 
Democracy, New York, S. 122.

3	R iep, C. (2019) : What Do We Really Know about Bridge In-
ternational Academies ? A Summary of Research Findings, 
Brüssel, https://www.ei-ie.org/en/item/25685:what-do-we-
really-know-about-bridge-international-academies ​ (letzter 
Zugriff : 02. 11. 2024).

4	 EI / Action Aid (2022) : Education versus Austerity, https://
www.ei-ie.org/file/535, S. 2  (letzter Zugriff : 02. 11. 2024) ; 
Übers. d. Autorinnen.
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Globale Kämpfe für öffentliche Bildung

Die Kampagnen von EI zum Thema Bildungsfinanzierung 
greifen die Rolle und den Einfluss auf, den internationale 
Organisationen wie die Weltbank und der IWF auf die glo-
bale Bildungsfinanzierung nehmen. Ein wichtiger Erfolg 
im Kampf gegen Bildungsprivatisierung war der Rückzug 
der IFC aus der Finanzierung privater Bildungsanbieter. 
Die Unterstützung von BIA wurde 2020 zunächst ausge-
setzt und 2022 eingestellt. EI begrüßte die Entscheidung 
und rief andere Investoren dazu auf, dem Beispiel zu fol-
gen. Angesichts von Berichten über den Missbrauch von 
Kindern in den BIA-Schulen steht weiterhin zur Prüfung 
an, inwiefern der IFC für die unzureichend erfüllte Sorg-
faltspflicht und Überwachung ihres ehemaligen Klienten 
im Hinblick auf die Einhaltung von Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitsstandards zur Rechenschaft gezogen werden kann. 
Der internationale Druck von Bildungsgewerkschaften 
und der Zivilgesellschaft führte überdies dazu, dass die 
Global Partnership for Education (GPE) 2019 einen ähn-
lichen und wichtigen Politikwechsel vollzog, indem sie die 
Entscheidung fällte, für grundlegende Bildungsbereiche 
eine Unterstützung gewinnorientierter Dienstleistungen 
auszuschließen. Die GPE ist eine Multi-Stakeholder-Platt-
form zur Stärkung der Bildungssysteme in Entwicklungs-
ländern, an der Regierungen, zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen, Bildungsgewerkschaften, der Privatsektor und 
die Weltbank beteiligt sind.

Ein Rückblick auf die EI-Kampagne und Erfolgsfaktoren :
Im Jahr 2015 startete EI die Kampagne Global Response 
gegen die Privatisierung des Bildungswesens und mit 
Schwerpunkt auf BIA. Die GEW hat sich aktiv an der 
Kampagne und an Protestaktionen beteiligt. Zum einen, 
um für das Prinzip von Bildung als einem öffentlichen Gut 
einzutreten, zum anderen, um die von den Auswirkungen 
der Privatisierung betroffenen Bildungsgewerkschaften 
im Globalen Süden zu unterstützen.

Zunächst führte EI in den verschiedenen Ländern 
Studien durch, um das Ausmaß und die Folgen der Bil-
dungsprivatisierung öffentlich zu machen. Auf dieser Ba-
sis wurden dann länderspezifische Kampagnenaktivitäten 
mit den lokalen Bildungsgewerkschaften insbesondere in 
Kenia und Uganda entwickelt. EI stärkte die lokalen Ge-
werkschaften durch den Wissenstransfer und transnatio-
nales Lernen. Ein Vertreter der kenianischen Bildungs-
gewerkschaft KNUT betont, dass die Kampagne in Kenia 
„mit grenzüberschreitender Solidarität“ begann. EI orga-
nisierte Treffen zwischen KNUT und anderen Bildungsge-
werkschaften in Liberia, Nigeria und Uganda für einen ge-
meinsamen Erfahrungsaustausch.

In Kenia und Uganda organisierten die Bildungsge-
werkschaften zunächst einen Prozess von unten, indem 
sie ihre Gliederungen in die Anti-Privatisierungskampag-
ne einbezogen und dann auch Eltern und Gemeinden in-
formierten. Dabei stellten beide Gewerkschaften die Kam-

pagne in den größeren Zusammenhang der Verteidigung 
des öffentlichen Bildungswesens und setzten sich für eine 
Aufstockung der Mittel für öffentliche Schulen ein. Der 
Vertreter der Uganda National Teachers’ Union erklärte : 
„Es ging nicht nur um den Kampf gegen BIA, sondern um 
Bildung als Ganzes und als ein Recht, bei dem Kinder im 
schulpflichtigen Alter eine hochwertige Bildung erhalten 
sollten.“ (Übers. d. Autorinnen)

In beiden Ländern beinhaltete die Kampagne über-
dies den Austausch der Bildungsgewerkschaften mit Par-
laments- und Regierungsmitgliedern. In Kenia leitete 
der damalige Bildungsminister eine Inspektion der In-
frastruktur der BIA-Schulen ein, welche ergab, dass drei 
Viertel der BIA-Schulen die Sicherheits- und Infrastruk-
turstandards nicht erfüllten. Insbesondere wegen massi-
ver Sicherheitsmängel der Schulen ordneten Gerichte in 
beiden Ländern die Schließung von BIA-Schulen an.

Globale Gewerkschaftskampagnen stehen vor der He-
rausforderung, dass sie Akteure auf verschiedenen Ebe-
nen adressieren müssen. Die Stärke der Kampagne war 
zum einen das Ineinandergreifen der lokalen und glo-
balen gewerkschaftlichen Aktivitäten : Beide Bildungsge-
werkschaften in Uganda und Kenia betonen, dass die EI-
Kampagne einen wichtigen Beitrag zum Kampf gegen die 
Privatisierung in ihren Ländern geleistet hat. Durch die 
Beteiligung des globalen Gewerkschaftsverbandes konn-
ten die Aktivitäten der Mitgliedsorganisationen gestärkt 
und international ausgeweitet werden.

Zum anderen war für den Erfolg der Kampagne die 
Zusammenarbeit mit anderen zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren entscheidend, um Druck auf Regierungen, Bil-
dungskonzerne und internationale Finanzinstitutionen 
auszuüben. Gesellschaftliche Machtressourcen sind ins-
besondere für Bildungsgewerkschaften wichtig, um die 
eigenen Positionen durch öffentliches Agenda Setting und 
Bündnisarbeit zu stärken. Die Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft ermöglichte es, eine größere Reichweite 
zu erzielen. EI ist Mitglied in der Global Campaign for Ed-
ucation (GCE), einem Bündnis mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, das sich für das Recht auf Bildung welt-
weit einsetzt. So richteten 2019 beispielsweise mehr als 170 
zivilgesellschaftliche Organisationen einen offenen Brief 
an Investoren, Geberorganisationen und die Weltbank 
mit der Aufforderung, die Finanzierung von BIA einzu-
stellen und eine Position „gegen die Verwendung von Ent-
wicklungshilfe zur Finanzierung gewinnorientierter oder 
kommerzieller Bildung einzunehmen.“  5 Zivilgesellschaft-
liche Organisationen reichten beim Compliance Advisor 
Ombudsman der Weltbank Beschwerden zu Missstän-
den in BIA-Schulen ein, auf die eine Untersuchung folgte. 

5	A n Open Letter to the World Bank and its Donors, https://
www-cdn.oxfam.org/s3fs-public/letter_world_bank_
october_2019.pdf ​ (letzter Zugriff 02. 11. 2024) ; Übers. d. 
Autorinnen.
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Flankierend organisierte EI Protestaktionen vor dem Ge-
bäude der Weltbank und der Aktionärsversammlung des 
britischen Bildungskonzerns Pearson, den Investoren von 
BIA, an denen sich die EI-Mitgliedsorganisationen betei-
ligten.

Ausblick

Die Erfahrungen der EI-Kampagne gegen die Privatisie-
rung des Bildungswesens zeigen, wie wichtig es ist, auf 
globale Entwicklungen und den Einfluss internationaler 
Organisationen reagieren zu können. Der Bildungsfor-
scherin Christel Adick zufolge kann die Auseinanderset-
zung um BIA als eines der selteneren Beispiele für einen 
Bottom-up-Prozess angesehen werden, bei dem zivilge-
sellschaftliche Akteure entscheidenden Einfluss auf die 
globale Diskussion um öffentliche Bildung nehmen konn-
ten.  6 Die Kampagne zeigt ebenfalls die Bedeutung der ge-
sellschaftlichen Machtressource für die Arbeit von Bil-
dungsgewerkschaften auf. Dafür ist entscheidend, durch 
die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen Öffentlichkeit herzustellen, Unterstützung zu mo-
bilisieren und so gemeinsam Druck aufzubauen.

Bildung ist als ein gesellschaftliches Gut nicht zuletzt 
eng mit Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen verbun-
den. Dies spiegelt sich im gewerkschaftlichen Engagement 
für das Recht auf gute öffentliche Bildung und gegen Bil-
dungsprivatisierung wider  – Anliegen, die die in der EI 
zusammengeschlossenen Bildungsgewerkschaften teilen. 
Aktuell führt EI die Kampagne unter dem Motto „Go Pu-
blic ! Fund Education“ fort, um gemeinsam mit den Mit-
gliedsorganisationen für Investitionen in gute, öffentliche 
Bildung zu streiten. Dies ist auch vor dem Hintergrund 
des massiven Lehrkräftemangels dringend nötig – ein glo-
bales Problem, dessen Bearbeitung entscheidend ist für 
die Stärkung der öffentlichen Bildungssysteme sowie für 
die Umsetzung des UN-Nachhaltigkeitsziels 4 (SDG 4), 
das auf hochwertige Bildung fokussiert.

Aus der Perspektive der GEW kommt der Arbeit von 
EI deshalb eine große Bedeutung zu, und die erfolgreiche 
Kampagne gegen Bildungsprivatisierung weist auf das Po-
tenzial gemeinsamer Aktivitäten hin.

Während das Thema der öffentlichen Bildungsfinan-
zierung bei den Mitgliedsorganisationen auf breite Zu-
stimmung stößt, ist ein gemeinsames Vorgehen bei ande-
ren globalen Krisen und geopolitischen Herausforderun-
gen voraussetzungsvoller. Vor diesem Hintergrund wach-
sen die Bedeutung und die Anforderungen an die inter-
nationale Zusammenarbeit von Gewerkschaften, und es 

wird darauf ankommen, auf die multiplen Krisen gemein-
same und solidarische Antworten zu finden. ■
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Überlegungen zu einer wirksamen 
sozioökologischen Gewerkschaftspolitik
NORA RÄTHZEL, DIMITRIS STEVIS

Nach 17 Jahren Forschung über gewerkschaftli-
che Umweltpolitik in Brasilien, Indien, Schwe-
den, Spanien, dem Vereinigten Königreich, 
Südafrika und in internationalen Gewerkschaf-
ten ist eines der wichtigsten Ergebnisse, dass das 
Verhältnis Arbeit-Natur  1 keine zentrale Rolle in 
ihren Programmen spielt. Schon Marx kritisier-
te das erste Programm sozialistischer Arbei-
terparteien in Deutschland, das Gothaer Pro-
gramm, in dem es hieß, die Arbeit sei die Quelle 
allen Reichtums : „Die Arbeit ist nicht die Quelle 
allen Reichtums. Die Natur ist ebenso sehr die 
Quelle der Gebrauchswerte […] als die Arbeit, 
die selbst nur die Äußerung einer Naturkraft ist, 
der menschlichen Arbeitskraft.“   2 Im Folgenden 
geht es um das gesellschaftliche Verhältnis von 
Arbeit und Natur und was dies für eine wirksa-
me Gewerkschaftspolitik bedeutet.

Seit dem Pariser Abkommen von 2015 hat 
sich der in der Präambel genannte Begriff just 
transition (gerechter Übergang) für gewerk-
schaftliche Umweltpolitik durchgesetzt, wenn 
auch vornehmlich im Globalen Norden. In dem 
Maße, in dem er allgegenwärtig wird, erweitert 
sich auch sein Bedeutungsspektrum. Die meis-
ten beschränken seine Bedeutung auf spezifi-
sche Produktionsprozesse und deren Dekarbo-
nisierung. Eine Minderheit begreift just transi-
tion als umfassenderen Prozess, der die kapita-
listische Produktionsform transformieren muss. 
Statt die Lösung in einem „grünen Wachstum“ 
zu suchen, treten diese Akteur*innen dafür ein, 
sich zu fragen, was nötig und was überflüssig ist, 
wie menschliche Bedürfnisse und die Grenzen 

der Natur in Einklang gebracht werden können. 
Ein Beispiel dafür sind einige Programme des 
spanischen Gewerkschaftsdachverbandes Co-
misiones Obreras. Darüber hinaus gibt es ein-
zelne Gewerkschaften, wie z. B. die der Arbei-
tenden in der britischen Luftfahrtindustrie, die 
sich für Wachstumsbeschränkungen einsetzen.  3 
Auch in deutschen Gewerkschaften gibt es diese 
Diskussionen.  4

Weil die just-transition-Politik in den von 
uns untersuchten Ländern das Verhältnis von 
Arbeit und Natur kaum ins Zentrum stellt  5, lei-
det sie an zwei miteinander verknüpften Veren-
gungen : (1) eine Verengung des Verhältnisses 
Arbeit-Natur auf die Klimakrise, (2) eine Ver-
engung auf die nationale Ökonomie. Ein drittes 
Problem ist die mangelhafte Einbeziehung der 
Arbeitenden auf Betriebsebene in die Entwick-
lung sozialökologischer Alternativen.

Lebenszyklen der Produkte 
sind Zerstörungszyklen der Natur

Im Zentrum gewerkschaftlicher (und allgemei-
ner) Klimapolitik steht die Dekarbonisierung 
von Produktions- und Konsumtionsprozessen : 
Ersatz fossiler durch sogenannte erneuerbare 
Energien, Ersatz von Benzin- und Dieselmoto-
ren durch Elektromotoren. Erneuerbare Ener-
gien und batteriebetriebene Fahrzeuge gelten 
als grün. Halten wir jedoch einen Augenblick 
inne und denken daran, dass die Maschinen, 
die Sonnen- oder Windenergie in brauchbare 
Elektrizität umwandeln, und die Autos und ihre 

Batterien produziert werden müssen. Zwar gibt 
es Analysen und Diskussionen darüber, wie-
viel CO2-Emissionen bei der Produktion von 
Solaranlagen und Windrädern anfallen ; was 
aber für die Klimapolitik praktisch keine Rol-
le spielt, sind die Naturressourcen, die für die 
Produktion dieser Anlagen, der Autos und der 
Batterien notwendig sind. Der steigende Bedarf 
an Mineralien, z. B. Kobalt, Lithium und Nickel 
für Batterien, Silber, Indium und Tellurium für 
Solaranlagen, wird gelegentlich diskutiert. Die 
sozialökologischen Folgen des Abbaus von Mi-
neralien, also ob diese Technologien in großem 
Maßstab ökologisch und sozial sinnvoll sind, 
werden jedoch nicht in die Analyse einbezo-
gen.  6 Im Gegenteil : Wenn es um die Frage geht, 
ob die Klimakrise gemeistert werden kann, ist 
eines der Zuversicht verbreitenden Hauptargu-
mente, dass der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien mit Riesenschritten voranschreitet.

Diese positive Einschätzung ist nur mög-
lich, wenn der Lebenszyklus der Produkte und 
damit die verschiedenen Formen der Naturzer-
störung, die er verursacht, nicht in den „öko-
logischen Fußabdruck“ eines Produktes einge-
hen. Jeder Prozess beginnt mit der Entnahme 
von Ressourcen aus der Natur und endet damit, 
dass das nicht mehr benutzte Produkt (bzw. sei-
ne Reste) als (oft kontaminierter) Abfall in die 
Natur abgegeben wird (manchmal nach einem 
Recyclingprozess). Das International Journal 
of Life Cycle Assessment (LCA) schreibt in 
der Selbstbeschreibung auf seiner Homepage : 
„LCA ist zu einem anerkannten Instrument 

1	 Wenn wir von Natur sprechen, dann meinen 
wir die nicht-menschliche Natur, ein Kürzel für 
die Elemente des lebensnotwendigen Erdsys-
tems.

2	 Marx, K. (1962 [1875]) : Kritik des Gothaer Pro-
gramms, in : Ders. / Engels, F.: Werke, Bd. 19, 
Berlin / ​DDR, S. 11–32, hier S. 15 ; Hervorhebun-
gen im Original. 

3	 Safe Landing (o. J.) : Together, We Change 
Course Towards a Safe Landing, https://safe-
landing.org  (letzter Zugriff : 28. 12. 2024).

4	 Urban, H.-J. (2022) : Mosaiklinke Zukunftspfa-
de – welche Gesellschaft wollen wir und wie 
kommen wir dahin ? IG Metall Bildungszen
trum Sprockhövel : Neujahrsforum 2022 (Fo-
liensammlung), https://igmetall-sprockhoevel.
de/wp-content/uploads/2022/01/2022_01_05-

Neujahrsforum-IGM-final-kurz_HJU.pdf ​ (letzter 
Zugriff : 30. 12. 2024).

5	R äthzel, N. (2022) : Gewerkschaftliche Umwelt-
politik, in : Bruschi, V. / Zeiler, M. (Hrsg) : Das 
Klima des Kapitals, Berlin, S. 155–170.

6	 Svampa, M. (2020) : Die Grenzen der Rohstoff-
ausbeutung, Bielefeld. 
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geworden, um die ökologischen Belastungen 
und Auswirkungen in den aufeinander folgen-
den und miteinander verbundenen Phasen ei-
nes Produktsystems zu bewerten, von der Roh-
stoffgewinnung oder der Erzeugung aus natür-
lichen Ressourcen über die Produktion und die 
Nutzung bis hin zur endgültigen Entsorgung.“   7 
Entsorgung ist irreführend. Mit dem Abfall hö-
ren die Sorgen nicht auf, denn er verschwindet 
nicht. Solche Lebenszyklusanalysen gehen nicht 
in die Klimapolitik ein.

Betrachten wir z. B. die Herstellung von 
Mikrochips, deren Produktion aufgrund der 
Digitalisierung (die als sauber gilt) enorm zu-
nimmt. Die Ausgangsressource ist vorwiegend 
Sand, der an Stränden oder Flussufern zu fin-
den ist, Wüstensand ist ungeeignet. Die Men-
ge an Sand, die zurzeit jährlich abgebaut wird 
(nicht nur für Chips, sondern vor allem für die 
Bauindustrie), kann sich jeweils erst in 100 Jah-
ren regenerieren. Es besteht daher die Gefahr, 
dass es in absehbarer Zeit nicht genügend Sand 
gibt. Das Umweltprogramm der Vereinten Na-
tionen (UNEP) hat deshalb eine Abteilung zur 
Kontrolle des Sandabbaus eingerichtet.

Durch den Sandabbau werden Flussbetten 
abgesenkt, landwirtschaftlich genutztes Land 
und Gewässer verschmutzt. Die Erosion, Ver-
salzung des Grundwassers und der Verlust des 
Schutzes vor Stürmen gefährden die Biodiver-
sität, was wiederum die Lebensgrundlage der 
ansässigen Menschen bedroht, z. B. Fischerei 
oder Tourismus. Die Arbeitenden, vor allem in 
den Ländern des Globalen Südens (der Haupt-
abbau findet in Indien statt), erkranken durch 
den Sandstaub an Silikose, einer unheilbaren 
Lungenkrankheit, die zum Tod führen kann. 
Überspringen wir die zahlreichen Transportzy-
klen des Sandes und wenden uns dem Produk-
tionsprozess des Chips zu. Das dafür benutzte 
Silizium muss einen Reinheitsgrad von 99,9 % 
aufweisen und deshalb viele Waschvorgänge 

durchlaufen. Im Jahr 2019 verbrauchten die Fa-
briken von Intel mehr als dreimal so viel Wasser 
wie die von Ford und produzierten doppelt so 
viel gefährlichen Abfall.

Auch die Nutzung des Chips beispielswei-
se für das Internet belastet die Natur. So verur-
sacht das Internet 4 % aller Treibhausgase. Die 
weltweit tägliche Versendung von Emails pro-
duziert Emissionen, mit denen 12 000-mal zum 
Mond gefahren werden könnte. Elektroschrott 
ist der weltweit am schnellsten wachsende Ab-
fall. Laut UNEP wird nur 10 % davon in den In-
dustrieländern behandelt, 90 % wird, meist ille-
gal, in den Globalen Süden exportiert.  8 Die in 
ihm enthaltenen toxischen Materialien können 
dort meist nicht adäquat behandelt werden und 
gefährden die Gesundheit und das Leben der 
damit Arbeitenden.

Jeder Herstellungsprozess beginnt mit der 
Entnahme von Ressourcen aus der Natur, de-
ren jeweiliges Lebenssystem dadurch verändert 
wird. Daher ist jeder Produktionsprozess global 
und beruht darauf, dass Naturressourcen ent-
nommen und zu verschiedenen Produktions-
stätten transportiert werden, bis sie als Roh-
produkt in einer lokalen Fabrik oder als fertiges 
Produkt an einem lokalen Arbeitsplatz oder bei 
einem Endverbraucher landen. Eine Kinderta-
gesstätte scheint z. B. auf den ersten Blick rein 
lokal zu sein. Die Antwort auf die Frage, woher 
die dort benutzten Gegenstände und Maschi-
nen (z. B. Spielzeug, Computer, Kaffeemaschi-
ne) stammen, erfordert jedoch eine gedankliche 
Reise um die Welt.

Sozialwissenschaftliche Lebenszyklusanaly-
sen beziehen neben den Naturtransformationen 
Fragen der Gerechtigkeit, des kulturellen Kon-
texts, der Arbeitsbedingungen und der politi-
schen Machtverhältnisse mit ein. Am Beispiel 
von grünem Wasserstoff werfen Simon et al.  9 ei-
nen ernüchternden Blick auf Strategien, die Kli-
makrise allein durch technologische Innovation 

lösen wollen. Sie zeigen, wie die Energiewende 
koloniale Herrschaftsverhältnisse reproduziert 
und Länder des Globalen Südens in neue Ab-
hängigkeiten bringt.

Um also zu beurteilen, ob ein Produkt öko-
logisch und sozial sinnvoll ist, muss daher sein 
gesamter Lebenszyklus untersucht werden. 
Dann zeigt sich, ob und in welchem Ausmaß 
Schritte im Lebenszyklus das jeweilige sozial-
ökologische Gleichgewicht (zer)stören, d. h. ob 
und inwieweit ein Schritt im Lebenszyklus eines 
Produktes einen Schritt im Zerstörungszyklus 
der Natur bewirkt.

Das Business and Human Rights Resource 
Centre listet die Klagen auf, die Bewohner*in-
nen, meist Indigene, entlang der Wertschöp-
fungsketten von Solarzellen und Windkraft-
anlagen wegen der Verletzung von Menschen-
rechten und der Naturzerstörung eingereicht 
haben.  10 Bergbau, Abholzung und industria-
lisierte Landwirtschaft zerstören ihre Lebens-
grundlagen und damit auch ihr Wissen, wie 
Land, Wasser und Wälder regenerativ genutzt 
werden können. Unter anderem das Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung (PIK) fordert 
dazu auf, von diesem Wissen zu lernen.

Obgleich bekannt ist, dass die Artenvielfalt 
abnimmt, die Böden durch Landnutzung un-
fruchtbar werden, die Meere sich erhitzen und 
das Grundwasser knapp wird, lohnt es sich, das 
Ausmaß dieser Zerstörungen mit ein paar Zah-
len zu verdeutlichen.

Das Leben selbst ist in der Krise

Das Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-
schung (PIK) veröffentlichte im September 
2024 einen Bericht zur Gesundheit der Erde, in 
dem ein Diagramm den Zustand der lebensnot-
wendigen Erdsysteme veranschaulicht.  11 Sechs 
von neun planetaren Grenzen sind bereits 
überschritten. Im Diagramm sind die Risiko-

7	D e Camillis, C. / McAllister, T. (2024) : Agrifood 
Systems Transformation for Climate Action and 
Environmental Improvements, with Co-benefits 
for Food Security and Nutrition, in : International 
Journal of Life Cycle Assessment 29, S. 2165–
2168, DOI : 10.1007/s11367-024-02365-z ; Übers. 
d. Autor*innen.

8	 Bodamer, D. (2015) : UN Report : 90 % of Global 
E-Waste Illegally Traded or Dumped, https://
www.waste360.com/e-waste/un-report-90-of-
global-e-waste-illegally-traded-or-dumped  (letz-
ter Zugriff : 30. 12. 2024) ; Abalansa, S. / El Mah-
rad, B. / Icely, J. / Newton, A. (2021) : Electronic 

Waste, an Environmental Problem Exported to 
Developing Countries : The GOOD, the BAD and 
the UGLY, in : Sustainability 13 ​(9), DOI : 10.3390/
su13095302 (letzter Zugriff : 30. 12. 2024).

9	 Simon, J. / Tittor, A. / Kalt, T. (2024) : Postfossile 
Transformation ? Umkämpfte Dekarbonisierung, 
fossile Kontinuitäten und fortgesetzter Extrak-
tivismus in der globalen Wasserstoffökonomie, 
in : Prokla 54 (216), S. 371–390.

10	 Business and Human Rights Resource Centre 
(2024) : Unjust Transition on Trial : Communities 
and Workers Litigate to Shape Corporate Prac-

tice, https://www.business-humanrights.org/
en/from-us/briefings/unjust-transition-on-trial-
communities-and-workers-litigate-to-shape-
corporate-practice  (letzter Zugriff : 15. 1. 2025).

11	 Vgl. Caesar, L. / Sakschewski, B. / Andersen, 
L. S. / Beringer, T. / Braun, J. / Dennis, D. et al. 
(2024) : Planetary Health Check Report 2024, 
Potsdam, https://www.planetaryhealthcheck.
org/storyblok-cdn/f/301438/x/a4efc3f6d5/
planetaryhealthcheck2024_report.pdf ​ (letzter 
Zugriff : 01. 11. 2024). 
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zonen ausgewiesen. Risiko bedeutet, dass Kipp-
punkte erreicht werden, an denen Zerstörung 
irreversibel wird.

Für die vier Systeme, die sich bereits in der 
Hochrisikozone befi nden, nennen wir im Fol-
genden einige Fakten. Hinsichtlich der Klima-
krise kommen Berechnungen auf der Basis der 
bisherigen weltweiten Klimapolitik (Novem-
ber 2024) zu dem Ergebnis, dass die globalen 
Temperaturen im Jahr 2100 zwischen 2,7 und 
3,4 Grad über dem vorindustriellen Niveau lie-
gen werden, d. h. weit über den im Pariser Ab-
kommen angestrebten 1,5 Grad.  12 Der Verlust 
an Biodiversität hat enorme Ausmaße ange-
nommen. Menschen machen 0,01 % allen Le-
bens auf der Erde aus, haben aber 83 % der wild-
lebenden Säugetiere, 80 % der Meeressäuger, 
50 % der Pfl anzen und 15 % der Fische vernich-
tet. Wenn der Verlust an biologischer Vielfalt so 
weitergeht wie bisher, werden zwischen 1900 
und 2050 etwa 1058 Wirbeltierarten ausgestor-
ben sein.  13 Die intensive Landnutzung hat die 
Produktivität von 23 % der Ackerfl ächen verrin-
gert, 33 % werden für den Anbau von Futtermit-
teln genutzt. Jährliche Ernteerträge im Wert von 
235 bis 577 Mrd. us$ sind durch den Verlust von 
Bestäubern gefährdet.  14 In den letzten 40 Jah-
ren wurden über 1 Mrd. Hektar Regenwald ge-
rodet. Ginge dies so weiter, gäbe es in 75 Jah-
ren keine Regenwälder mehr.  15  Die Ozeane
sind durch Überfi schung, Aquakulturen, küs-
tennahe Infrastrukturen, Plastikmüll und vor 
allem durch den Temperaturanstieg bedroht. 
Das Grundwasser ist in einigen Gebieten durch 
landwirtschaft liche, industrielle und städtische 
Übernutzung verschmutzt. Es wird geschätzt, 
dass 15 %–25 % der Grundwasservorkommen 
bereits erschöpft  sind.  16

Diese Zerstörungszyklen der natürlichen 
Lebensbedingungen sind das Resultat eines 
kapitalistischen Produktionssystems, das auf 
dem Profi tprinzip basiert und sich daher am 
quantitativen Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts und nicht an der Qualität der Produkte 
und ihrem gesellschaft lichen Gebrauchswert 

orientiert. Marx formulierte : „Die kapitalisti-
sche Produktion entwickelt daher nur die Tech-
nik und Kombination des gesellschaft lichen 
Produktionsprozesses, indem sie zugleich die 

Springquellen alles Reichtums untergräbt : die 
Erde und den Arbeiter.“   17 Das Arbeit-Natur-
Verhältnis muss also im Kontext der jeweiligen 
gesellschaft lichen Produktionsweise begriff en 

ABBILDUNG 1

Darstellung der planetaren Grenzen 
durch das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, 2024

Quelle : Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (2024), lizenz CC-BY 2.0, 
https://www.pik-potsdam.de/de/produkte/infothek/planetare-grenzen/
current_german_with_legend_highres.png ; farblich überarbeitete Version
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 12 Climate action tracker (2024) : Climate action 
tracker : 2024 Warming Projection Update, 
https://climateactiontracker.org/global/cat-
thermometer (letzter zugriff  : 30. 12. 2024). 

 13 Costello, a. / abbas, M. / allen, a. / Ball, S. /
Bell, S. / Bellamy, r. et al. (2009) : Managing the 
Health Eff ects of Climate Change, in : the lan-
cet 373 (9676), S. 1693–1733.

 14 IPBES (Intergovernmental Science-Policy Plat-
form on Biodiversity and Ecosystem Services) 
(2019) : Global assessment report on Biodiversi-
ty and Ecosystem Services, Bonn, doI : 10.5281/
zENodo.3831673. 

 15 the World Counts (2024) : Hectares of For-
ests Cut down or Burned, https://www.
theworldcounts.com/challenges/planet-earth/
forests-and-deserts/rate-of-deforestation  (letz-
ter zugriff  : 01. 11. 2024). 

 16 UNESCo (United Nations Educational, Scientif-
ic and Cultural organization) (2022) : Groundwa-
ter : Making the Invisible Visible, Paris, https://
unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000380721  
(letzter zugriff  : 15. 02. 2025). 

 17 Marx, K. (1969 [1863 / 1890]) : das Kapital, Bd. 1, 
in : ders. / Engels, F.: Werke, Bd. 23, Berlin /  ddr, 
S. 529 f.
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werden, die es bestimmt und von der es be-
stimmt wird.

Die objektiven Verbindungen 
unter den Arbeitenden  
in aktive Verbundenheit verwandeln

Die globale Verflechtung der Produktionspro-
zesse und die damit einhergehende wechsel-
seitige Abhängigkeit der Arbeitenden erfordert 
eine neue Form globaler Solidarität für eine 
sozial und ökologisch gerechte Weltwirtschaft, 
die alle Arbeitenden einbezieht. Wenn Indige-
ne und Industriearbeitende nur für ihre jeweils 
eigenen Interessen kämpfen, stehen sie sich oft 
feindlich gegenüber. Ein Beispiel sind die zu-
nächst gegensätzlichen Interessen von Indige-
nen, deren bisherige Lebensgrundlagen durch 
Lithiumminen zerstört werden, und Industrie-
arbeitern, die Lithiumbatterien herstellen. An-
gesichts der Krise des Lebens und der Macht 
des Kapitals ist eine für Menschen und nicht-
menschliche Natur gerechte Transformation je-
doch nur möglich, wenn alle Arbeitenden ihre 
Kräfte bündeln.

Da jeder Arbeitsplatz letztlich global ist, 
sind die Arbeitenden entlang der Wertschöp-
fungsketten aufeinander angewiesen, jedoch 
in einer entfremdeten, nicht selbstbestimmten 
Weise. Eine Möglichkeit, diese entfremdete Ver-
bindung in eine selbstorganisierte Verbunden-
heit umzuwandeln, wäre die Einbeziehung der 
Arbeitenden auf Betriebsebene in die Analyse 
des globalen ökologischen Fußabdrucks ihres 
Arbeitsplatzes unter Einbeziehung der Wert-
schöpfungskette.

Unser Projekt „Arbeitende als Akteure ei-
ner gerechten sozialen und ökologischen Trans-
formation“ hat in Kursen mit 80 Gewerkschaf-
ter*innen in Spanien und Großbritannien sol-
che Analysen begonnen. Es war schwierig, In-
formationen über die Arbeitenden und die 
ökologischen Auswirkungen der Arbeitspro-
zesse entlang der Wertschöpfungsketten zu be-
kommen, z. B. zu erfahren, wer die Maschinen 
hergestellt hat, mit denen die Arbeitenden des 
Kurses arbeiteten, wer ihre Rohstoffe extrahier-
te usw. Die Arbeiter*innen kannten die ökolo-
gischen Auswirkungen ihres lokalen Produk-
tionsprozesses und kritisierten, dass sie weder 
von der Betriebsleitung noch von ihren Ge-
werkschaften in die Entwicklung ökologischer 
Transformationsperspektiven für ihre Betriebe 
einbezogen wurden. Auch Gewerkschafter*in-
nen aus der Luftfahrtindustrie im Vereinig-
ten Königreich äußerten diese Kritik. In einem 

Antrag an ihre Gewerkschaft UNISON schrei-
ben sie :

„Ein offener und demokratischer Prozess, der 
[…] die Perspektiven der Arbeitenden berück-
sichtigt, um positive Maßnahmen zu ergreifen, 
führt mit größter Wahrscheinlichkeit zum Er-
folg. Die Rolle der Gewerkschaften sollte dar-
in bestehen, […] ein Projekt von ‚Arbeiterver-
sammlungen‘ aufzubauen, um unabhängige, von 
den Arbeitenden entwickelte Visionen für eine 
nachhaltige Zukunft in jedem Industriesektor zu 
entwickeln.“  18

Die schottischen Ölarbeiter, die zu 85 % lieber 
anderswo arbeiten würden, schreiben :

„Das Instrument der Sozialpartnerschaft in just-
transition-Kommissionen hat die Transformati-
onsprozesse beim Ausstieg aus der Kohleförde-
rung in Ländern wie Deutschland und Spanien 
bestimmt. […] Aber es gab keinen Mechanis-
mus, der es den Betriebsbelegschaften ermöglicht 
hätte, am Planungsprozess teilzunehmen.  19

Die Einbeziehung der Arbeitenden ist wichtig, 
weil sie Kenntnisse haben, die nur im täglichen 
Arbeitsprozess erworben werden können. Sie 
ist auch ein Gebot der Demokratisierung der 
Produktion, die die Bereitschaft der Arbeiten-
den zur Transformation fördern kann. Die Mit-
bestimmung der Betriebsbelegschaften darüber, 
was, wie und wie viel produziert wird, setzt zu-
dem der unternehmerischen Willkür notwen-
dige Grenzen. Lokale Demokratisierung und 
globale Solidarität sind zwei Dimensionen ei-
nes Prozesses, in dem Arbeitende aus Opfern zu 
Akteuren einer sozialökologischen Transforma-
tion werden können.

Schlussfolgerung

Aus der Frage nach dem Arbeit-Natur-Ver-
hältnis unter den Bedingungen kapitalistischer 
Produktionsweise ergeben sich vier Kriterien 
für eine wirksame sozialökologische Gewerk-
schaftspolitik.

Sie untersucht erstens den jeweiligen sozial-
ökologischen Lebenszyklus eines Produkts. Sie 

entwickelt zweitens globale sozialökologische 
Perspektiven und bezieht dabei drittens die Ar-
beitenden auf Betriebsebene mit ein, um deren 
Abhängigkeit von Arbeitenden weltweit zum 
Ausgangspunkt solidarischer Verbundenheit 
zu machen. Das bedeutet viertens, dass sozio-
ökologische Gewerkschaftspolitik über eine auf 
Profit und abstraktem Wachstum basierende 
Produktionsweise hinausgeht. ■
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18	 Safe Landing (o. J.) : Workers’ Assemblies, 
http://safe-landing.org/assembly ​ (letzter Zugriff : 
01. 11. 2024) ; Übers. d. Autor*innen.
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Abschieben und anwerben
Gewerkschaftliche Handlungsmöglichkeiten  
in der aktuellen migrationspolitischen Debatte

NEVA LÖW

Abschieben  
und gleichzeitig anwerben

In Deutschland herrscht Fachkräftemangel. 
Den Angaben der Bundesagentur für Arbeit 
zufolge fehlen in 200 von 1200 Berufen Fach-
kräfte.  1 Im Jahr 2023 verabschiedete der Deut-
sche Bundestag ein neues Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz  2, um dem Fachkräftemangel durch 
gezielte Zuwanderung zu begegnen. Seitdem 
waren die Außenministerin der Ampelkoali-
tion Annalena Baerbock und Arbeitsminister 
Hubertus Heil in Ländern des Globalen Südens 
unterwegs, um für die Einwanderung von Ar-
beitskräften zu werben.  3

Gleichzeitig findet eine andere, repressive 
migrationspolitische Auseinandersetzung statt. 
So eskalierte der polnische Präsident Donald 
Tusk 2024 die europäische asylpolitische De-
batte mit dem Vorschlag, den Schusswaffenge-
brauch bei unautorisierten Grenzübertritten 
zu erlauben. Auf europäischer Ebene wurde im 
selben Jahr eine restriktivere Asylpolitik verab-
schiedet, die nach Auffassung kritischer Migra-
tionsforscher*innen eine Zäsur in der europäi-
schen Asylpolitik darstellt. Auch in Deutsch-
land sorgte ein radikalisierter Migrationsdis-
kurs im Wahlkampf Anfang 2025 für Aufsehen. 
Vor der Wahl verabschiedeten CDU, CSU und 

FDP erstmals mit Stimmen der AfD einen Mi-
grationsantrag, der unter anderem Zurückwei-
sungen an deutschen Grenzen und verstärkte 
Abschiebungen vorsah. Dass die Konservativen 
die Stimmen der AfD nutzten, sorgte für umfas-
sende Kritik. Auch im Sondierungspapier der 
angehenden großen Koalition sind weitgehende 
Verschärfungen im Bereich Flucht und Migra-
tion vorgesehen.

Seit dem „Sommer der Migration“ 2015  4 und 
der damit sichtbar gewordenen Krise des Mig-
rationsregimes versuchen die EU-Mitgliedstaa-
ten, durch Asylrechtsreformen die vermeint-
liche „Kontrolle“ über Migrationsbewegungen 
nach Europa zu erlangen.

Damit sind zwei gleichzeitig stattfindende 
migrationspolitische Prozesse klar erkennbar : 
Anwerbeoffensiven und eine immer restriktive-
re Asylpolitik. Was auf den ersten Blick als zu-
tiefst widersprüchlich erscheint, ist Ausdruck 
eines verwertungsorientierten Migrationsre-
gimes, das den wirtschaftlichen Nutzen von Mi-
grant*innen ins Zentrum stellt.  5

Der rhetorische Rückgriff auf den „Sommer 
der Migration“ ist dabei alles andere als zufäl-
lig. Denn 2015 entzündete sich ein Konflikt um 
Migrations- und Asylpolitiken, der bis heute an-
hält. Daher lohnt es sich, einen genaueren Blick 
auf die politischen Dynamiken des Jahres 2015 

und darauf zu werfen, wie diese die Gewerk-
schaften geprägt haben. Denn es gelang Ge-
werkschaften während der Willkommensbewe-
gungen, solidarische Strategien  6 zu erproben 
und umzusetzen. Dazu gehören die Erfahrun-
gen in der Bündnisarbeit mit anderen zivilge-
sellschaftlichen Akteur*innen, mit Geflüchte-
ten und dem Asylsystem, die die einzelnen Ge-
werkschafter*innen nachhaltig prägten. Dieser 
Erfahrungsschatz ist ein wesentlicher Wegwei-
ser für eine längerfristige Verstet igung und den 
Ausbau solidarischer Strategien gegen die Ge-
fahr einer „autoritären Stabilisierung“, wie sie 
von den Politikwissenschaftlern Ulrich Brand 
und Markus Wissen genannt wird. Denn, wie 
Bini Adamczak treffend schreibt, Solidarität ist 
kein Mittel, sondern „bereits Zweck“   7.

Gewerkschaftliche Solidarität 
im „Sommer der Migration“

Nach Angela Merkels „Wir schaffen das“-Aus-
sage im Jahr 2015 schien die gesamte deutsche 
Gesellschaft mit der Etablierung einer Willkom-
menskultur beschäftigt. Es war ein Moment, in 
dem Migration gesamtgesellschaftlich präsent 
war. Bilder von Freiwilligen, die die Ankom-
menden an den Bahnhöfen begrüßten, gingen 
um die Welt. Die deutsche Gewerkschaftsbewe-

1	 Bundesagentur für Arbeit (2023) : Fachkräfte-
mangel nimmt zu : Zahl der Engpassberufe 
steigt auf 200, Presseinfo Nr. 26, 02. 06. 2023, 
https://www.arbeitsagentur.de/presse/2023-
26-fachkraeftemangel-nimmt-zu-zahl-der-
engpassberufe-steigt-auf-200  (letzter Zugriff : 
12. 08. 2024).

2	 Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfte-
einwanderung, veröffentlicht im Bundesgesetz-
blatt 2023 I Nr. 217 vom 18. 08. 2023

3	 Vgl. dazu Der Spiegel (2024) : Annalena Baer-
bock und Hubertus Heil werben in Brasilien um 
Pflegekräfte, https://www.spiegel.de/wirtschaft/

annalena-baerbock-und-hubertus-heil-werben-
in-brasilien-um-pflegekraefte-a-7b81aae3-
3588-424b-815d-553dbb1a3e7a  (letzter Zugriff : 
12. 08. 2024).

4	Z um Begriff „Sommer der Migration“ vgl. Ka-
parek, B. / Speer, M. (2015) : Of Hope. Ungarn 
und der lange Sommer der Migration, https://
bordermonitoring.eu/ungarn/2015/09/of-hope ​
(letzter Zugriff : 12. 08. 2024).

5	 Siehe auch den Beitrag von Diekmann und 
Pichl zu Arbeitsmigration als strategische He-
rausforderung für Gewerkschaften in diesem 
Heft.

6	 Brand und Wissen sprechen im Rahmen von 
progressiven Kämpfen um die sozial-ökologi-
sche Transformation von der Etablierung soli-
darischer Strategien. Auch in diesem Kontext 
greift dieser Begriff, denn er umfasst die Bünd-
nisebene (solidarische Bündnisse) und die Be-
ziehungsebene (solidarische Beziehungen). Vgl. 
dazu Brand, U. / Wissen, M. (2024) : Kapitalis-
mus am Limit. Öko-imperiale Spannungen, um-
kämpfte Krisenpolitik und solidarische Perspek-
tiven, München.

7	A damczak, B. (2017) : Beziehungsweise Revo-
lution : 1917, 1968 und die kommende, Berlin, 
S. 260.
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gung begriff sich als integraler Bestandteil der 
Solidaritätsbewegungen.  8 In einer Mitteilung 
des DGB-Vorstands von 2015 hieß es dement-
sprechend : „Unter den freiwilligen Helfern be-
finden sich auch zahlreiche Gewerkschafter. 
Wir freuen uns darüber – wir unterstützen die-
ses Engagement und rufen zu weiteren Aktivi-
täten auf – ob für Flüchtlinge oder gegen dump-
fen Rassismus.“   9 Gewerkschaftsmitglieder und 
Aktivist*innen verschiedener Gewerkschaften 
beteiligten sich an lokalen Initiativen, engagier-
ten sich in den bestehenden Solidaritätsnetz-
werken rund um Flüchtlingsunterkünfte und 
setzten sich für die Rechte der Neuangekomme-
nen ein. Die DGB-Gewerkschaften unterstütz-
ten aktiv Solidaritätsaktionen und ermutigten 
ihre Beschäftigten und Mitglieder, sich an Ini-
tiativen zur Unterstützung von Geflüchteten zu 
beteiligen. Hier wurden nachhaltige Netzwerke 
und Bündnisse aufgebaut.

Ein solches Bündnis kam bei den Mobili-
sierungen gegen ein restriktives bayrisches In-
tegrationsgesetz 2016 zum Tragen. Gewerkscha-
fen, Vereine, NGOs und Refugee-Aktivist*in-
nen protestierten gemeinsam, auch wenn sie 
das Gesetz letztendlich nicht verhindern konn-
ten. Auf betrieblicher Ebene führte dies zu einer 
Willkommenskultur  10, bei der Betriebsräte eine 
zentrale Rolle spielten.  11 Die „Offenheit“, mit 
der Geflüchtete in den Betrieben aufgenom-
men wurden, veranlasste Wissenschaftler*in-
nen zu der optimistischen Schlussfolgerung, 
dass die Integration der heutigen Geflüchteten 
erfolgreicher sein werde als die früherer Gene-
rationen.  12 „Die betriebliche Sozialintegration 
von Geflüchteten [verlief] in der Regel relativ 
konfliktarm“.  13 So habe die Präsenz von Ge-

flüchteten in Betrieben zu „neuen Formen der 
Solidarität aufseiten der etablierten Beschäftig-
ten“  14 geführt. Das zeigt sich ganz deutlich an 
den regelmäßigen Protesten von Belegschaf-
ten und Betriebsräten gegen die Abschiebung 
von Kolleg*innen. „Keine Klinik ohne Anwar !“ 
skandierten beispielsweise Beschäftigte am 25. 
September 2017 während eines Streiks im Kli-
nikum Augsburg, um gegen die drohende Ab-
schiebung ihres Kollegen aufzutreten.  15 Solche 
Mobilisierungen gab und gibt es immer wieder.

Innerhalb der Gewerkschaften wurde dar-
über diskutiert, wie diese Erfahrungen der So-
lidarität zu verstetigen sind. Romin Khan, zu-
ständig für den Bereich Migrationspolitik bei 
ver.di, forderte, dass die Gewerkschaften bei der 
Migrationspolitik stärker als gestaltende und 
politisch wahrnehmbare Akteure auf‌treten soll-
ten. Dafür müssten vor allem die eigenen mi-
grantischen Mitglieder mobilisiert und gestärkt 
werden. Dazu gehört, Menschen mit Rassis-
muserfahrung in Spitzenfunktionen zu heben. 
Khan argumentierte überzeugend : „Damit aus 
Flüchtlingen Kollegen und Kolleginnen werden, 
braucht es strategische und ressourcengestützte 
Projekte, mehrsprachige Angebote und die Bün-
delung von Erfahrungen. […] Hier gilt es anzu-
knüpfen und die Voraussetzungen für die Ein-
wanderungsgewerkschaft ver.di zu schaffen.“  16

Die Debatte darüber, wie antirassistische 
und gewerkschaftliche Arbeit im Sinne der Ge-
flüchteten gestaltet werden kann, war noch lan-
ge nicht abgeschlossen. Denn auf den „Sommer 
der Migration“ 2015 und die Willkommensbe-
wegung folgte ein „kühler Herbst der Reakti-
on“  17 und damit ein Wandel in der öffentlichen 
Meinung und der medialen Berichterstattung 

über Geflüchtete. Dies ging einher mit einem 
Anstieg rassistischer Gewalt.  18

Bis heute nutzen rechtspopulistische Kräf-
te migrationsfeindliche Bilder zur Mobilisie-
rung. Bei der Bundestagswahl 2025 wurde die 
AfD zweitstärkste Kraft, und Zuwanderung war 
das Hauptmotiv, für die AfD zu stimmen. Auch 
bei vorangegangenen Wahlen war dies der Fall. 
Bei der Europawahl 2024 beispielsweise war, in 
ähnlicher Weise, Migration das Hauptthema für 
AfD-Wähler*innen. Die AfD war bei der Eu-
ropawahl auch bei Gewerkschaftsmitgliedern 
zweitstärkste Kraft und lag vor der SPD.

Was können Gewerkschaften aus 2015 für 
die heutige politische Situation mitnehmen ? 
Wie können sie aus dem Fachkräftemangel 
Stärke ziehen und gleichzeitig solidarische Stra-
tegien stärken, ausweiten und verstetigen ?

Solidarische Strategien ausbauen

Die Gewerkschaften beschäftigen sich schon 
längst mit diesen Fragen : Das Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Institut der Hans-Böck-
ler-Stiftung beispielsweise veranstaltete im 
Herbst 2023 eine Tagung zum Fachkräfteman-
gel. Dort wurde diskutiert, was der Fachkräfte-
mangel für die Gewerkschaften bedeutet. Bei ei-
ner Tagung von DGB und Friedrich-Ebert-Stif-
tung zur Einwanderungsgesellschaft im Febru-
ar 2024 betonte die DGB-Vorsitzende Yasmin 
Fahimi, Deutschland sei eine Einwanderungs-
gesellschaft und Solidarität in der Arbeitswelt 
ein wichtiger Beitrag zur „dringend benötigten 
Willkommenskultur“.  19

Diese Aussage ist für solidarische migrati-
onspolitische Strategien anschlussfähig, die im 

8	 Für eine ausführliche Analyse der Gewerkschaf-
ten im „Sommer der Migration“ vgl. Löw, N. 
(2023) : Solidarität und ihre Widersprüche. Ge-
werkschaften im Sommer der Migration, Biele-
feld.

9	 DGB (2015) : „Presseaussendung DGB-Bun-
desvorstand : Willkommenskultur braucht 
Unterstützung der Politik“, auf dgb.de vom 
06. 10. 2015.

10	 Vgl. dazu Müller, A. / Schmidt, W. (2016) : 
Fluchtmigration und Arbeitswelt. Maßnah-
men zur Integration von Flüchtlingen in großen 
Unternehmen. Hans-Böckler-Stiftung : Study 
Nr. 339, Düsseldorf, https://www.boeckler.de/
fpdf/HBS-006470/p_study_hbs_339.pdf

11	 Vgl. dazu Schmidt, W. (2020) : Geflüchtete im 
Betrieb. Integration und Arbeitsbeziehungen 

zwischen Ressentiment und Kollegialität, Biele-
feld, S. 10 ff.

12	 Vgl. ebd., S. 11 ff.

13	 Vgl. dazu Huke, N. / Schmidt, W. (2019) : Zwi-
schen solidarischem Universalismus und ras-
sistischer Ausgrenzung, in : Prokla 49 (195), 
S. 259–276, hier S. 260.

14	 Ebd., S. 274.

15	 Ver.di (2017) : Keine Klinik ohne Anwar !, 
https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.
de/++co++247d2d52-a2d5-11e7-9dcc-
525400940f89, 26. 09. 2017 (letzter Zugriff : 
12. 08. 2024).

16	 Khan, R. (2016) : Von der Willkommenskultur 
zur Einwanderungsgewerkschaft : Das Beispiel 

ver.di, in : Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung 
(105), S. 87–94, hier S. 93 f.

17	 Schwiertz, H. / Ratfisch, P. (2015) : Antimigranti-
sche Politik und der Sommer der Migration. 
Rosa-Luxemburg-Stiftung : Analysen Nr. 25, 
Berlin, S. 19, https://www.rosalux.de/fileadmin/
rls_uploads/pdfs/Analysen/Analysen25_
Antimigrantische_Politik.pdf ​ (letzter Zugriff : 
12. 08. 2024).

18	 Benček, D. / Strasheim, J. (2016) : Refugees 
Welcome ? A Dataset on Antirefugee Violence 
in Germany, in : Research and Politics 3 ​(4), S. 
1−11.

19	 https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.
de/ueber-uns/nachrichten/++co++fc09a064-
f10e-11ee-8c18-bf6815315c3b ​ (letzter Zugriff : 
12. 08. 2024).
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gewerkschaftlichen Erfahrungswissen und in 
der konkreten gewerkschaftlichen Praxis schon 
vorhanden sind. Nun gilt es, solche Strategien 
aufzurufen und möglichst sichtbar zu machen.

Es gibt erste Arbeiten, die diskutieren, ob der 
Fachkräftemangel das Kräfteverhältnis zuguns-
ten der Gewerkschaften verschiebt. Erste Ergeb-
nisse deuten darauf hin, dass es nicht automa-
tisch zu einer günstigen Verschiebung für Ge-
werkschaften kommt. Um ihre gesellschaftliche 
Macht auszubauen, müssen die Gewerkschaf-
ten selbst aktiv werden und vor allem Bündnis-
se mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
eingehen.  20 Eine solidarische migrationspoliti-
sche Strategie impliziert auch, Migration nicht 
auf einen Faktor ökonomischer Kosten-Nutzen-

Erwägungen zu reduzieren. Wie solche Bünd-
nisse gelingen können, haben die enormen So-
lidaritätsanstrengungen der Willkommensbe-
wegungen 2015 gezeigt, und sie zeigen sich bis 
heute in migrationspolitischen gewerkschaftli-
chen Mobilisierungen. Aus Bündniserfahrun-
gen entstehen solidarische Positionen, die einen 
rechtebasierten migrationspolitischen Ansatz 
verfolgen, der auf gute Beschäftigungsverhält-
nisse und gesellschaftliche Teilhabe abzielt und 
mit einer klaren Absage an die Reduzierung 
der Debatte auf utilitaristische Nutzenerwä-
gungen verbunden ist. Im April 2024 gelang es 
erneut, die Abschiebung eines ver.di-Gewerk-
schaftskollegen zu verhindern. Ver.di schreibt 
dazu : „Durch den Einsatz von ver.di, den Be-

teiligten der RUNTIME Packaging GmbH, dem 
Bayerischen Flüchtlingsrat und tausenden so-
lidarischen Kolleg*innen, konnte die Abschie-
bung unseres Gewerkschaftskollegen Odomero 
Godstime Otegu verhindert werden.“  21 An die-
se Erfahrungen aktiv anzuschließen, würde 
vielfältige Möglichkeiten bieten, auch in der ak-
tuellen politischen Situation solidarische Stra-
tegien in ihren verschiedenen Dimensionen zu 
entwickeln und zu verstetigen. Genau das ist 
notwendig, um die Stabilisierung der „autoritä-
ren Rechten“ zu verhindern. ■
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20	 Vgl. dazu : Behrens, M. / Schulten, T. (2023) : 
Stärkt der Fachkräftemangel die Macht der 
Gewerkschaften ? WSI-Herbstforum 2023 
(Foliensammlung), https://www.boeckler.de/
data/downloads/OEA/ Veranstaltungen/2023/​
v_2023_11_16_schulten_behrens.pdf ​ (letzter Zu-
griff : 12. 08. 2024).

21	 Ver.di Bezirk Niederbayern (2024) : Migrations-
politik Bayern. Abschiebung von Odomero 
Godtime Otegu verhindert, Niederbayern 
Ver.di, 15. 04. 2024, https://niederbayern.verdi.
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Einwanderungsgewerkschaften ?
Arbeitsmigration als strategische Herausforderung 
für Gewerkschaften

MARIE DIEKMANN, MAXIMILIAN PICHL

Nach den ostdeutschen Landtagswahlen 2024 
bezogen DGB-Gewerkschaften wieder klar 
Position gegen Rassismus. Die IG Metall sei 
eine Einwanderungsgewerkschaft, so ihre Vor-
sitzende Christiane Benner, und setze sich für 
eine humanitäre Flüchtlingspolitik ein. Ähnlich 
positionierte sich auch ver.di. Dies ist in Zei-
ten einer extrem rechten Formierung, die vor 
den Gewerkschaften nicht Halt macht, wich-
tig. Neben der öffentlichen Positionierung im 
radikalisierten Migrationsdiskurs müssen die 
Gewerkschaften sich auch der Aufgabe stellen, 
migrantische Arbeiter*innen in teils hochpre-
kärer Lage in die gewerkschaftliche Arbeit zu 
integrieren. Welche strategischen Herausforde-
rungen ergeben sich in Bezug auf die (Arbeits-)
Migration für Gewerkschaften ?

Selektive Migrationspolitik

Nach einer Phase restriktiver Arbeitsmigra-
tionspolitik aufgrund des Anwerbestopps be-
gann in den 2000er Jahren eine Phase der Libe-
ralisierung und Anwerbepolitik, die 2019 in das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FES) münde-
te. Die Bundesregierung hat im Jahr 2023 das 
FES geändert, um u. a. mit einem Punktesys-
tem neue Wege für Arbeitsmigrant*innen zu 
eröffnen. Teil der Fachkräftestrategie ist zudem 
die Westbalkanregelung (§ 26 Abs. 2 Beschäfti-
gungsverordnung), die auf die Anwerbung von 
Migrant*innen ohne (anerkannte) Qualifikati-
on zielt. Grund hierfür ist v. a. der Fachkräfte-
mangel, der in vielen Branchen hoch beziffert 
wird. Laut Koalitionsvertrag der (mittlerweile 
gescheiterten) Ampel-Regierung stellt dieser 
„eines der größten Hindernisse für Wirtschafts-
wachstum, für die Sicherung von Wohlstand 
[…] sowie für das Gelingen der Transformation 
in Deutschland“   1 dar. Teile der kapitalistischen 
Fraktionen setzen sich vor diesem Hintergrund 
gegen restriktive Migrationspolitiken und für 
eine bestimmte Öffnung des Arbeitsmarktes 
ein, haben aber gleichzeitig ein Interesse an 
prekärer Arbeit und unsicheren Aufenthalts-

bedingungen. Gewerkschaftliche Akteur*innen 
haben das neue FES begrüßt, warnen aber vor 
einer einseitigen Orientierung an den Arbeit-
geberinteressen und befürchten Lohndumping.

Im Diskurs um Fachkräftemangel und Ar-
beitsmigration werden die Ursachen häufig 
auf demografische Faktoren wie kleinere Jahr-
gangskohorten verkürzt. Dabei ist der Mangel 
auch das Ergebnis struktureller Versäumnisse – 
etwa der fehlenden Integration der zweiten und 
dritten Generation von Migrant*innen in die 
duale Ausbildung sowie der dauerhaft niedrigen 
Löhne und schlechten Arbeitsbedingungen in 
vielen Berufen. Besonders im Pflegesektor zeigt 
sich eine tiefgreifende Krise der Reproduktions-
arbeit, die sich nicht allein durch fehlende Ar-
beitskräfte erklären lässt.  2 Um dieser Entwick-
lung entgegenzuwirken, müssen sowohl die Ar-
beitsbedingungen verbessert als auch spezifisch 
migrantische Interessen am Recht auf gleiche 
Arbeitsbedingungen berücksichtigt werden.

Die Migrationspolitik bewegt sich in einem 
Spannungsverhältnis von Abschottung gegen 
Migrant*innen und gleichzeitig gezielter An-
werbung migrantischer Arbeitskräfte. Nach 
dem islamistischen Anschlag von Solingen im 
August 2024 hat die seinerzeitige Bundesre-
gierung mit dem „Sicherheitspaket“ das Asyl-
recht weiter verschärft. Begleitet war das Ge-
setzgebungsvorhaben von einer öffentlichen 
Debatte, in der Migrant*innen als „Sicherheits-
risiko“ dargestellt wurden. Der Wirtschaftswis-
senschaftler Marcel Fratzscher bezeichnet den 

„Dammbruch“ in den öffentlichen Debatten 
und die Migrationspolitik der Ampel als „gro-
ßen Fehler“, der potenziell auch Fachkräfte von 
einem Zuzug abschrecken kann.  3 Aus gewerk-
schaftlicher Perspektive ist der diskursive und 
politische Fokus auf Migration mit zunehmend 
rassistischer Färbung problematisch : Die Trans-
formation der sozialen Frage in eine nationale 
Frage lenkt den Blick weg von den strukturel-
len Ursachen sozialer Ungleichheit und erzeugt 
stattdessen einen vermeintlichen Konflikt zwi-
schen „uns“ und „den Anderen“. Dadurch wird 
die Bildung solidarischer Beziehungen inner-
halb der Arbeiter*innenschaft erschwert – und 
neue Formen der Segregation etablieren sich.

Auch Gewerkschaften waren in der Ver-
gangenheit nicht davor gefeit, bei solchen Kon-
flikten „‚legale‘ gegen ‚illegale‘ Arbeiter zu mo-
bilisieren“.  4 Gewerkschaften unterstützen den 
1972 / ​73 verhängten Anwerbestopp für soge-
nannte „Gastarbeiter“. Lange Zeit gab es wenig 
gewerkschaftliche Solidarität für migrantische 
Arbeiter*innen, die sich  – etwa bei den „wil-
den Streiks“ bei Ford oder Pierburg – organi-
sierten und teils von Kriminalisierung und Ab-
schiebungen betroffen waren. Gleichzeitig gab 
es aber auch eine Annäherung von deutschen 
Gewerkschaften und migrantischen Arbei-
ter*innen. Die IG Metall begann bereits ab den 
1960er Jahren mit dem Aufbau einer gewerk-
schaftlichen „Ausländerarbeit“. Es wurde be-
triebsverfassungsrechtliche Gleichstellung ge-
fordert und soziale Integration als gesellschafts-

1	 SPD / Bündnis 90 / Die Grünen / FDP (2021) : Mehr 
Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerech-
tigkeit und Nachhaltigkeit, Koalitionsvertrag, 
Berlin, S. 32.

2	 Kordes, J. (2019) : Anwerbeprogramme in der 
Pflege : Migrationspolitiken als räumliche Bear-
beitungsweise der Krise sozialer Reproduktion, 
in : Prokla 49 (197), S. 551–567.

3	 Fratzscher, M. (2024) : Diese Migrations-
politik ist der größte Fehler der Ampel, in : 

ZEIT ONLINE, 20. 09. 2024, https://www.zeit.
de/wirtschaft/2024-09/migration-diskurs-
gefluechtete-asylpolitik-zuwanderung ​ (letzter 
Zugriff : 18. 01. 2025).

4	 Birke, P. (2017) : „Die Arbeiter sind total unzu-
verlässig“. Rosa-Luxemburg-Stiftung, Online-
Publikation, https://www.rosalux.de/publikation/
id/14790/die-arbeiter-sind-total-unzuverlaessig ​
(letzter Zugriff : 18. 01. 2025). 
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politisches Ziel formuliert.  5 Anfang der 1980er 
Jahre gründeten sich in der IG Metall zudem 
die ersten „Ausländerausschüsse“.

Strategische Handlungsoptionen

Gewerkschaften bieten Integrationsräume als 
Gegengenbewegung zur Radikalisierung des 
Migrationsdiskurses. Empirisch zeigt sich, dass 
Rassismus sich nicht ungebrochen in die betrieb-
liche Zusammenarbeit übersetzt. Auf der Ebene 
alltäglicher kollegialer Zusammenarbeit ist Ko-
operation möglich.  6 Dies zeigt sich nicht zu-
letzt anhand der gewerkschaftlichen Mobilisie-
rung gegen die Abschiebung von migrantischen 
Kolleg*innen.  7 Begünstigt wird diese Form der 
Solidarität durch eine Arbeitsorganisation, die 
betriebliche Privilegien und prekäre Arbeits-
bedingungen nicht ungleich auf verschiedene 
Beschäftigtengruppen verteilt  – sei es entlang 
der Dichotomie von hoch- und niedrigqualifi-
zierten Tätigkeiten oder zwischen Stammbeleg-
schaft und externen Mitarbeitenden. Die voran-
geschrittene Prekarisierung von Arbeit sowie 
migrationsbedingte Veränderungen innerhalb 
der Arbeiter*innenschaft – geprägt durch größe-
re Heterogenität der Arbeiter*innenschaft und 
die häufige Zuweisung schlecht entlohnter und 
wenig gesicherter Jobs an Migrant*innen – stel-
len den Klassenkompromiss, also die historisch 
eng mit dem fordistischen Produktionsmo-
dell verknüpfte Übereinkunft zwischen Kapital 
und Arbeit, infrage. Dieser beruhte auf natio-
nalstaatlichen Rahmenbedingungen und einer 
vergleichsweise homogenen Arbeiter*innen-
schaft. Das Verhältnis von Gewerkschaften und 
Migrant*innen hat sich gerade durch Konflikte 
um Migration und migrantische Streiks deut-
lich verändert, viele migrantische Arbeiter*in-

nen haben sich gewerkschaftlich organisiert.  8 
Die IG Metall ist heute die politische Organi-
sation in Deutschland mit dem höchsten Anteil 
an Mitgliedern mit Migrationshintergrund (ca. 
500 000 Mitglieder im Jahr 2022).  9

Dabei ist der deutsche Arbeitsmarkt durch 
starke berufliche und ethnische Segregation ge-
prägt. Menschen mit Migrationsbiografie sind 
besonders von Prekarisierung betroffen : Sie 
arbeiten häufig unterhalb ihrer Qualifikation 
oder in informellen Arbeitsverhältnissen. Für 
die Gewerkschaften stellt sich die Herausforde-
rung, diese Arbeiter*innen unter erschwerten 
Bedingungen zu organisieren. Menschen mit 
gesichertem betrieblichem Status sind eher be-
reit, Arbeitskonflikte einzugehen.  10 Zudem setzt 
die Organisation von Solidarität typischerweise 
stabile soziale Beziehungen voraus. In Umge-
bungen, in denen Arbeiter*innen isoliert oder 
ohne starke betriebliche Bindung sind, ist dies 
deutlich erschwert. Dennoch kam es in den 
letzten Jahren auch in solchen Arbeitskontexten 
zu Protesten und Streiks. Für Aufsehen sorg-
ten z. B. die Streiks von osteuropäischen und 
zentralasiatischen Lkw-Fahrer*innen an der 
Raststätte Gräfenhausen, die gegen die Vorent-
haltung ihres angemessenen Lohns aufbegehr-
ten.  11 Für die Gewerkschaften bieten solche kol-
lektiven Konflikte die Gelegenheit, sich aktiv in 
die Auseinandersetzung um Arbeitsbedingun-
gen einzubringen und gezielt auch migranti-
sche Mitglieder zu werben. Um Menschen wie 
die Fahrer*innen von Gräfenhausen, die kaum 
über finanzielle Ressourcen verfügen und in 
informellen Arbeitsverhältnissen oder schein-
selbstständig arbeiten, unterstützen zu können, 
sind pragmatische Mitgliedschaftsmodelle und 
zielgruppenspezifische Beratungsinfrastruktu-
ren von zentraler Bedeutung. Bereits existieren-

de Instrumente wie die Jahresmitgliedschaften 
für Wanderarbeiter*innen, die die IG Bau an-
bietet, ließen sich auch auf andere Berufsfelder 
mit hohem Anteil migrantischer Arbeiter*in-
nen ausweiten. Die Notwendigkeit hierfür hat 
der Streik von Gräfenhausen demonstriert, bei 
dem gewerkschaftsnahe Beratungs- und Unter-
stützungsangebote – wie das DGB-Projekt „Fai-
re Mobilität“ – einen wichtigen Anteil am Erfolg 
des Streiks hatten. „Gewerkschaften bedienen 
eben nicht automatisch nur ihre Kernklientel 
und handeln im Rahmen ihrer nationalen Inte-
ressen.“  12

Entsprechend fordern die Gewerkschaften 
auf politischer Ebene Gesetze, die sich für ar-
beitsrechtliche Standards für alle Beschäftigten 
einsetzen und die Kluft zwischen unterschied-
lichen Beschäftigtengruppen verringern. Hier-
zu gehören etwa das Tariftreuegesetz, die Um-
setzung der Europäischen Mindestlohnricht-
linie oder auch die EU-Richtlinie über Nach-
haltigkeitssorgfaltspflichten von Unternehmen 
(CSDDD).  13

Aber auch rein migrationsrechtliche The-
men, die auf den ersten Blick keinen direkten 
Bezug zu Arbeitsbedingungen haben, sind be-
deutsam. Denn wenn Migrant*innen durch re-
striktive Migrationspolitiken keinen regulären 
Zugang zum Arbeitsmarkt haben, landen sie 
häufig in informellen Arbeitsverhältnissen und 
sind anfällig für ausbeuterische Praktiken. Star-
ke Abhängigkeit vom Arbeitsplatz und irregulä-
rer Status erschweren es, sich dagegen zu weh-
ren. Selbst bei nachweisbaren Rechtsverletzun-
gen durch den Arbeitgeber gehen Betroffene 
mit prekärem Status dagegen nur selten recht-
lich vor. In Branchen wie der Bauindustrie ha-
ben sich Strukturen herausgebildet, die Arbeits-
standards systematisch unterlaufen.  14 Maßnah-

5	 IG Metall (2019) : Migrationsland D. Eine Hand-
lungshilfe für Begegnung und Dialog, Frankfurt 
a. M., S. 13.

6	 Schmidt, W. (2024) : Betrieblicher Universalis-
mus – Sozialintegration und Unterschichtung, 
in : Carstensen, A.-L. / Birke, P. / Huke, N. / Ried-
ner, L. (Hrsg.) : Geteilte Arbeitswelten. Konflikte 
um Migration und Arbeit, Weinheim, S. 288–
304.

7	 Hierauf weist Neva Löw in ihrem Beitrag in die-
sem Heft hin.

8	 Benner, C. / Ghirmazion, F. (2017) : Mitglieder 
mit Migrationshintergrund in der IG Metall – 
Gewerkschaften und Arbeitswelt als Weg-
bereiter für Integration, in : WSI-Mitteilungen 

70 ​(4), S. 296–300, https://www.wsi.de/data/
wsimit_2017_04_benner.pdf ​ (letzter Zugriff : 
18. 01. 2025).

9	 Vgl. Berliner Institut für empirische Integrations- 
und Migrationsforschung (2023) : Mitglieder mit 
Migrationshintergrund in der IG Metall. Projekt-
bericht, https://www.leuphana.de/fileadmin/
user_upload/Forschungseinrichtungen/
isko/files/IGM-Mitgliederbefragung_2022_
Abschlussbericht_Stand_14.09.2023.pdf ​ (letzter 
Zugriff : 18. 01. 2025).

10	D örre, K. / Goes, T. / Schmalz, S. / Thiel, M. 
(2016) : Streikrepublik Deutschland ? Die Erneue-
rung der Gewerkschaft in Ost und West, Frank-
furt a. M., S. 125 ff. 

11	 Buckel, S. et al. (2023) : “Powered by the Sup-
ply Chain”: Der Streik in Gräfenhausen und 
die Rechtskämpfe um das neue Lieferketten-
gesetz, in : VerfBlog v. 03. 10. 2023, https://
verfassungsblog.de/powered-by-the-supply-
chain ​ (letzter Zugriff : 18. 01. 2025).

12	L öw, N. (2023) : Solidarität und ihre Widersprü-
che. Gewerkschaften im Sommer der Migration 
2015, Bielefeld, S. 251.

13	 Vgl. den Beitrag von Lorenzen in diesem Heft.

14	 Hüttenhoff, F. (2023) : Harte Arbeit. Bauarbeiter 
aus Mittel- und Osteuropa und das Werkver-
tragssystem in Deutschland, https://www.peco-
ev.de/docs/Studie_Harte_Arbeit_PECO_web.pdf, 
S. 3, (letzter Zugriff : 18. 01. 2025).
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men zur Regulierung des Status von Arbeits-
migrant*innen sowie der Zugang zu Sicherung 
unabhängig von der Staatszugehörigkeit kön-
nen die Handlungsfähigkeit migrantischer Be-
schäftigter stärken. Selbst wenn im politischen 
Diskurs für derartige politische Vorhaben ak-
tuell wenig Raum sein mag, gilt es zumindest, 
die weitergehende Ausgrenzung und Prekarisie-
rung von Migrant*innen zu verhindern. ■
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THOMAS EILT GOES

GRÜNER SOZIALISMUS ?

ÜBER DAS  

POLITISCHE BEWUSSTSEIN 

VON ARBEITER*INNEN  

IN ZEITEN DES UMBRUCHS

transcript Verlag, 
Bielefeld 2024

ISBN 978-3-8376-7041-7 
400 Seiten, 50,00 € /  
kostenloses pdf

Der Autor tritt uns mit diesem Buch in zwei Rol-
len gegenüber : Der politische Stratege stützt 
seine Argumentation auf die Befunde des em-

pirischen Sozialforschers. Ein Ziel ist offenbar eine sozial-
wissenschaftlich informierte Intervention in die Diskus-
sion um die Ausrichtung linker Parteipolitik. Wenn die-
se sich den titelgebenden „Grünen Sozialismus“ auf die 
Fahnen schriebe, wie wäre dieser genauer zu konturieren, 
wie müsste er mit Inhalt gefüllt werden, um in relevantem 
Umfang auf gesellschaftlichen Rückhalt und nicht zuletzt 
auf einen Zugewinn an Wählerstimmen hoffen zu dür-
fen ? Der Kern einer Antwort besteht für Thomas Goes im 
„Sozialstaatsprojekt“, also in der politischen Vorstellung 
von der Weiterentwicklung des Wohlfahrtsstaates. Betrof-
fenheit durch bereits eingetretene Schäden, Kosten der 
Transformation, Beschäftigungsperspektiven  – der Streit 
um den Umgang mit der drängenden ökologischen Krise 
impliziert zwangsläufig Verteilungskonflikte und wird auf 
Grundlage markt- oder staatsorientierter Paradigmen ge-
führt. Der Autor will wissen, auf welche gesellschaftliche 
Resonanz ein sozialistisch ausbuchstabierter Green New 
Deal aus Umverteilung, erweiterter sozialer Sicherung, öf-
fentlichen Investitionen und wirtschaftsdemokratischen 
Interventionsmöglichkeiten hoffen kann.

Dazu grenzt er ein solches, dezidiert linkes „Sozial-
staatsprojekt“ ausführlicher von liberal-konservativen, 
marktwirtschaftlich-grünen und autoritär-populistischen 
Konkurrenzentwürfen ab (wobei das Bündnis Sarah Wa-
genknecht zum Zeitpunkt der Untersuchung noch nicht 
als solches konstituiert war). Das fällt stellenweise etwas 
sperrig aus, u. a. weil der zentrale Begriff „Projekt“ mal 
eher für die Programmatik, mal eher für die politischen 
Akteure verwendet wird. Im Mittelpunkt der Studie ste-
hen aber ohnehin die qualitativ-empirischen Befunde 
„über das politische Bewusstsein von Arbeiter*innen in 
Zeiten des Umbruchs“ (Untertitel) ; sie sind höchst auf-
schlussreich und mit Gewinn zu lesen. Thomas Goes hat 
40 Beschäftigte aus Krankenhäusern, dem Handel und der 
Automobilindustrie in ausführlichen Interviews befragt 
und aus dem so gewonnenen Material sechs Typen von 
Deutungsmustern gewonnen : Die Sozialrebellischen Na-
tionalist*innen, die Sozialen Gemeinwohldemokrat*in-
nen, die (enttäuschten) Sozialliberalen, die Leistungs-
orientierten Sozialkonservativen, die Ökologie-Zuerst-
Bewegten und die Exklusiven Sozialpopulist*innen – sie 
alle werden ausführlich porträtiert. So entsteht eine dichte 
und detailreiche Momentaufnahme der Wahrnehmungen 
und Ausdeutungen zentraler gesellschaftlicher Problem-
lagen. Goes verortet dieses Vorgehen in der arbeitssozio-
logischen Bewusstseinsforschung. Arbeitsprozess und 
betriebliche (Konflikt-)Erfahrungen werden dabei  – je 
nach Relevanzsetzung durch die Gesprächspartner*in-
nen – durchaus zum Thema, der Fokus von Fragen und 
Ergebnisdarstellung liegt aber auf gesellschaftspolitischen 
Problemstellungen : die Beschreibung und Bewertung ge-
sellschaftlicher Ungleichheit, Ab- und Ausgrenzungen so-

wie wünschenswerte Entwicklungen. Zu Recht weist der 
Autor darauf hin, dass eine solche qualitative Empirie kei-
ne Repräsentativität beanspruchen kann, zumal sich sein 
Sample auf Personen beschränkt, die in unterschiedlicher 
Weise gewerkschaftlich – als Betriebsräte, Vertrauensleute 
oder aktive Streikende – engagiert sind. Diesem gewerk-
schaftlichen Milieu spricht Goes für die „Entwicklung 
und Unterstützung eines sozial-ökologischen Sozialstaats-
projektes eine besondere Bedeutung“ (152) zu ; die Inter-
viewten seien als Scharnierpersonen zwischen gewerk-
schaftlichem Apparat und betrieblicher Basis zu sehen ; 
nicht zuletzt sei die Gewerkschaftsbewegung nach wie vor 
die größte soziale Bewegung in Deutschland.

Dass ein kapitalismuskritisches Weltbild trotz eines 
verbreiteten Unbehagens an sozialer Polarisierung sogar 
in diesem speziellen Milieu nicht in kohärenter Form, 
sondern allenfalls bei den Sozialen Gemeinwohldemo-
krat*innen und manchen ökologisch Bewegten in Versatz-
stücken zu finden ist, ist wohl nicht nur für das spezifische 
Erkenntnisinteresse des Buches, sondern auch für die Ge-
werkschaftsbewegung keine gute Nachricht. Es entspricht 
aber der theoretischen Annahme des Autors, dass jedes 
politische Projekt ideologische Arbeit bzw. politische 
Konstruktionsleistungen zu erbringen habe. Das ist nicht 
zuletzt eine Frage der Zeit : „So wünschenswert schnelle 
Veränderungen auch sein mögen, weil die Zeit für eine 
ökologisch nachhaltige Umgestaltung von Wirtschaft und 
Lebensweise tatsächlich davonläuft : Ein Rückhalt im All-
tagsbewusstsein, auf das ich in den geführten Gesprächen 
gestoßen bin, findet sich dafür kaum. (…) Ohne an die 
politischen Kräfteverhältnisse anzuknüpfen, kann nur 
marginalisierte politische Radikalität entstehen.“ (353)

Eine verbreitete Floskel gegen falschen Radikalismus 
will ‚die Leute abholen, wo sie stehen‘. Dies geht aber oft 
mit viel Projektion einher, was die Positionen ‚der Leute‘ 
betrifft. Goes hingegen nähert sich ihnen mit einem offe-
nen Interesse daran, Sichtweisen, Deutungen und Haltun-
gen zu erfassen und zu verstehen ; zur Kontextualisierung 
seiner Auswertung zieht er Umfrageergebnisse und wei-
tere qualitative Studien zu Rate. Das politische Erfolgsre-
zept, das ihm vorschwebt, besteht dann auch nicht in der 
populistischen Wiederholung und Verstärkung der Positi-
onen „kleiner Leute“, sondern in mühsamer Vermittlungs-
arbeit, die die vier Eckpunkte eines grün-sozialistischen 
Projekts  – Gleichheit, Demokratie, Antifaschismus und 
Klimaschutz – auszubuchstabieren und in realitätstaugli-
che Praxis zu übersetzen hat. Welche Anknüpfungspunkte 
dafür bestehen und in welchen Widersprüchen zu agieren 
ist, zu dieser Diskussion leistet das Buch einen wichtigen 
Beitrag. ■
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Abstracts

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 171–178

CHRISTOPH SCHERRER

Geopolitische Umbrüche : 
Wirtschaftliche Herausforderungen 
für Deutschland

Der Beitrag skizziert die neuen geopolitischen 
Spannungen insbesondere zwischen den USA 
und der VR China und erklärt sie als Folge der 
kapitalistischen Konkurrenz. Die zentrale These 
lautet, dass dem Konkurrenzprinzip des Kapi-
talismus eine Tendenz zur Grenzüberschreitung 
und zugleich zur nationalen Mobilisierung ge-
sellschaftlicher Kräfte inhärent ist. Nicht nur 
für die USA, sondern gerade auch für Deutsch-
land stellt das technologische Aufholen der VR 
China eine Herausforderung dar, der beide mit 
einer Strategie des De-risking der Lieferketten 
und mit Industriepolitik begegnen. Gleichzeitig 
drohen die deutlich umfangreicheren und mit 
hoher Finanzkraft und Sanktionsmacht ausge-
statteten Maßnahmen der USA, die deutsche 
Wirtschaft abzuhängen. Darüber hinaus wer-
den die transformativen Potenziale industrie-
politischer Nachhaltigkeitsmaßnahmen auf-
grund des Ressourceneinsatzes im Wettbewerb 
nicht ausgeschöpft. Das Wiedererstarken na-
tionalstaatlicher Mentalitäten gefährdet zudem 
den europäischen Zusammenhalt, der für die 
Bewältigung der vielfältigen Herausforderun-
gen unabdingbar ist ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 171–178

CHRISTOPH SCHERRER

Geopolitical Change :  
Germany’s Economic Challenges

The article outlines the new geopolitical ten-
sions, particularly between the USA and the 
People’s Republic of China, and explains them 
as a consequence of capitalist competition. The 
central thesis is that the competitive principle 
of capitalism has an inherent tendency to tran-
scend borders and at the same time to mobilise 
social forces at a national level. Not only for the 
USA, but also for Germany in particular, China’s 
technological catch-up represents a challenge 
that both countries are countering with a strat-
egy of de-risking supply chains and with indus-
trial policy. At the same time, due to the much 
more extensive measures taken by the USA, 
which have a high level of financial strength and 
sanctions power, the German economy threat-
ens to fall behind. In addition, the transforma-
tive potential of industrial policy sustainability 
measures is not being fully exploited due to the 
use of resources in competition. The resurgence 
of nation-state mentalities is also jeopardising 
European cohesion, which is indispensable for 
overcoming the many challenges. ■
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WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 179–187

JENNY SIMON

Chinas Bedeutungsgewinn 
als Herausforderung  
für die Weltwirtschaftsordnung ?

Der Beitrag befasst sich mit Chinas Integra-
tion in die Weltwirtschaft und fragt, welchen 
Einfluss diese auf die Regulierung der globalen 
Ökonomie hat. Die Autorin argumentiert mit 
Fokus auf Chinas neue Rolle in den globalen 
Handels- und Finanzbeziehungen, dass diese 
die Spielregeln der Weltwirtschaft bislang nicht 
radikal verändert hat, sondern von einer Reihe 
inkrementeller Transformationsprozesse und 
Konflikten um die Gestalt der Weltwirtschaft 
begleitet wird. Die Konflikte verdeutlichen Ris-
se im universalen Geltungsanspruch der markt-
liberalen Ordnung. Auch die Gegenstrategien 
der Regierungen von USA und EU tragen zu 
einer Fragmentierung der marktliberalen Welt-
wirtschaftsordnung bei und fördern eine Ent-
wicklung hin zu einer stärkeren multipolaren 
Konstellation. ■
WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 179–187

JENNY SIMON

China’s Growing Importance  
as a Challenge  
for the Global Economic Order ?

The article analyses China’s integration into the 
global economy and asks what impact it has on 

global economic regulation. Focusing on Chi-
na’s new role in global trade and financial rela-
tions, the author argues that this has not radical-
ly changed the regulation of the global economy 
but is accompanied by a series of incremental 
transformation processes and conflicts over the 
shape of the global economy. The conflicts high-
light cracks in the claim to universal validity of 
the market-liberal paradigm. The counterstrat-
egies of the USA and the EU governments con-
tribute to a fragmentation of the market-liberal 
global economic order and further a develop-
ment towards an increasingly multipolar con-
stellation. ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 188–194

SIMONE CLAAR

Energie- und Klimafinanzierung 
als globale Herausforderung

Die Klimakrise erfordert globale Lösungen, die 
die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
durch umfangreiche politische Maßnahmen 
und Investitionen fördern. Der Ukraine-Krieg 
hat die geopolitische Rolle fossiler Brennstof-
fe verdeutlicht und die Notwendigkeit deut-
lich gemacht, Abhängigkeiten zu verringern. 
Der Beitrag befasst sich mit der Energie- und 
Klimafinanzierung und zeigt, wie geopoliti-
sche Dynamiken die Energiekrise beeinflussen. 
Die Analyse belegt, dass ein Paradigmenwech-
sel von staatlicher hin zu marktorientierter Fi-
nanzierung stattfindet. Verschiedene Finanz-

instrumente fördern die Energiewende, wobei 
die öffentliche Hand bei der Gewinnung priva-
ter Investoren oft das Risiko übernimmt. Die-
se Entwicklung wird an Beispielen von Bieter-
wettbewerben, internationalen Kreditabkom-
men und grünen Fonds aus der Forschung zur 
Energiewende in Afrika verdeutlicht. Sie illus-
trieren, dass die marktorientierte Finanzierung 
stark vertreten ist, aber dazu führt, dass die lo-
kale Beteiligung erschwert wird. Perspektivisch 
braucht es Lösungsansätze, welche dem Globa-
len Süden mehr Handlungsspielraum ermögli-
chen und bestehende Ungleichheitsstrukturen 
und Machtverhältnisse nicht verfestigen. ■
WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 188–194

SIMONE CLAAR

Energy and Climate Financing  
as a Global Challenge

The climate crisis requires global solutions that 
promote the adaptation to the consequences of 
climate change through comprehensive policy 
measures and investments. The Ukraine war has 
highlighted the geopolitical role of fossil fuels 
and the need to reduce dependencies. The ar-
ticle looks at energy and climate financing and 
shows how geopolitical dynamics influence the 
energy crisis. The analysis proves that there is a 
paradigm shift from state- to market-based fi-
nancing. Various financial instruments are pro-
moting the energy transition, with the public 
sector often assuming the risk when attracting 
private investors. This development is illustrat-
ed by examples of bidding competitions, in-
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ternational credit agreements and green funds 
based on research findings on the energy tran-
sition in Africa. The article illustrates that mar-
ket-orientated financing is strongly represented 
but makes local participation more difficult. In 
the long term, solutions are needed that give the 
Global South more room for manoeuvre and do 
not reinforce existing inequality structures and 
power relations. ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 195–202

FRAUKE BANSE

Die Geopolitik der neuen 
post‑kolonialen Schuldenkrise

Der Beitrag untersucht die Ursachen der gegen-
wärtigen Schuldenkrise postkolonialer Staa-
ten in ihrem geopolitischen bzw. geoökonomi-
schen Kontext. Er zeigt, dass die Handhabung 
der ersten großen Schuldenkrise des Globalen 
Südens in den 1980er Jahren zentrale Weichen 
für die heutige Verschuldung gestellt hat. Maß-
nahmen wie die Einführung der Brady-Bonds 
und die Strukturanpassungsmaßnahmen haben 
die „passive Extraversion“ (Becker) postkolo-
nialer Staaten vertieft und damit das Schulden-
problem verschärft. Sowohl in der Schuldenkri-
se der 1980er als auch in der heutigen spielen 
geopolitische/geoökonomische Interessen eine 
große Rolle. In der gegenwärtigen Debatte wird 
allerdings die Rolle Chinas überbewertet und 
die Rolle der privaten Gläubiger für die Krisen-
dynamik unterschätzt. ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 195–202

FRAUKE BANSE

The Geopolitics  
of the New Post‑colonial Debt Crisis

The article analyses the causes of the current 
debt crisis of post-colonial states in their geo-
political and geo-economic contexts. It shows 
that the handling of the first major debt crisis 
in the Global South in the 1980s set the course 
for today’s debt situation. Measures such as 
the introduction of Brady Bonds and structur-
al adjustment programmes have deepened the 
“passive extraversion” (Becker) of post-coloni-
al states and thus exacerbated the debt problem. 
Geopolitical/geo-economic interests play a ma-
jor role in both the debt crisis of the 1980s and 
today. In the current debate, however, the role 
of China is being exaggerated, and that of pri-
vate creditors in the crisis dynamics underesti-
mated. ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 203–209

FLORIAN BUTOLLO

Der Technologiewettlauf 
um Künstliche Intelligenz  
und seine Pathologien

Künstliche Intelligenz (KI) hat sich zu einer 
Schlüsseltechnologie entwickelt, deren Nut-
zung sich rapide verbreitet. Der Beitrag zeich-
net die Bedeutung von Daten und Rechenleis-
tung und Tendenzen der ökonomischen Kon-
zentration nach, die strukturbildenden Einfluss 

auf die Weltwirtschaft haben. Aufgrund der be-
deutsamen ökonomischen, politischen und mi-
litärischen Rolle der KI spitzt sich der Wettlauf 
um die Kontrolle dieser Technologie weiter zu, 
wobei er sich einerseits als neue Stufe der Kon-
kurrenz unter großen Tech-Unternehmen und 
andererseits als geopolitische Frontstellung ent-
faltet. Der Beitrag benennt die ungleiche Neu-
ordnung der transnationalen Arbeitsteilung, die 
Machtkonzentration bei Big Tech und die Un-
terordnung von gemeinwohlorientierten Ziel-
setzungen gegenüber ökonomischen Interessen 
als Pathologien dieses Wettlaufs. ■
WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 203–209

FLORIAN BUTOLLO

The Technology Race for Artificial 
Intelligence and Its Pathologies

Artificial intelligence (AI) is becoming a key 
technology that is quickly and widely adopted. 
This article discusses the importance of data 
and computing power as well as trends in eco-
nomic concentration, which have structural in-
fluence on the global economy. Due to the sig-
nificant economic, political and military role of 
AI, the race for control of this technology con-
tinues to intensify, unfolding as a new level of 
competition among large tech companies on the 
one hand and as geopolitical competition on the 
other. The article identifies the unequal reorgan-
isation of the transnational division of labour, 
the concentration of power with Big Tech and 
the subordination of public welfare-oriented 
objectives to economic interests as pathologies 
of this race. ■

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3 - Generiert durch IP 62.146.109.131, am 02.02.2026, 16:09:28. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2025-3


241

Zusammenfassungen  �   WSI MITTEILUNGEN, 78. JG., 3/2025

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, SEITEN 210–217

ISMAIL DOĞA KARATEPE

Globalisierung ungebremst : 
Gelegenheitsarbeit zurück 
in westeuropäischen Häfen

Diese Studie untersucht, wie sich die besonde-
ren Arbeitsregime in den Häfen von Antwerpen 
und Hamburg, die sich nach dem Zweiten Welt-
krieg etabliert hatten, unter dem Druck von 
Flexibilisierungsforderungen entwickelt haben. 
Diese Arbeitsregime umfassten die Bildung 
monopolistischer Pools von gewerkschaftlich 
organisierten Hafenarbeiter*innen, die den Un-
ternehmen eine kontinuierliche Versorgung mit 
erfahrenem Personal und eine grundlegende 
Form der Arbeitsplatzsicherheit für registrier-
te Arbeiter garantierten. Der Autor zeigt, dass 
die Hafenarbeiter*innen das Poolsystem mehr 
oder weniger verteidigen konnten. Jedoch ent-
wickelte sich außerhalb dieser Häfen, in Vlissin-
gen, einem neuen Hafen nahe bei Antwerpen, 
ein „marktförmiges“ Arbeitskontrollregime für 
Logistikarbeiter*innen. Vlissingen ist insbe-
sondere für den Umschlag von verderblichen 
Früchten wie Bananen wichtig geworden, de-
ren Handhabung ein hohes Maß an Flexibilität 
erfordert. Der Fall Vlissingen wird als Beispiel 
für Ausweichstrategien interpretiert, wenn der 
Abbau von Schutzrechten der Beschäftigten auf 
den Widerstand gut organisierter und konflikt-
bereiter Belegschaften stößt. ■

WSI-MITTEILUNGEN 3/2025, PP 210–217

ISMAIL DOĞA KARATEPE

Globalisation Unabated :  
Casual Labour Back  
in Western European Ports

This study examines how the particular labour 
regimes in the ports of Antwerp and Ham-
burg, which were established after the Second 
World War, have developed under the pressure 
of flexibilisation requirements. These labour re-
gimes included the formation of monopolistic 
pools of unionised dockworkers that guaran-
teed companies a continuous supply of expe-
rienced personnel and a basic form of job se-
curity for registered workers. The author shows 
that the dockworkers were largely able to defend 
the pool system. However, outside these ports, 
in Vlissingen, a new port close to Antwerp, a 
‘market-type’ labour control regime for logis-
tics workers developed. Vlissingen has become 
particularly important for the handling of per-
ishable fruits such as bananas, which requires a 
high degree of flexibility. The case of Vlissingen 
is interpreted as an example of evasive strate-
gies when the dismantling of workers’ protec-
tive rights encounters resistance from well-or-
ganised workforces that are ready for conflict. ■
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Hinweise für Autorinnen und Autoren 

Die wsi-Mitteilungen sind eine referierte wissenschaftliche Zeitschrift im 
Themenspektrum „Arbeit – Wirtschaft – Soziales“. Ihr Anliegen ist wissen-
schaftlicher Erkenntnisgewinn und der Transfer gesellschaftsrelevanter Wis-
senschaftsbefunde in die politische und gewerkschaftliche Praxis. Auf einen 
ansprechenden Sprachstil legen wir großen Wert. Namentlich gekennzeichne-
te Artikel geben die Meinung des Autors / ​der Autorin wieder, nicht unbedingt 
die der Herausgeberin und der Redaktion.

Manuskriptangebote für die Rubriken Aufsätze, Forschung aktuell, Aus 
der Praxis, Debatte sowie Buchbesprechungen werden als Word-Dateien er-
beten an die Redaktion : claudia-czingon@boeckler.de.

Das eingereichte Manuskript darf im deutschsprachigen Raum weder veröf-
fentlicht sein noch einer anderen Zeitschrift gleichzeitig angeboten werden. 
Auch sind Originalbeiträge erwünscht. Die Zeitschrift sowie alle in ihr ent-
haltenen einzelnen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. 
Jede Verwertung, die nicht ausdrücklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen 
ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des Nomos Verlags. Mit der Annahme 
zur Veröffentlichung überträgt der Autor dem Verlag das ausschließliche Ver-
lagsrecht für die Zeit bis zum Ablauf des Urheberrechts. Eingeschlossen sind 
insbesondere auch das Recht zur Herstellung elektronischer Versionen und 
zur Einspeicherung in Datenbanken sowie das Recht zu deren Vervielfälti-
gung und Verbreitung online oder offline ohne zusätzliche Vergütung. Nach 
Ablauf eines Jahres kann der Autor anderen Verlagen eine einfache Abdruck-
genehmigung erteilen ; das Recht an der elektronischen Version verbleibt beim 
Verlag.

Aufsätze sind analytische Beiträge zu einem praxisrelevanten Thema mit 
theoretischem wie auch empirischem Bezug (ca. 40 000 Zeichen inklusive 
Leerzeichen). Sie werden zweifach doppelt-blind begutachtet (Peer Review). 
Das Ergebnis wird üblicherweise binnen zwei Monaten nach Einreichung des 
Manuskripts mitgeteilt. Die Entscheidung über die Veröffentlichung in allen 
weiteren Rubriken liegt bei der Redaktion.

Forschung aktuell präsentiert zeitnah Befunde aus der empirischen For-
schung, aus Datenanalysen oder gibt unter einer praxisrelevanten Fragestel-
lung einen Überblick über den Forschungsstand (ca. 35 000 Zeichen inklusive 
Leerzeichen).

In Aus der Praxis werden aktuelle, praxisrelevante Entwicklungen darge-
stellt und kritisch kommentiert (max. 20 000 Zeichen inklusive Leerzeichen).

Debatte bietet ein Forum für zugespitzte Diskussionsimpulse zu kontrover-
sen wissenschaftlichen und / ​oder politischen Themen (max. 12 000 Zeichen 
inklusive Leerzeichen).

Buchbesprechungen stellen Neuerscheinungen aus den Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften vor, die für einen breiten Leserkreis von Interesse sind 
(max. 11 500 Zeichen inklusive Leerzeichen). Für alle Textbeiträge gilt die neue 
deutsche Rechtschreibung gemäß den Empfehlungen des Dudens. Die de-
taillierten Redaktionshinweise finden Sie unter : www.wsi.de/de/redaktions​
hinweise-15414.htm  Wir bitten darum, diese bei der Texterstellung zu berück-
sichtigen.

  https://www.wsi.de/de/redaktionshinweise-15414.htm
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